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W168 2154056-1/17E 

I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter MMag. Dr. Bernhard MACALKA als 

Einzelrichter über die Beschwerde von  XXXX alias XXXX , geb. am XXXX , StA. Afghanistan, 

gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 24.03.2017, Zahl 

1048361008 / 140292937, nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 08.10.2020,  

A.) 

1.) beschlossen:  

Die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides wird wegen 

Zurückziehung der Beschwerde gemäß §§ 28 Abs. 1, 31 Abs. 1 VwGVG idgF eingestellt. 

2.) zu Recht erkannt: 

I.  Die Beschwerde gegen Spruchpunkt II wird als unbegründet abgewiesen.  

II. Der Beschwerde gegen die Spruchpunkte III. und IV. des angefochtenen Bescheides wird 

stattgegeben, eine Rückkehrentscheidung gemäß § 9 BFA-VG auf Dauer für unzulässig erklärt 

und  XXXX gemäß §§ 54, 55 Abs. 1 und 58 Abs. 2 AsylG 2005 ein Aufenthaltstitel 

"Aufenthaltsberechtigung plus" erteilt. 

B.) 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.  
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ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:  

I. Verfahrensgang: 

1. Der Beschwerdeführer (im Folgenden: BF) stellte nach unrechtmäßiger Einreise in das 

österreichische Bundesgebiet am 16.12.2014 gegenständlichen Antrag auf internationalen 

Schutz gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 

100/2005 idF BGBl. I Nr. 24/2016BF.  

2. Bei der mit einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes durchgeführten Erstbefragung 

des BF führte dieser zu seinem Fluchtgrund befragt zusammenfassend aus, dass sein Leben in 

Gefahr gewesen sei, da er jemanden an die Polizei verraten habe, der einen Mord begangen 

und ihn die Ermordung angedroht habe. Zudem habe er in Afghanistan seine 

Körperbehinderung, sein Bein, nicht behandeln können, weshalb er diskriminiert worden sei. 

Bei einer Rückkehr habe er Angst um sein Leben.  

Zu seinen persönlichen Umständen befragt, gab der BF an, dass er in der Provinz Baghlan 

geboren worden sei und der Volksgruppe der Tadschiken angehöre. Er habe 11 Jahre die 

Grundschule besucht und sei vor seiner Ausreise Vorarbeiter bei einer Transportfirma 

gewesen.  

3. Mit Vorlage vom 29.07.2016, beim Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: 

BFA) am 04.08.2020 eingelangt, wurde vom BF eine Teilnahmebestätigung einer 

Volkshochschule vom 08.04.2016 über den Besuch der Bildungsveranstaltung „Deutsch A2 

Teil 1“ vom 23.02.2016-08.04.2016 in Vorlage gebracht.  

4. Mit Vorlage vom 18.08.2016, beim BFA am 26.08.2016 eingelangt, wurden vom BF eine 

Teilnahmebestätigung einer Volkshochschule vom 20.05.2016 über den Besuch der 

Bildungsveranstaltung „Deutsch A2 Teil 2“ vom 12.04.2016 bis zum 20.05.2016, eine 

Bestätigung einer Marktgemeinde vom 28.07.2016 über die Verrichtung gemeinnütziger 

Hilfstätigkeiten von März 2015 bis Juli 2015, eine Bestätigung vom der freiwilligen Mitarbeit 

an Flüchtlingshilfe Projekten vom August 2016, ein Schreiben vom 09.08.2016 und eine 

Bestätigung vom 06.01.2013 über eine Tätigkeit des BF als Supervisor für ein 
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Telekommunikationsunternehmen in der Provinz Laghman vom Jänner 2010 bis zum 

Dezember 2012 vorgelegt.  

 

3. Im Rahmen der niederschriftlichen Einvernahme vor dem BFA am 03.02.2017 führte der BF 

aus, dass er gesund sei, jedoch in Physiotherapiebehandlung sei und auch Medikamente 

einnehme. Befragt, seit wann er unter dieser Erkrankung leide, erklärte der BF, dass er mit 

dem Magen Probleme habe, weshalb er Medikamente einnehme. Polio habe er bereits seit 

der Kindheit, auf dem rechten Oberschenkel habe er deswegen eine Platine erhalten und sein 

rechter Fuß sei kleiner als der andere. Nachgefragt, welche Therapie er deswegen in 

Österreich in Anspruch nehme, replizierte der BF, dass er neben Physiotherapie auch 

Medikamente für seinen Magen einnehme. Im Herkunftsstaat sei er wegen dieser 

gesundheitlichen Beschwerden ebenfalls in Behandlung gewesen, die medizinische 

Versorgung sei aber insgesamt schlechter als in Österreich.  

Zu seinen Lebensumständen in Afghanistan befragt, gab der BF zu Protokoll, dass er vor der 

Ausreise zuletzt in Kabul gewohnt habe, der Volksgruppe der Tadschiken und der 

Religionszugehörigkeit der Sunniten angehöre. Er beherrsche die Sprachen Dari, Farsi, 

Paschtu, Urdu sowie Panjabi. Auf Aufforderung, einen Lebenslauf bezüglich seiner Person zu 

schildern, brachte der BF vor, dass er in Pol e-Khomri geboren worden sei und im Alter von 

acht Jahren seine Schulbildung begonnen habe. Insgesamt habe er 11 Jahre die Schule besucht 

und danach für sechs Jahre nicht gearbeitet. Anschließend sei er 10 Jahre in Pakistan gewesen 

und sei dort als Steinmetz tätig gewesen und überdies einen Englisch- sowie Computerkurs 

absolviert. In weiterer Folge habe er in Afghanistan bei der Firma „SANPO“ für die Dauer von 

zwei Jahren eine Anstellung als Supervisor für Betriebsmittel und Transportaufträge gefunden.  

Zuletzt sei er bei dieser Transportfirma Büroleiter gewesen. Auf Nachfrage, wie er seinen 

Lebensunterhalt bestritten habe, entgegnete der BF, dass er neben seiner Beschäftigung auch 

von seiner Schwester Geldleistungen erhalten habe. Befragt, ob er bis zu seiner Ausreise einer 

Arbeit nachgehen habe können, erwiderte der BF, dass er bis ein Jahr vor seiner Ausreise 

arbeitslos gewesen sei. Neben zwei Jahren in Kabul sei er vor seiner Ausreise auch in der 

Provinz Baghlan wohnhaft gewesen. Im Heimatland habe er mit seiner Familie in einem 

Mehrparteienhaus gewohnt. Derzeit würden in diesem Haus noch sein Onkel, dessen Söhne 

und Töchter, seine Eltern und sein Bruder wohnhaft sein. Zur Frage, welche seiner 

Angehörigen noch in Afghanistan leben würden, entgegnete der BF, dass sein Vater sowie sein 

Bruder mitsamt seiner Familie noch in einer Mietwohnung im Herkunftsstaat wohnen würden. 

Zuletzt habe der BF vor einer Woche mit seinem Bruder telefoniert. Auf die weitere Frage, 
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welche Verwandte er noch in Afghanistan habe, replizierte der BF, dass er Onkeln und Tanten 

sowohl in Pol e- Khomri, in Kabul sowie in Herat habe und diese der Mittelklasse angehören 

würden. Neben seinem Bruder stehe er mit keinen weiteren Angehörigen mehr in Kontakt. 

Die Fragen, ob er vorbestraft sei, gegen ihn staatliche Fahndungsmaßnahmen bestehen 

würden, er politisch tätig gewesen sei und ob er Mitglied einer politischen Partei gewesen sei, 

wurden vom BF verneint. Seine Eltern seien Mitglied der kommunistischen Partei gewesen.  

Der BF habe aufgrund seiner Volksgruppenzugehörigkeit keine Probleme gehabt und an 

keinen gewalttätigen Auseinandersetzungen teilgenommen, habe jedoch Probleme mit 

Privatpersonen gehabt.  

Zum Fluchtgrund befragt, führte der BF an, dass in dem Dorf, in dem er in Afghanistan 

gewohnt habe, auch ein Mörder gewohnt habe und der BF bei der Polizei gegen ihn ausgesagt 

habe, weshalb dieser Mann in weiterer Folge auch verhaftet worden sei. Da die Polizei diesem 

den Hinweis gegeben habe, dass der BF für seine Verhaftung verantwortlich sei, habe der 

Mann dem BF die Mitteilung zukommen lassen, dass er ihn nach seiner Freilassung zu töten 

beabsichtige. Zuerst habe der BF diese Nachricht nicht ernst genommen, habe wenig Zeit im 

Zuge eines beruflichen Auftrages jedoch von den Taliban die Warnung erhalten, dass er 

entweder mit ihnen zusammenarbeite oder selbst getötet werde. Überdies sei sein Haus 

zweimal gestürmt worden. Der Inhaftierte sowie seine Eltern seien ebenfalls Mitglieder der 

Taliban gewesen. Dem BF sei nicht bekannt, ob die Aktionen gegen ihn von den Eltern des 

Mannes initiiert worden seien. Sein zweiter Fluchtgrund seien Diskriminierungen aufgrund 

seiner Behinderung am Fuß gewesen. Er habe Hoffnung gehabt, diese Beschwerden in Europa 

behandeln zu können. Befragt, ob er in Afghanistan persönlich verfolgt oder bedroht worden 

sei, gab der BF an, dass sowohl der erwähnte Mann als auch die Taliban nach ihm in seiner 

Wohnung gesucht hätten. Auf Aufforderung, die persönliche Bedrohung genau zu schildern, 

führte der BF an, dass ihm der Inhaftierte über seine Freunde eine Nachricht an die 

Dorfmenschen mit dem Inhalt übermittelt habe, dass er wisse, wer ihn verraten habe und 

diesen Verräter töten werde. Nachgefragt, wie er diese Meldung erhalten habe, erwiderte der 

BF, dass ihm die Dorfbewohner diese erzählt hätten. Zudem habe seine Mutter mit ihm über 

die Nachricht gesprochen und ihn über die Verhaftung des erwähnten Mannes aufgeklärt 

habe. Die Frage, ob er persönlich bedroht worden sei, wurde vom BF verneint. Seine 

Familienangehörigen seien auch nicht persönlich bedroht worden. Auf die Frage, welche 

Nachricht ihm der erwähnte Mann zukommen lassen habe und wie dies erfolgt sei, replizierte 

der BF, dass der genaue Wortlaut der Mitteilung gelautet habe, dass der Verräter, der für die 

geschilderte Verhaftung verantwortlich sei, dem Inhaftierten bekannt sei und dieser ihn nach 

Freilassung töten werde. Die Bedrohung sei ungefähr ein Jahr vor der Ausreise des BF erfolgt. 
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Die Frage, ob der erwähnte Mann immer noch inhaftiert sei, habe der BF nicht beantworten 

können. Die Frage, ob er die Bedrohung bei der Polizei angezeigt habe, wurde vom BF 

verneint. Die Dorfbewohner hätten dem BF berichtet, dass der erwähnte Mann gefoltert 

worden sei, da er nicht aussagen habe wollen, was in Afghanistan auch üblich sei. Auf Vorhalt, 

dass er bei Erstbefragung keine Bedrohung durch die Taliban angegeben habe und nur erklärt 

habe, dass sein Leben aufgrund seines Verrates gefährdet und aufgrund seiner Behinderung 

am Bein diskriminiert worden sei, führte der BF aus, dass ihm der Dolmetscher erklärt habe, 

nur von der größten Gefahr zu berichten und in weiterer Folge die Möglichkeit zu bekommen, 

seinen Fluchtgrund umfassender darzulegen. Nachgefragt, wie ihn die Taliban gewarnt hätten, 

erwiderte der BF, dass diese ihm durch ihre Chauffeure Nachrichten übermittelt hätten. Die 

Frage, ob die Taliban ihn direkt bedroht hätten, wurde vom BF verneint und ausgeführt, dass 

diese jedoch einen LKW seiner Firma in die Luft gesprengt hätten oder Treibstoff gestohlen 

hätten, was ihm von einem Kollegen berichtet worden sei. Der BF selbst sei von den Taliban 

jedoch nicht kontaktiert worden. Zur Frage, ob seine Familie nach seiner Ausreise Probleme 

mit den Taliban gehabt habe, entgegnete der BF, dass auch seine Brüder und seine Mutter 

nach seiner Flucht nach Kabul übersiedelt seien und das Heimatdorf verlassen hätten. Auf 

Nachfrage, wieso er glaube, dass der Inhaftierte ebenfalls für die Taliban gearbeitet habe, 

erklärte der BF, dass die Dorfbewohner dessen Familie kennen würden und man daher wisse, 

wer auf der Regierungsseite bzw. auf Seite der Taliban sei. Der BF habe zwar bereits in 

mehreren Provinzen Afghanistans gewohnt, könnte jedoch in keiner Provinz Afghanistans 

wohnen, da man vor den Taliban nirgends sicher sei.  

Die Frage, ob er in Österreich Verwandte habe, wurde vom BF verneint. Er habe im 

Bundesgebiet bereits eine Deutschprüfung auf dem Niveau A2 absolviert und sei in einer 

Schule tätig. Er habe bereits zahlreiche Kontakte geknüpft und auch durch seine Freundin 

neue Leute kennengelernt. Er beziehe Leistungen von der Grundversorgung und wolle 

zukünftig in Österreich als Steinmetz arbeiten. Die Frage, ob er in Österreich mit dem Gesetz 

in Konflikt geraten sei, wurde vom BF verneint.  

Im Rahmen der niederschriftlichen Einvernahme wurden vom BF ein Sonographie-

Gefäße/Duplex Befund der Abteilung für Chirurgie vom 18.03.2015 mit dem Ergebnis 

„unauffällige Flusswerte in den Arterien der unteren Extremität rechts“, ein 

Verordnungsschein für Heilbehelfe und Hilfsmittel der GK OÖ vom 27.03.2015 wegen 

Beinlängendifferenz, eine Überweisung an einen Facharzt für Chirurgie vom 11.10.2016 

wegen einer Koloskopie, eine Therapiebestätigung der physikalischen Therapie Gmunden vom 

06.12.2016 und vom 13.12.2016, eine Überweisung an einen Facharzt für Physikalische 

Medizin vom 19.01.2017, eine Tazkira, eine Bestätigung einer öffentlichen Volksschule vom 
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23.01.2017 über die Verrichtung von Reinigungsarbeiten sowie Aushilfsarbeiten, eine 

niederschriftliche Einvernahme der Freundin des BF vom 03.02.20217, eine Übersetzung der 

Geburtsurkunde, ein österreichischer Freiwilligenpass, eine Teilnahmebestätigung vom 

14.11.2016 über die Teilnahme an einem Wertedialog, ein handschriftliches 

Empfehlungsschreiben, ein Empfehlungsschreiben des Quartiergebers, eine Bestätigung eines 

Fotoclubs über die Mitgliedschaft des BF und eine Bestätigung einer Marktgemeinde vom 

02.02.2017 über die Verrichtung gemeinnütziger Hilfstätigkeiten von März 2015 bis zum 

Jänner 2017 in Vorlage gebracht.  

4. Mit dem angefochtenen Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl wurde der 

Antrag des BF auf internationalen Schutz gemäß § 3 Abs. 1 iVm. § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG bezüglich 

der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) und gemäß § 8 Abs. 1 iVm. 

§ 2 Abs. 1 Z 13 AsylG bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 

in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan (Spruchpunkt II.) abgewiesen. Dem BF wurde 

gemäß §§ 57 AsylG ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen nicht erteilt. 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm § 9 BFA-VG wurde gegen ihn eine Rückkehrentscheidung 

gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen und weiters gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die 

Abschiebung des BF gemäß § 46 FPG nach Afghanistan zulässig sei (Spruchpunkt III.). Weiters 

wurde innin Spruchpunkt IV. ausgeführt, dass die Frist für die freiwillige Ausreise des BF gemäß 

§ 55 Abs. 1 bis 3 FPG zwei Wochen ab Rechtskraft der Rückkehrentscheidung betrage. 

Begründend führte die belangte Behörde zusammenfassend aus, dass den Angaben des BF 

zufolge weder er selbst noch seine Familienmitglieder jemals persönlich bedroht worden 

seien. Der BF berufe sich lediglich auf Aussagen und Gerüchte der Dorfgemeinschaft. Auf die 

Frage, wann die Bedrohung gewesen sei, habe der BF repliziert, dass diese ein Jahr vor seiner 

Ausreise in Afghanistan gewesen sei und bis dato nicht wisse, ob der Inhaftierte bereits auf 

freien Fuß sei. Wäre der BF tatsächlich bedroht worden, wäre er direkt nach der Bedrohung 

geflüchtet und hätte sich nicht über ein Jahr Zeit für die Ausreise genommen. Auf die Frage, 

ob er persönlich von den Taliban bedroht worden sei, habe er eine widersprüchliche Situation 

beschrieben. Einerseits habe die Taliban ein Auto, in dem er gesessen sei, zerstört, 

andererseits habe er erzählt, dass ihm von der Situation nur von einem anderen Supervisor 

berichtet worden sei. Weiters habe er angegeben, dass die Taliban zweimal seine Wohnung 

gestürmt hätten, aber auf Nachfrage habe er angegeben, dass er von seiner Mutter erfahren 

habe, dass er gesucht sei und ein weiteres Mal sei er weggelaufen. Unter Berücksichtigung der 

eben genannten Widersprüche und Unplausibilitäten sei davon auszugehen, dass der BF 

niemals von den Taliban bedroht worden sei. Unter Zugrundelegung der Erwägungen der 

Behörde habe dem Vorbringen im Rahmen einer Gesamtbetrachtung zur Gänze daher die 
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Glaubhaftigkeit abgesprochen werden müssen. Die vom BF geschilderten Benachteiligungen 

aufgrund seiner Behinderung würden nicht die Schwelle einer Verfolgung erreichen.  

5. Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht gegen alle Spruchpunkte am 12.04.2017, beim 

BFA am 19.04.2017 eingelangt, Beschwerde erhoben, das bisher getätigte Vorbringen 

wiederholt und insbesondere die Anberaumung einer mündlichen Verhandlung beantragt. 

Zusammenfassend wurde ausgeführt, dass dem BF das Protokoll der Erstbefragung vom 

17.12.2014 nicht rückübersetzt worden sei und der BF daher nicht gewusst habe, was in der 

Erstbefragung angeführt sei. Durch die fehlende Rückübersetzung habe der BF auch keinerlei 

wie immer geartete Änderungen bzw. Aufklärungen durchführen können. Die Erstbefragung 

vom 17.12.2014 sei daher nichtig bzw. nicht verwertbar und seien alle aus dieser 

Erstbefragung verwendeten Schlüsse der Behörde nichtig. Die Behörde vermische zudem 

verschiedene Aussagen des BF und stelle sie als widersprüchlich dar. Die Behörde 

missinterpretiere die Aussagen des BF und hafte dem Verfahren daher sowohl Willkür als auch 

Aktenwidrigkeit an, weshalb der Bescheid aufzuheben sei. Die Behörde treffe keine 

Feststellungen, weshalb die geschilderten Benachteiligungen des BF nicht die Schwelle einer 

Verfolgung erreichen würden. Auf die vorgelegte Stellungnahme des BF vom 09.08.2016 gehe 

die Behörde überhaupt nicht ein. Die von der Behörde herangezogenen Beweismittel bzw. 

Entscheidungen seien teilweise schon bis zu 15 Jahre alt. Der BF sei für eine Firma tätig 

gewesen, die für die afghanische Armee tätig gewesen sei, weshalb sich in Zusammenhalt mit 

den UNHCR-Richtlinien ergebe, dass der BF hoch gefährdet sei. Die UNHCR-Richtlinien habe 

die Behörde gänzlich unbeachtet gelassen und auch keine Ermittlungsschritte in diese 

Richtung gesetzt. Die Feststellungen, wonach kein Familienleben vorliege, seien unbegründet 

und nicht richtig, da der BF mit seiner Lebensgefährtin eine besonders enge Beziehung habe. 

Der Beschwerde wurde ein Prüfungszeugnis des ÖIF vom 24.03.2017 auf dem Niveau A2, ein 

Bericht des BMEIA zur Situation in Afghanistan, Anmerkungen von UNHCR zur Situation in 

Afghanistan vom Dezember 2016, UNHCR Richtlinien vom April 2016, ein Schreiben des 

deutschen Ministeriums für Inneres und Bundesangelegenheiten vom 10.01.2017 über eine 

vorübergehende Aussetzung von Abschiebungen nach Afghanistan sowie ein Standard Artikel 

über zivile Opfer in Afghanistan angeschlossen.  

6. In einem Nachtrag zur Bescheidbeschwerde wurde vom bevollmächtigten Vertreter des BF 

am 27.02.2018, beim Bundesverwaltungsgericht am 28.02.2018 eingelangt, ein 

Prüfungszeugnis des ÖIF vom 02.02.2018 über eine bestandene Prüfung auf dem Niveau B1 

vorgelegt und vorgebracht, dass die Lage für behinderte Personen nahezu aussichtslos sei, da 

gerade beeinträchtigte Personen in Afghanistan weiterhin diskriminiert werden würden und 

keinerlei Chancen hätten, in Afghanistan Fuß zu fassen.  
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7. Mit Urkundenvorlage zur Bescheidbeschwerde vom 09.05.2018, beim 

Bundesverwaltungsgericht am 11.05.2018 eingelangt, wurden vom bevollmächtigten 

Vertreter des BF eine Bestätigung einer Marktgemeinde für die Verrichtung gemeinnütziger 

Hilfstätigkeiten, ein handschriftliches Empfehlungsschreiben vom 04.05.2018 sowie eine 

Arbeitsbeschreibung einer öffentlichen Volksschule über das Engagement des BF bei diversen 

Arbeiten und ein Führerschein vorgelegt.  

8. Mit eine weiteren Urkundenvorlage, beim Bundesverwaltungsgericht eingelangt am 

06.10.2020, legte der bevollmächtigte Vertreter des BF zwei Fotos, ein Schreiben des BF und 

eine Einstellungszusage einer Schlosserei vom 07.09.2020 über eine Tätigkeit als Hilfsarbeiter 

vor und führte aus, dass der der BF nunmehr bereits seit beinahe sechs Jahren in Österreich 

aufhältig sei, eine langjährige Partnerschaft führe und die deutsche Sprache auf dem Niveau 

B1 beherrsche. Für den Fall, dass dem BF ein Aufenthaltstitel gewährt werde, sei dem BF durch 

ein Unternehmen eine Anstellung als Hilfsarbeiter zugesichert worden und seine 

Selbsterhaltungsfähigkeit sei somit gesichert.  

9. Am 08.10.2020 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine öffentliche mündliche 

Beschwerdeverhandlung statt, an welcher der BF mit seinem Vertreter teilgenommen hat. Das 

BFA ist zu der Verhandlung entschuldigt nicht erschienen. 

Im Rahmen der Verhandlung wurde dem BF ausführlich Gelegenheit eingeräumt, seine 

Fluchtgründe und seine Rückkehrbefürchtungen auf Grundlage der übermittelten aktuellen 

Länderfeststellungen zu Afghanistan umfassend detailliert und konkret darzulegen, bzw. 

wurde dieser durch den erkennenden Richter zu seinen bisher erstatteten Vorbringen, sowie 

den weiteren während der Befragung und der Einvernahme vor dem BFA erstatteten 

Angaben, sowie dem Beschwerdevorbringen befragt.  

Auf die Frage, ob er sich in ärztlicher Behandlung befinde, erklärte der BF, dass er 

Medikamente gegen Rückenschmerzen bekommen habe.  Nachgefragt, ob er regelmäßig in 

ärztlicher Behandlung gewesen sei, brachte der BF vor, dass er an Kinderlähmung erkrankt 

gewesen sei. Wenn ich in diesem Zusammenhang Schmerzen habe, dann gehe ich zum Arzt. 

Ich war ein Jahr alt, als ich an Kinderlähmung erkrankte.  

Befragt, warum er konkret Beschwerde erhoben habe, entgegnete der BF, dass man ihm 

erklärt habe, auch an einem anderen Ort Afghanistans leben zu können und nicht sicher 

gewesen sei, ob der BF die Wahrheit angegeben habe. 
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Auf Aufforderung, konkret auszuführen, gegen welche konkreten Ausführungen und 

Würdigungen des BFA er Beschwerde erhoben habe, entgegnete der BF, dass die Taliban in 

Kabul einen Jackpoint errichtet hätten. Man könne als Behinderter in diesem Gebiet ohne 

familiäre und soziale Anknüpfungspunkte nicht leben. Zudem würde man mit einer 

Behinderung diskriminiert werden und man bekomme ohne Schmiergeldzahlungen keinen 

Job.  

Auf die Frage, wo er unmittelbar vor seiner Ausreise konkret in Afghanistan gewohnt habe, 

erklärte der BF, dass er seit seinem 14. Lebensjahr in Kabul gewohnt habe, jedoch in Baghlan 

geboren worden sei. Aufgrund des Krieges habe er jedoch auch in Pakistan gewohnt.  

Auf Vorhalt, dass es nicht nachvollziehbar sei, wieso er sich nicht in anderen Städten 

Afghanistans aufhalten könne, da er bereits an mehreren Orten gelebt habe, erwiderte der 

BF, dass er damals ein Kind gewesen sei und er nunmehr nur einen kranken Vater sowie einen 

kranken Bruder habe. Sein Bruder sei als Taxifahrer tätig gewesen, er sei jedoch überfallen 

worden und ihm sei sein Handy gestohlen worden.  

Der BF zog in weiterer Folge im Zuge der Verhandlung vor dem BVwG in Absprache mit 

seinem gewillkürten Rechtsvertreter die Beschwerde zu Spruchpunkt I. des angefochtenen 

Bescheides zurück; die Beschwerde gegen die anderen Spruchpunkte blieb aufrecht.  

In weiterer Folge durch den erkennenden Richter befragt, ob es abgesehen von den bisher 

angegebenen Gründen für das Verlassen Afghanistans noch weitere Gründe gäbe, die den BF 

bewogen hätten, seinen Herkunftsstaat zu verlassen, fürhte der BF aus, dass er behindert sei 

und in seiner Gehfähigkeit eingeschränkt sei. Da bereits ein normaler Mensch in Afghanistan 

nicht leben könne, sei die Gesamtsituation in Afghanistan für ihn noch gravierender, da er 

weder auf Baustellen arbeiten könne noch schwere Arbeiten verrichten könne. 

Bürotätigkeiten könne man nur nach Bezahlung einer bestimmten Geldsumme ausüben.  

Zum Vorhalt, angegeben zu haben, dass er in Afghanistan bei einer großen Firma namens 

SANTO als Teamleiter sowie als Büroleiter gearbeitet habe, als Steinmetz tätig gewesen sei 

und auch in der Produktion beschäftigt gewesen sei, weshalb er in Afghanistan auch nach 

einer Rückkehr seinen Lebensunterhalt bestreiten könnte, dass er als Steinmetz keine 

schweren Arbeiten durchgeführt habe und nur einzelne Designs angefertigt habe. Der Chef 

von SANTO sei ein Bekannter seines Bruders gewesen und er habe dort 4.000 Afghani 

verdient. Der Chef habe ihm erklärt, als Supervisor mehr verdienen zu können. Auf weiteren 

Vorhalt, dass er mit 9.000 Dollar für die illegale Schleppung nach Europa in Afghanistan ein 

gutes Leben führen könnte, erklärte der BF, dass er diesen Betrag nicht selbst verdient, 
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sondern von seinem Bruder und seiner Schwester ausgeborgt habe. Dem BF wurde 

vorgehalten, dass den Würdigungen des BFA im angefochtenen Bescheid zu Afghanistan zu 

entnehmen sei, dass insbesondere in Herat oder Mazar-e Sharif die Sicherheitslage stabil sei, 

sich Vorfälle in diesen Städten hauptsächlich gegen sogenannte "high profile" Personen bzw. 

Ziele richten würden und auf Aufforderung, konkrete Gründe zu nennen, warum er davon 

ausgehe, dass er dennoch bei Rückkehr einer, über das allgemeine Maß hinausgehenden 

Bedrohung persönlich ausgesetzt wäre, führte der BF an, dass er als behinderte Person in 

Afghanistan nicht leben und arbeiten könnte und er von der Bevölkerung diskriminiert werden 

würde. Befragt, wieso er sich nunmehr den Lebensunterhalt erwirtschaften könnte, obwohl 

er sich zuvor bereits jahrzehntelang in Afghanistan durch eigene Arbeit ernähren habe 

können, erklärte der BF, dass er damals noch jung gewesen sei und auch in Pakistan gearbeitet 

habe. Nunmehr gebe es in Afghanistan auch für junge Menschen keine Zukunft mehr. In 

Afghanistan sei er zwar in einer guten beruflichen Position gewesen, sei jedoch aufgrund 

dieser Tätigkeit von den Taliban bedroht worden und habe das Land daher verlassen müssen. 

Zur Frage, wie er sich von anderen jungen, gesunden, arbeitsfähigen Afghanen unterscheide, 

die die Sprache beherrschen und die Kultur und Gebräuche des Landes kennen würden, 

erwiderte der BF, dass diesen nicht die Möglichkeit zur Verfügung stehen würde, das Land zu 

verlassen.  

Zu seinen Lebensumständen in Österreich befragt, gab der BF zu Protokoll, dass er seit Corona 

keine Erwerbstätigkeit mehr habe, davor habe er Milch sowie Kakao in Klassen verteilt und 

fünf Euro pro Stunden erhalten habe. Wenn die Gemeinde Unterstützung benötige, habe der 

BF auch gemeinnützige Arbeiten verrichtet. Überdies bekomme er Geld von der Caritas in 

Höhe von 345 Euro, wovon er 130 Euro für seine Wohnung bezahlen müsse.  

Auf die Frage, ob er in Österreich einer legalen Beschäftigung nachgegangen sei, replizierte 

der BF, dass er seit 2015 für die Schule tätig sei. Befragt, ob er Mitglied in einem Verein sei, 

erwiderte der BF, dass er in einem Fotoclub gewesen sei, der über 520 Mitglieder gehabt habe. 

Nunmehr sei jedoch sein zukünftiger Schwiegervater krank und der BF besuche diesen zwei-

bis dreimal in der Woche.   

Auf die Frage, ob er neben seiner Lebensgefährtin zu irgendjemanden in Österreich 

freundschaftliche Beziehungen pflege, entgegnete der BF, dass er seine Verlobte 2015 

kennengelernt habe und seit 2019 mit dieser verlobt sei. Überdies habe er in Österreich auch 

weitere Freunde kennengelernt. Seine Verlobte sei nunmehr ebenfalls arbeitslos und sie 

würden am Wochenende immer Ausflüge machen. Nächstes Jahr würden der BF und seine 

Verlobte heiraten wollen. Die Unterschiede ihrer Religionen würden für den BF nicht relevant 



 

 11 

sein, da die österreichische Gesellschaft damit kein Problem habe. Auf Nachfrage, welchen 

Freizeitaktivitäten der BF in Österreich nachgehe, entgegnete der BF, dass er entweder 

Lernvideos auf Youtube ansehe oder auf dem Bauernhof seiner Lebensgefährtin Reparaturen 

vornehme. Seine Zukunft werde er gemeinsam mit seiner Lebensgefährtin planen. 

Nachgefragt, ob er mit seiner Lebensgefährtin in einer Wohnung lebe, gab der BF an, dass er 

ungefähr 5 Kilometer von seiner Lebensgefährtin entfernt wohne und er manchmal zu ihr 

fahre, oftmals komme sie jedoch auch zu ihm.  

Zur Frage des Rechtsvertreters, welche Beschwerden er wegen seiner Krankheit habe, 

erwiderte der BF, dass er unter Rückenschmerzen leide und sein rechtes Bein sei wesentlich 

schwächer als sein linkes. Durch seine Gehbeeinträchtigung sei der BF im Alltag beeinträchtigt, 

da er körperliche Tätigkeiten oftmals nicht durchführen könne. Er habe nunmehr neue 

Medikamente sowie orthopädische Schuhe erhalten und sei bereits bei der Physio-Therapie 

gewesen. Nachgefragt, ob er auch in Afghanistan Medikamente gegen seine Schmerzen 

genommen habe, replizierte der BF, dass er zum Roten Kreuz gegangen sei, aber in weiterer 

Folge der Krieg ausgebrochen sei. Da die medizinische Behandlung nicht sehr gut sei, würden 

sich wohlhabende Leute oftmals in Indien oder Pakistan behandeln lassen.  Auf Vorhalt, ob er 

versucht habe, in Afghanistan eine kostenlose Behandlung in einem öffentlichen Spital zu 

bekommen, entgegnete der BF, dass für ihn dort kein Platz sei und man ihm in einem 

Krankenhaus erklärt habe, dass er die orthopädischen Schuhe tragen müsse und er schon alt 

sei. Nachgefragt, ob sich seine Krankheit über die Jahre verschlechtert oder verbessert habe, 

entgegnete der BF, dass er vor 10 Jahren noch nicht über seine Krankheit gewusst habe und 

nur „falsch“ gegangen sei. Seit vier oder fünf Jahren habe er jedoch gravierende Schmerzen, 

weshalb er zum Arzt gegangen sei und dieser festgestellt habe, dass sich seine Wirbelsäule 

verformt habe. Auf Aufforderung, konkrete Situationen zu nennen, bei denen er von der 

afghanischen Bevölkerung ausgegrenzt oder verhöhnt worden sei, erklärte der BF, dass man 

in Afghanistan als behinderte Person unabhängig vom Grad der Behinderung immer erniedrigt 

und verhöhnt werde und für die Gesellschaft von keinem Nutzen sei. Überdies sei er oftmals 

geschlagen worden, von einigen Personen in weiterer Folge jedoch verteidigt worden. Zudem 

sei er als Kind von gemeinschaftlichen Aktivitäten ausgeschlossen worden.  

Zur Frage des Rechtsvertreters, wie man in Afghanistan Arbeit finden könne und welche 

Voraussetzungen man dafür erfüllen müsse, erwiderte der BF, dass man gesund und kräftig 

sein müsse, um einer Tätigkeit nachzugehen und man zudem Geld bezahlen müsse oder 

Verbindungen zu Regierungsmitgliedern haben müsse, um eine Stelle zu bekommen. Es sei 

jedenfalls schwierig, in Afghanistan ohne soziale Anknüpfungspunkte in den Arbeitsprozess 

eingegliedert zu werden und sich ein Leben aufzubauen. Die Frage, ob seine Familie ihn in 
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Afghanistan unterstützen könnte, wurde vom BF verneint. Auf Aufforderung des 

Rechtsvertreters, die finanzielle Situation seiner Familie darzulegen, führte der BF an, dass 

sein Bruder Taxilenker sei und nur gelegentlich Aufträge habe. Seine Schwester schicke der 

Familie gelegentlich Geld. Befragt, ob er einen Führerschein habe, erklärte der BF, dass er den 

Moped-Führerschein habe. Zum Vorhalt, dass er dann auch einen PKW-Führerschein machen 

und als Taxifahrer im Taxi seines Bruders in Afghanistan Geld erwirtschaften könnte, dass er 

seinen Fuß nicht verwenden könne und sein Bruder auch eine eigene Familie habe. Sein Vater 

und sein Bruder mitsamt dessen Familie würden in einer Wohnung mit zwei Zimmern wohnen. 

Da sein Vater jedoch krank sein, könne der BF nicht mit diesem ein Zimmer teilen. Sein Bruder 

müsse überdies für vier Kinder sowie seine Ehefrau sorgen. Nachgefragt, ob er je in Kabul 

gelebt habe, replizierte der BF, dass er in einem Dorf gewohnt habe, das zur Provinz Kabul 

gehöre. Auf die Frage des Rechtsvertreters, wie es ihm als Steinmetz körperlich ergangen sei, 

gab der BF an, dass es ihm nicht schlecht gegangen sei, da er keine schwere Arbeit verrichtet 

habe und nur Schriftzüge angefertigt habe. Auf Vorhalt, wieso er diese Tätigkeit nunmehr im 

Falle einer Rückkehr nicht wieder ausüben könnte, obwohl er 10 Jahre davon gelebt habe, 

führte der BF an, dass er Leute gekannt habe, die in Pakistan mit dieser Arbeit gut verdient 

hätten, in Afghanistan jedoch nunmehr arbeitslos seien, da man für Steinarbeiten kein hohes 

Gehalt beziehe. Bei einer Rückkehr hätte er auch Probleme wegen seiner Beziehung zu einer 

Christin sowie als Rückkehrer aus Europa.  

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen: 

Die Beschwerde richtet sich ausschließlich gegen die Spruchpunkte II-IV. 

Die Beschwerde betreffend Spruchpunkt I wurde im Zuge der Verhandlung vor dem BVwG im 

Beisein des gewillkürten, anwaltlichen Vertreters ausdrücklich zurückgezogen.  

1.1. Zur Person des BF: 

Der BF ist afghanischer Staatsangehöriger, sunnitischer Moslem und gehört der Volksgruppe 

der Tadschiken an. Der BF beherrscht die Sprachen Dari, Punjabi und Englisch sowie Deutsch. 

Der BF stammt aus der Provinz Baghlan und besuchte in Afghanistan 11 Jahre die Grundschule. 

Anschließend lebte er 10 Jahre lang in Pakistan, wo er als Steinmetz tätig war. Überdies hat er 

in Pakistan eine Computerausbildung abgeschlossen. In weiterer Folge war der BF von Jänner 

2010 bis Dezember 2012 in der Provinz Laghman als Supervisor im Bereich Brennstoffzufuhr 

eines Logistikunternehmens tätig. Er bestritt seinen Lebensunterhalt im Herkunftsstaat vor 
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seiner Ausreise von seiner Tätigkeit als Supervisor eines Logistikunternehmens, sowie von 

Geldleistungen seiner Schwester.  

Der Vater, der Bruder des BF und dessen Familie leben nach wie vor in einer Mietwohnung in 

Kabul. Eine Schwester des BF lebt als anerkannter Flüchtling in Großbritannien. Mit seinem 

Bruder steht der BF via Telefon in regelmäßigem Kontakt. Der Bruder des BF verdient in 

Afghanistan seinen Lebensunterhalt als Taxilenker und die Familie lebt zudem von 

Unterstützungen der Schwester des BF. Zudem hat der BF in Afghanistan familiäre 

Anknüpfungspunkte in Form mehrerer Onkel und Tanten in Baghlan, Kabul sowie Herat.  

Bei dem BF handelt es sich um einen insgesamt gesunden jüngeren Mann im arbeitsfähigen 

Alter. Das genaue Alter des Beschwerdefühers ist unbekannt. Der BF litt an Kinderlähmung, 

weshalb er eine Verkrümmung der Wirbelsäule sowie ein verkürztes Bein hat. Er steht wegen 

der sich aus dieser Erkrankung ergebenden orthopädischer Beschwerden in physikalischer 

Behandlung und ihm wurde diesbezüglich ein orthopädischer Schuh verschrieben. Der BF 

leidet gegenwärtig nicht unter akut lebensbedrohlich schweren körperlichen oder psychischen 

Erkrankungen und befindet sich nicht in einer durchgehenden stationären Behandlung.  

Der Beschwerdefüher erfüllt nicht die Voraussetzungen zur Gewährung eines Aufenthaltstitels 

gem. §57 AsylG.  

1.2. Zur Rückkehrmöglichkeit nach Afghanistan: 

Der BF war in Afghanistan keinen asylrelevanten, bzw. glaubhaften konkret gegen seine 

Person gerichteten Bedrohungen oder Übergriffen ausgesetzt und im Falle einer Rückkehr 

drohen ihm mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit keine asylrelevante Bedrohung.  

Eine Rückkehr in die Heimatprovinz Baghlan ist dem BF nicht zumutbar.  

Eine Ansiedlung des BF in Kabul, Mazar-e Sharif oder Herat ist möglich und zumutbar. Der 

Beschwerdeführer kann die Städte Kabul, Mazar-e Sharif und Herat von Österreich sicher mit 

dem Flugzeug (auch über Kabul) erreichen. 

Der BF ist in einem afghanischen Familienverband aufgewachsen und daher mit den 

kulturellen Gepflogenheiten seines Herkunftsstaates und den in Afghanistan gesprochenen 

Sprachen vertraut. Er stammt aus der Provinz Baghlan, hat in Afghanistan 11 Jahre die 

Grundschule besucht und als Steinmetz in Pakistan sowie als Leiter in einem 

Logistikunternehmen in Afghanistan gearbeitet. Er verfügt in Kabul über familiäre 

Anknüpfungspunkte in Form seines Vaters und seines Bruders.  
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Der Beschwerdefüher leidet gegenwärtig nicht unter einer schweren, bzw. lebensbedrohlich 

schweren psychischen oder physischen Erkrankung.  

Aufgrund einer Erkrankung an Kinderlähmung ist der Beschwerdeführer in seiner Bewegung 

dauerhaft eingeschränkt. Dieserart körperliche Beeinträchtigungen stellen kein 

verfahrensrelevantes Rückkehrhindernis dar, da dieserart Einschränkungen, insbesondere 

bezogen auf eine Arbeitsfähigkeit nicht derart schwer sind, sodass hieraus eine zukünftig 

relevante Einschränkung der Erwerbstätigkeit mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit 

resultierend abgeleitet werden kann. Dem Beschwerdeführer war es trotz dieser Erkrankung 

im Herkunfstsstaat möglich dauerhaft eine Erwerbstätigkeit zu finden und dieser 

nachzugehen, bzw. sich mit dieser einen ausreichenden Lebensunterhalt zu sichern.  

Eine ausreichende medizinische Versorgung, bzw. der Zugang zu Medikamenten ist aufgrund 

der vorliegenden Länderinformationen in Afghanistan für den BF vorhanden und diesem 

zugänglich.   

Angesichts der bestehenden grundsätzlichen Arbeitsfähigkeit des Beschwerdefühers, 

aufgrund seiner Ausbildungen und seiner Berufserfahrung, dies auch unter besonderer 

Berücksichtigung einzelner körperlicher Einschränkungen durch die als Kind erlittene 

Kinderlähmung, ist es dem Beschwerdeführer zumutbar und mit maßgeblicher 

Wahrscheinlichkeit auch möglich sich wie in der Vergangenheit, so auch nach einer Rückkehr 

insbesodnere in Kabul, Mazar-e Sharif oder Herat zumutbar und mit maßgeblicher 

Wahrscheinlichkeit auch möglich sich dort eine Existenz aufbauen und sich eine 

Lebensgrundlage durch eigene Arbeitsleistung - zumindest anfänglich - mit Hilfs- und 

Gelegenheitsarbeiten zu sichern.  Dieserart Feststellungen sind auch auch unter besonderer 

Berücksichtigung der gegenwärtigen Lage in Afghanistan aufgrund der weltweiten Corona 19 

Pandemie zu treffen. Dies insbesondere, da der BF bereits als Führungskraft tätig war und in 

mehreren Provinzen Afghanistans, so etwa in Nangarhar, Logar, Bamyan, Badachschan, 

Kunduz sowie Tachar gelebt hat. Der BF ist trotz seiner körperlichen Einschränkung in der Lage, 

in Kabul, Mazar-e Sharif oder Herat eine einfache Unterkunft zu finden. Der BF ist 

anpassungsfähig und kann einer geregelten Erwerbstätigkeit nachgehen. Zudem stehen den 

Beschwerdeführer Rückkehrhilfen offen, bzw. verfügt der BF über Familienangehörige auch 

im europäischen Ausland wie etwa eine Schwerer des BF in England, die diesen zumutbar 

kurzfristig unterstützen können.  

Bei einer Rückkehr nach Afghanistan und einer Ansiedelung in den Städten Kabul, Herat oder 

Mazar e-Sharif kann der BF grundlegende und notwendige Nahrungsbedürfnisse, wie 
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Nahrung, Kleidung sowie Unterkunft befriedigen, ohne in eine ausweglose bzw. 

existenzbedrohende Situation zu geraten.  

Es ist dem BF möglich und zumutbar, auch im Falle anfänglicher Schwierigkeiten nach einer 

Ansiedelung in den Städten Kabul, Herat oder Mazar e-Sharif Fuß zu fassen und dort ein Leben 

ohne unbillige Härten zu führen, wie es auch andere Landsleute führen können.  

1.3. Zur Integration des BF in Österreich 

Der BF reiste unter Umgehung der Grenzkontrollen nach Österreich ein und hält sich seit 

seinem Antrag auf internationalen Schutz vom 16.04.2014 in Österreich aufgrund einer 

vorübergehenden Aufenthaltsberechtigung durchgehend damit seit 6 Jahren rechtmäßig auf. 

Der Beschwerdeführer lebt von der Grundversorgung.  

Der BF ist strafgerichtlich unbescholten.  

Der BF hat Deutschkurse besucht und Deutschprüfungen auf dem Niveau A2 und B1 

absolviert. Er hat gemeinnützige Arbeiten für eine Marktgemeinde verrichtet 

Reinigungsarbeiten sowie Aushilfsarbeiten an einer Schule durchgeführt.  

Der BF hat das Modul I der Integrationsvereinbarung erfüllt und erfüllt damit die 

Voraussetzungen gem. § 55 Abs. 1 AsylG 

Der BF hat an mehreren Integrationsprojekten teilgenommen, ist Mitglied in einem Verein 

bzw. Fotoclub, hat mehrere Freunde im Bundesgebiet, bzw. ist der Beschwerdeführer mit 

einer österreichischen Staatsbürgerin verlobt.   

Der Beschwerdeführer hat insgesamt einen derartigen Grad an Integration im Bundesgebiet 

erreicht, sodass eine Außerlandesbringung diseses nach Afghanistan im gegenständlichen 

Einzelfall einen unzulässigen Eingriff in Art. 8 EMRK darstellen würde.  

 

1.4. Zur Situation im Herkunftsstaat wird Folgendes festgestellt: (gekürzt und 

zusammengefasst durch das BVwG) 

 

COVID-19: 

Länderspezifische Anmerkungen COVID-19: Stand 21.07.2020 

Aktueller Stand der COVID-19 Krise in Afghanistan 
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Berichten zufolge, haben sich in Afghanistan mehr als 35.000 Menschen mit COVID-19 angesteckt, mehr als 1.280 

sind daran gestorben. Aufgrund der begrenzten Ressourcen des öffentlichen Gesundheitswesens und der 

begrenzten Testkapazitäten sowie des Fehlens eines nationalen Sterberegisters werden bestätigte Fälle von und 

Todesfälle durch COVID-19 in Afghanistan wahrscheinlich insgesamt zu wenig gemeldet. 10 Prozent der 

insgesamt bestätigten COVID-19-Fälle entfallen auf das Gesundheitspersonal. Kabul ist hinsichtlich der 

bestätigten Fälle nach wie vor der am stärksten betroffene Teil des Landes, gefolgt von den Provinzen Herat, 

Balkh, Nangarhar und Kandahar. Beamte in der Provinz Herat sagten, dass der Strom afghanischer Flüchtlinge, 

die aus dem Iran zurückkehren, und die Nachlässigkeit der Menschen, die Gesundheitsrichtlinien zu befolgen, 

die Möglichkeit einer neuen Welle des Virus erhöht haben, und dass diese in einigen Gebieten bereits begonnen 

hätte. Am 18.07.2020 wurde mit 60 neuen COVID-19 Fällen der niedrigste tägliche Anstieg seit drei Monaten 

verzeichnet – wobei an diesem Tag landesweit nur 194 Tests durchgeführt wurden. 

Krankenhäuser und Kliniken berichten weiterhin über Probleme bei der Aufrechterhaltung oder Erweiterung der 

Kapazität ihrer Einrichtungen zur Behandlung von Patienten mit COVID-19. Diese Herausforderungen stehen im 

Zusammenhang mit der Bereitstellung von persönlicher Schutzausrüstung (PSA), Testkits und medizinischem 

Material sowie mit der begrenzten Anzahl geschulter Mitarbeiter - noch verschärft durch die Zahl des erkrankten 

Gesundheitspersonals. Es besteht nach wie vor ein dringender Bedarf an mehr Laborequipment sowie an der 

Stärkung der personellen Kapazitäten und der operativen Unterstützung. 

Maßnahmen der afghanischen Regierung und internationale Hilfe: 

Die landesweiten Sperrmaßnahmen der Regierung Afghanistans bleiben in Kraft. Universitäten und Schulen 

bleiben weiterhin geschlossen. Die Regierung Afghanistans gab am 06.06.2020 bekannt, dass sie die landesweite 

Abriegelung um drei weitere Monate verlängern und neue Gesundheitsrichtlinien für die Bürger herausgeben 

werde. Darüber hinaus hat die Regierung die Schließung von Schulen um weitere drei Monate bis Ende August 

verlängert. 

Berichten zufolge werden die Vorgaben der Regierung nicht befolgt, und die Durchsetzung war nachsichtig. Die 

Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des Virus unterscheiden sich weiterhin von Provinz zu Provinz, 

in denen die lokalen Behörden über die Umsetzung der Maßnahmen entscheiden. Zwar behindern die 

Sperrmaßnahmen der Provinzen weiterhin periodisch die Bewegung der humanitären Helfer, doch hat sich die 

Situation in den letzten Wochen deutlich verbessert, und es wurden weniger Behinderungen gemeldet. 

Einwohner Kabuls und eine Reihe von Ärzten stellten am 18.07.2020 die Art und Weise in Frage, wie das 

afghanische Gesundheitsministerium (MoPH) mit der Ausbreitung der COVID-19-Pandemie im Land 

umgegangen ist, und sagten, das Gesundheitsministerium habe es trotz massiver internationaler Gelder 

versäumt, richtig auf die Pandemie zu reagieren. Es gibt Berichte wonach die Bürger angeben, dass sie ihr 

Vertrauen in öffentliche Krankenhäuser verloren haben und niemand mehr in öffentliche Krankenhäuser geht, 

um Tests oder Behandlungen durchzuführen. 

Beamte des afghanischen Gesundheitsministeriums erklärten, dass die Zahl der aktiven Fälle von COVID-19 in 

den Städten zurückgegangen sei, die Pandemie in den Dörfern und in den abgelegenen Regionen des Landes 

jedoch zunehme. Der Gesundheitsminister gab an, dass 500 Beatmungsgeräte aus Deutschland angekauft 

wurden und 106 davon in den Provinzen verteilt werden würden. 

Am Samstag den 18.07.2020 kündete die afghanische Regierung den Start des Dastarkhan-e-Milli-Programms 

als Teil ihrer Bemühungen an, Haushalten inmitten der COVID-19-Pandemie zu helfen, die sich in 
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wirtschaftlicher Not befänden. Auf der Grundlage des Programms will die Regierung in der ersten Phase 86 

Millionen Dollar und dann in der zweiten Phase 158 Millionen Dollar bereitstellen, um Menschen im ganzen 

Land mit Nahrungsmitteln zu versorgen. Die erste Phase soll über 1,7 Millionen Familien in 13.000 Dörfern in 

34 Provinzen des Landes abdecken. 

Die Weltbank genehmigte am 15.07.2020 einen Zuschuss in Höhe von 200 Millionen US-Dollar, um Afghanistan 

dabei zu unterstützen, die Auswirkungen von COVID-19 zu mildern und gefährdeten Menschen und 

Unternehmen Hilfe zu leisten. 

Auszugsweise Lage in den Provinzen Afghanistans: 

Dieselben Maßnahmen – nämlich Einschränkungen und Begrenzungen der täglichen Aktivitäten, des 

Geschäftslebens und des gesellschaftlichen Lebens – werden in allen folgend angeführten Provinzen 

durchgeführt. Die Regierung hat eine Reihe verbindlicher gesundheitlicher und sozialer 

Distanzierungsmaßnahmen eingeführt, wie z.B. das obligatorische Tragen von Gesichtsmasken an öffentlichen 

Orten, das Einhalten eines Sicherheitsabstandes von zwei Metern in der Öffentlichkeit und ein Verbot von 

Versammlungen mit mehr als zehn Personen. Öffentliche und touristische Plätze, Parks, Sportanlagen, Schulen, 

Universitäten und Bildungseinrichtungen sind geschlossen; die Dienstzeiten im privaten und öffentlichen Sektor 

sind auf 6 Stunden pro Tag beschränkt und die Beschäftigten werden in zwei ungerade und gerade 

Tagesschichten eingeteilt. 

Die meisten Hotels, Teehäuser und ähnliche Orte sind aufgrund der COVID-19 Maßnahmen geschlossen, es sei 

denn, sie wurden geheim und unbemerkt von staatlichen Stellen geöffnet. 

In der Provinz Kabul gibt es zwei öffentliche Krankenhäuser die COVID-19 Patienten behandeln mit 200 

beziehungsweise 100 Betten. Aufgrund der hohen Anzahl von COVID-19-Fällen im Land und der 

unzureichenden Kapazität der öffentlichen Krankenhäuser hat die Regierung kürzlich auch privaten 

Krankenhäusern die Behandlung von COVID-19-Patienten gestattet. Kabul sieht sich aufgrund von Regen- und 

Schneemangel, einer boomenden Bevölkerung und verschwenderischem Wasserverbrauch mit 

Wasserknappheit konfrontiert. Außerdem leben immer noch rund 12 Prozent der Menschen in Kabul unter der 

Armutsgrenze, was bedeutet, dass oftmals ein erschwerter Zugang zu Wasser besteht. 

In der Provinz Balkh gibt es ein Krankenhaus, welches COVID-19 Patienten behandelt und über 200 Betten 

verfügt. Es gibt Berichte, dass die Bewohner einiger Distrikte der Provinz mit Wasserknappheit zu kämpfen 

hatten. Darüber hinaus hatten die Menschen in einigen Distrikten Schwierigkeiten mit dem Zugang zu 

ausreichender Nahrung, insbesondere im Zuge der COVID-19-Pandemie. 

Wirtschaftliche Lage in Afghanistan: 

Verschiedene COVID-19-Modelle zeigen, dass der Höhepunkt des COVID-19-Ausbruchs in Afghanistan zwischen 

Ende Juli und Anfang August erwartet wird, was schwerwiegende Auswirkungen auf die Wirtschaft 

Afghanistans und das Wohlergehen der Bevölkerung haben wird. Es herrscht weiterhin Besorgnis seitens 

humanitärer Helfer, über die Auswirkungen ausgedehnter Sperrmaßnahmen auf die am stärksten gefährdeten 

Menschen – insbesondere auf Menschen mit Behinderungen und Familien – die auf Gelegenheitsarbeit 

angewiesen sind und denen alternative Einkommensquellen fehlen. Der Marktbeobachtung des World Food 

Programme (WFP) zufolge ist der durchschnittliche Weizenmehlpreis zwischen dem 14. März und dem 15. Juli 

um 12 Prozent gestiegen, während die Kosten für Hülsenfrüchte, Zucker, Speiseöl und Reis (minderwertige 
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Qualität) im gleichen Zeitraum um 20 – 31 Prozent gestiegen sind. Einem Bericht der Ernährungs- und 

Landwirtschaftsorganisation der UNO (FAO) und des Ministeriums für Landwirtschaft, Bewässerung und 

Viehzucht (MAIL) zufolge sind über 20 Prozent der befragten Bauern nicht in der Lage, ihre nächste Ernte 

anzubauen, wobei der fehlende Zugang zu landwirtschaftlichen Betriebsmitteln und die COVID-19-

Beschränkungen als Schlüsselfaktoren genannt werden. Darüber hinaus sind die meisten Weizen-, Obst-, 

Gemüse- und Milchverarbeitungsbetriebe derzeit nur teilweise oder gar nicht ausgelastet, wobei die COVID-19-

Beschränkungen als ein Hauptgrund für die Reduzierung der Betriebe genannt werden. Die große Mehrheit der 

Händler berichtete von gestiegenen Preisen für Weizen, frische Lebensmittel, Schafe/Ziegen, Rinder und 

Transport im Vergleich zur gleichen Zeit des Vorjahres. Frischwarenhändler auf Provinz- und nationaler Ebene 

sahen sich im Vergleich zu Händlern auf Distriktebene mit mehr Einschränkungen konfrontiert, während die 

große Mehrheit der Händler laut dem Bericht von teilweisen Marktschließungen aufgrund von COVID-19 

berichtete. 

Am 19.07.2020 erfolgte die erste Lieferung afghanischer Waren in zwei Lastwagen nach Indien, nachdem 

Pakistan die Wiederaufnahme afghanischer Exporte nach Indien angekündigt hatte um den Transithandel zu 

erleichtern. Am 12.07.2020 öffnete Pakistan auch die Grenzübergänge Angor Ada und Dand-e-Patan in den 

Provinzen Paktia und Paktika für afghanische Waren, fast zwei Wochen nachdem es die Grenzübergänge Spin 

Boldak, Torkham und Ghulam Khan geöffnet hatte. 

Einreise und Bewegungsfreiheit: 

Die Türkei hat, nachdem internationale Flüge ab 11.6.2020 wieder nach und nach aufgenommen wurden, am 

19.07.2020 wegen der COVID-19-Pandemie Flüge in den Iran und nach Afghanistan bis auf weiteres ausgesetzt, 

wie das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur mitteilte. 

Bestimmte öffentliche Verkehrsmittel wie Busse, die mehr als vier Passagiere befördern, dürfen nicht 

verkehren. Obwohl sich die Regierung nicht dazu geäußert hat, die Reisebeschränkungen für die Bürger 

aufzuheben, um die Ausbreitung von COVID-19 zu verhindern, hat sich der Verkehr in den Städten wieder 

normalisiert, und Restaurants und Parks sind wieder geöffnet. 

 

Das genaue Ausmaß der COVID-19-Krise in Afghanistan ist unbekannt. Die hier gesammelten Informationen 

sollen die Lage zu COVID-19 in Afghanistan zum Zeitpunkt der Berichtserstellung wiedergeben. Diese 

Informationen werden in regelmäßigen Abständen aktualisiert.   

 

In 30 der 34 Provinzen Afghanistans wurden mittlerweile COVID-19-Fälle registriert (NYT 22.4.2020). 

Nachbarländer von Afghanistan, wie China, Iran und Pakistan, zählen zu jenen Ländern, die von COVID-19 

besonders betroffen waren bzw. nach wie vor sind. Dennoch ist die Anzahl, der mit COVID-19 infizierten 

Personen relativ niedrig (AnA 21.4.2020). COVID-19 Verdachtsfälle können in Afghanistan aufgrund von 

Kapazitätsproblem bei Tests nicht überprüft werden – was von afghanischer Seite bestätigt wird (DW 22.4.2020; 

vgl. QA 16.4.2020; NYT 22.4.2020; ARZ KBL 7.5.2020). Auch wird die Dunkelziffer von afghanischen Beamten 

höher geschätzt (WP 20.4.2020). In Afghanistan können derzeit täglich 500 bis 700 Personen getestet werden. 

Diese Kapazitäten sollen in den kommenden Wochen auf 2.000 Personen täglich erhöht werden (WP 20.4.2020). 

Die Regierung bemüht sich noch weitere Testkits zu besorgen – was Angesicht der derzeitigen Nachfrage 

weltweit, eine Herausforderung ist (DW 22.4.2020). 
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Landesweit können – mit Hilfe der Vereinten Nationen – in acht Einrichtungen COVID-19-Testungen durchgeführt 

werden (WP 20.4.2020). Auch haben begrenzte Laborkapazitäten und -ausrüstung einige Einrichtungen dazu 

gezwungen Testungen vorübergehend einzustellen (WP 20.4.2020). Unter anderem können COVID-19-

Verdachtsfälle in Einrichtungen folgender Provinzen überprüft werden: Kabul, Herat, Nangarhar (TN 30.3.2020) 

und Kandahar. COVID-19 Proben aus angrenzenden Provinzen wie Helmand, Uruzgan und Zabul werden ebenso 

an die Einrichtung in Kandahar übermittelt (TN 7.4.2020a). 

 

Jahrzehntelange Konflikte in Afghanistan machen das Land anfällig für den Ausbruch von Krankheiten: nach wie 

vor ist Polio dort endemisch (als eines von drei Ländern weltweit) (WP 20.4.2020) außerdem ist das 

Gesundheitssystem fragil (AnA 21.4.2020; vgl. QA 16.4.2020; ARZ KBL 7.5.2020). Beispielsweise mangelt es an 

adäquaten Medikamenten für Patient/innen, die an COVID-19 erkrankt sind. Jedoch sind die wenigen 

Medikamente, die hierfür zur Verfügung stehen, kostenfrei (ARZ KBL 7.5.2020). Der landesweite Mangel an 

COVID-19-Testkits sowie an Isolations- und Behandlungseinrichtungen verdeutlichen diese Herausforderung 

(AnA 21.4.2020; vgl. ARZ KBL 7.5.2020). Landesweit stehen 10.400 Krankenhausbetten (BBC 9.4.2020) und 300 

Beatmungsgeräte zur Verfügung (TN 8.4.2020; vgl. DW 22.4.2020; QA 16.4.2020). 300 weitere Beatmungsgeräte 

plant die afghanische Regierung zu besorgen. Weiters mangelt es an geschultem Personal, um diese 

medizinischen Geräte in Afghanistan zu bedienen und zu warten (DW 22.4.2020; vgl. ARZ KBL 7.5.2020). Engpässe 

bestehen bei den PPE (personal protective equipment), persönlichen Schutzausrüstungen für medizinisches 

Personal; außerdem wird mehr fachliches Personal benötigt, um Patient/innen auf den Intensivstationen zu 

betreuen (ARZ KBL 7.5.2020). 

 

Aufgrund der Nähe zum Iran gilt die Stadt Herat als der COVID-19-Hotspot Afghanistans (DW 22.4.2020; vgl. NYT 

22.4.2020); dort wurde nämlich die höchste Anzahl bestätigter COVID-19-Fälle registriert (TN 7.4.2020b; vgl. DW 

22.4.2020). Auch hat sich dort die Anzahl positiver Fälle unter dem Gesundheitspersonal verstärkt. 

Mitarbeiter/innen des Gesundheitswesens berichten von fehlender Schutzausrüstung – die Provinzdirektion 

bestätigte dies und erklärtes mit langwierigen Beschaffungsprozessen (TN 7.4.2020b). Betten, 

Schutzausrüstungen, Beatmungsgeräte und Medikamente wurden bereits bestellt – jedoch ist unklar, wann die 

Krankenhäuser diese Dinge tatsächlich erhalten werden (NYT 22.4.2020). Die Provinz Herat verfügt über drei 

Gesundheitseinrichtungen für COVID-19-Patient/innen. Zwei davon wurden erst vor kurzem errichtet; diese sind 

für Patient/innen mit leichten Symptomen bzw. Verdachtsfällen des COVID-19 bestimmt. Patient/innen mit 

schweren Symptomen hingegen, werden in das Regionalkrankenhaus von Herat, welches einige Kilometer vom 

Zentrum der Provinz entfernt liegt, eingeliefert (TN 7.4.2020b). In Hokerat wird die Anzahl der Beatmungsgeräte 

auf nur 10 bis 12 Stück geschätzt (BBC 9.4.2020; vgl. TN 8.4.2020). 

 

Beispiele für Maßnahmen der afghanischen Regierung 

Eine Reihe afghanischer Städte wurde abgesperrt (WP 20.4.2020), wie z.B. Kabul, Herat und Kandahar (TG 

1.4.2020a). Zusätzlich wurde der öffentliche und kommerzielle Verkehr zwischen den Provinzen gestoppt (WP 

20.4.2020). Beispielsweise dürfen sich in der Stadt Kabul nur noch medizinisches Personal, Bäcker, 

Journalist/innen, (Nahrungsmittel)Verkäufer/innen und Beschäftigte im Telekommunikationsbereich bewegen. 

Der Kabuler Bürgermeister warnte vor "harten Maßnahmen" der Regierung, die ergriffen werden, sollten sich 

die Einwohner/innen in Kabul nicht an die Anordnungen halten, unnötige Bewegungen innerhalb der Stadt zu 

stoppen. Die Sicherheitskräfte sind beauftragt zu handeln, um die Beschränkung umzusetzen (TN 9.4.2020a). 
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Mehr als die Hälfte der afghanischen Bevölkerung lebt unterhalb der Armutsgrenze (WP 22.4.2020): Aufgrund 

der Maßnahmen sorgen sich zehntausende Tagelöhner in Kabul und Herat um ihre Existenz. UNICEF zufolge, 

arbeiten allein in Kabul mindestens 60.000 Kinder, um das Familieneinkommen zu ersetzen (TG 1.4.2020). 

Offiziellen Schätzungen zufolge können z.B. in Herat-Stadt 150.000 Tagelöhner aufgrund des Lockdowns nicht 

arbeiten und haben somit kein Einkommen. Weil es in Herat an Ressourcen mangelt, um Hunderttausende zu 

ernähren, nimmt die Bevölkerung die Bedrohung durch das Virus nicht ernst. Zwar hat die Bevölkerung anfangs 

großzügig gespendet, aber auch diese Spenden werden weniger, nachdem die langfristigen wirtschaftlichen 

Auswirkungen auf Unternehmen sichtbar werden (NYT 22.4.2020). 

 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) und die International Organization for Migration (IOM) unterstützen 

das afghanische Ministerium für öffentliche Gesundheit (MOPH) (WHO MIT 10.5.2020; vgl. IOM 11.5.2020); die 

WHO übt eine beratende Funktion aus und unterstützt die afghanische Regierung in vier unterschiedlichen 

Bereichen während der COVID-19-Krise (WHO MIT 10.5.2020): 1. Koordination; 2. Kommunikation innerhalb der 

Gemeinschaften 3. Monitoring (durch eigens dafür eingerichtete Einheiten – speziell was die Situation von 

Rückkehrer/innen an den Grenzübergängen und deren weitere Bewegungen betrifft) und 4. Kontrollen an 

Einreisepunkten – an den 4 internationalen Flughäfen sowie 13 Grenzübergängen werden medizinische Kontroll- 

und Überwachungsaktivitäten durchgeführt (WHO MIT 10.5.2020; vgl. IOM 11.5.2020).   

 

Taliban und COVID-19 

Ein Talibansprecher verlautbarte, dass die Taliban den Konflikt pausieren könnten, um Gesundheitsbehörden zu 

erlauben, in einem von ihnen kontrollierten Gebiet zu arbeiten, wenn COVID-19 dort ausbrechen sollte (TN 

2.4.2020; vgl. TD 2.4.2020). In der nördlichen Provinz Kunduz, hätten die Taliban eine Gesundheitskommision 

gegründet, die direkt in den Gemeinden das öffentliche Bewusstsein hinsichtlich des Virus stärkt. Auch sollen 

Quarantänezentren eingerichtet worden sein, in denen COVID-19-Verdachtsfälle untergebracht wurden. Die 

Taliban hätten sowohl Schutzhandschuhe, als auch Masken und Broschüren verteilt; auch würden sie jene, die 

aus anderen Gebieten kommen, auf COVID-19 testen (TD 2.4.2020). Auch in anderen Gebieten des Landes, wie 

in Baghlan, wird die Bevölkerung im Rahmen einer Informationsveranstaltung in der Moschee über COVID-19 

informiert. Wie in der Provinz Kunduz, versorgen die Taliban die Menschen mit (Schutz)material, helfen 

Entwicklungshelfern dabei zu jenen zu gelangen, die in Taliban kontrollierten Gebieten leben und bieten sichere 

Wege zu Hilfsorganisationen, an (UD 13.3.2020). 

Der Umgang der Taliban mit der jetzigen Ausnahmesituation wirft ein Schlaglicht auf den Modus Operandi der 

Truppe. Um sich die Afghanen in den von ihnen kontrollierten Gebieten gewogen zu halten, setzen die Taliban 

auf Volksnähe. Durch die Präsenz vor Ort machten die Islamisten das Manko wett, dass sie kein Geld hätten, um 

COVID-19 medizinisch viel entgegenzusetzen: Die Taliban können Prävention betreiben, behandeln können sie 

Erkrankte nicht (NZZ 7.4.2020). 

 

Aktuelle Informationen zu Rückkehrprojekten 

IOM Österreich unterstützt auch derzeit Rückkehrer/innen im Rahmen der freiwilligen Rückkehr. Aufgrund des 

stark reduzierten Flugbetriebs ist die Rückkehr seit April 2020 nur in sehr wenige Länder tatsächlich möglich. 

Neben der Reiseorganisation bietet IOM Österreich dabei, wie bekannt, Unterstützung bei der Ausreise am 

Flughafen Wien Schwechat an (IOM AUT 18.5.2020). 

IOM Österreich bietet derzeit, aufgrund der COVID-19-Lage, folgende Aktivitäten an:   

• Qualitätssicherung in der Rückkehrberatung (Erarbeitung von Leitfäden und Trainings) 
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• Unterstützung bei der freiwilligen Rückkehr und Reintegration im Rahmen der vorhandenen 

Möglichkeiten (Virtuelle Beratung, Austausch mit Rückkehrberatungseinrichtungen und Behörden, 

Monitoring der Reisemöglichkeiten) (IOM AUT 18.5.2020). 

Das Projekt RESTART III – Unterstützung des österreichischen Rückkehrsystems und der Reintegration freiwilliger 

Rückkehrer/innen in Afghanistan“ wird bereits umgesetzt. Derzeit arbeiten die österreichischen IOM-

Mitarbeiter/innen vorwiegend an der ersten Komponente (Unterstützung des österreichischen 

Rückkehrsystems) und erarbeiten Leitfäden und Trainingsinhalte. Die Unterstützung der freiwilligen Rückkehr 

nach Afghanistan ist derzeit aufgrund fehlender Flugverbindungen nicht möglich. IOM beobachtet die Situation 

und steht diesbezüglich in engem Austausch mit den zuständigen Rückkehrberatungseinrichtungen und den 

österreichischen Behörden (IOM AUT 18.5.2020) 

Mit Stand 18.5.2020, sind im laufenden Jahr bereits 19 Projektteilnehmer/innen nach Afghanistan zurückgekehrt. 

Mit ihnen, als auch mit potenziellen Projektteilnehmer/innen, welche sich noch in Österreich befinden, steht 

IOM Österreich in Kontakt und bietet Beratung/Information über virtuelle Kommunikationswege an (IOM AUT 

18.5.2020). 

Informationen von IOM Kabul zufolge, sind IOM-Rückkehrprojekte mit Stand 13.5.2020 auch weiterhin in 

Afghanistan operativ (IOM KBL 13.5.2020). 

Quellen: 

• AnA – Andalous (21.4.2020): COVID-19 rips through fragile Afghan health system, 

https://www.aa.com.tr/en/asia-pacific/covid-19-rips-through-fragile-afghan-health-system-/1812821, 

Zugriff 23.4.2020 

• ARZ KBL – Arzt in Kabul (7.5.2020): Antwortschreiben per E-Mail; liegt bei der Staatendokumentation 

auf. 

• BBC (9.4.2020): Coronavirus: The porous borders where the virus cannot be controlled, 

https://www.bbc.com/news/world-asia-52210479, Zugriff 9.4.2020 

• DW – Deutsche Welle (22.4.2020): Coronavirus: Tough times ahead as Afghanistan struggles to manage 

pandemic,  https://www.dw.com/en/coronavirus-tough-times-ahead-as-afghanistan-struggles-to-

manage-pandemic/a-53207173, Zugriff 23.4.2020, ua.  

 

Der Inhalt dieser Kurzinformation wird mit heutigem Datum in das LIB Afghanistan übernommen (Abschnitt 1; 

relevant für Abschnitt 2/Politische Lage; Abschnitt 3/Sicherheitslage; Abschnitt 21/Grundversorgung und 

Wirtschaft). 

Anschläge in Kabul-Stadt 

Bei einem Selbstmordanschlag während des persischen Neujahres-Fests Nowruz in KabulStadt kamen am 

21.3.2019 sechs Menschen ums Leben und weitere 23 wurden verletzt (AJ 21.3.2019, Reuters 21.3.2019). Die 

Detonation erfolgte in der Nähe der Universität Kabul und des Karte Sakhi Schreins, in einer mehrheitlich von 

Schiiten bewohnten Gegend. Quellen zufolge wurden dafür drei Bomben platziert: eine im Waschraum einer 

Moschee, eine weitere hinter einem Krankenhaus und die dritte in einem Stromzähler (TDP 21.3.2019; AJ 

21.3.2019). Der ISKP (Islamische Staat - Provinz Khorasan) bekannte sich zum Anschlag (Reuters 21.3.2019). 

Während eines Mörserangriffs auf eine Gedenkveranstaltung für den 1995 von den Taliban getöteten Hazara-

Führer Abdul Ali Mazari im überwiegend von Hazara bewohnten Kabuler Stadtteil Dasht-e Barchi kamen am 

7.3.2019 elf Menschen ums Leben und 95 weitere wurden verletzt. Der ISKP bekannte sich zum Anschlag (AJ 

8.3.2019). 

Überflutungen und Dürre 
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Nach schweren Regenfällen in 14 afghanischen Provinzen kamen mindestens 63 Menschen ums Leben. In den 

Provinzen Farah, Kandahar, Helmand, Herat, Kapisa, Parwan, Zabul und Kabul, wurden ca. 5.000 Häuser zerstört 

und 7.500 beschädigt (UN OCHA 19.3.2019). Dem Amt für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten der 

Vereinten Nationen (UN OCHA) zufolge waren mit Stand 19.3.2019 in der Provinz Herat die Distrikte Ghorvan, 

Zendejan, Pashtoon Zarghoon, Shindand, Guzarah und Baland Shahi betroffen (UN OCHA 19.3.2019). Die 

Überflutungen folgten einer im April 2018 begonnen Dürre, von der die Provinzen Badghis und Herat am meisten 

betroffen waren und von deren Folgen (z.B. Landflucht in die naheliegenden urbanen Zentren, Anm.) sie es 

weiterhin sind. Gemäß einer Quelle wurden in den beiden Provinzen am 13.9.2018 ca. 266.000 IDPs vertrieben: 

Davon zogen 84.000 Personen nach Herat-Stadt und 94.945 nach Qala-e-Naw, wo sie sich in den Randgebieten 

oder in Notunterkünften innerhalb der Städte ansiedelten und auf humanitäre Hilfe angewiesen sind (IFRCRCS 

17.3.2019). 

Friedensgespräche 

Kurz nach der Friedensgesprächsrunde zwischen Taliban und Vertretern der USA in Katar Ende Jänner 2019 fand 

Anfang Februar in Moskau ein Treffen zwischen Taliban und bekannten afghanischen Politikern der Opposition, 

darunter der ehemalige Staatspräsident Hamid Karzai und mehrere „Warlords", statt (Qantara 12.2.201). Quellen 

zufolge wurde das Treffen von der afghanischen Diaspora in Russland organisiert. Taliban-Verhandlungsführer 

Sher Muhammad Abbas Stanaksai wiederholte während des Treffens schon bekannte Positionen wie die 

Verteidigung des „Dschihad" gegen die „US-Besatzer" und die gleichzeitige Weiterführung der Gespräche mit 

den USA. Des Weiteren verkündete er, dass die Taliban die Schaffung eines „islamischen Regierungssystems mit 

allen Afghanen" wollten, obwohl sie dennoch keine „exklusive Herrschaft" anstrebten. Auch bezeichnete er die 

bestehende afghanische Verfassung als „Haupthindernis für den Frieden", da sie „vom Westen aufgezwungen 

wurde"; Weiters forderten die Taliban die Aufhebung der Sanktionen gegen ihre Führer und die Freilassung ihrer 

gefangenen Kämpfer und bekannten sich zur Nichteinmischung in Angelegenheiten anderer Länder, zur 

Bekämpfung des Drogenhandels, zur Vermeidung ziviler Kriegsopfer und zu Frauenrechten. Diesbezüglich aber 

nur zu jenen, „die im Islam vorgesehen seien" (z.B. lernen, studieren und sich den Ehemann selbst auswählen). 

In dieser Hinsicht kritisierten sie dennoch, dass „im Namen der Frauenrechte Unmoral verbreitet und afghanische 

Werte untergraben würden" (Taz 6.2.2019). 

Ende Februar 2019 fand eine weitere Friedensgesprächsrunde zwischen Taliban und US- Vertretern in Katar statt, 

bei denen die Taliban erneut den Abzug der US-Truppen aus Afghanistan forderten und betonten, die Planung 

von internationalen Angriffen auf afghanischem Territorium verhindern zu wollen. Letzterer Punkt führte jedoch 

zu Meinungsverschiedenheiten: Während die USA betonten, die Nutzung des afghanischen Territoriums durch 

„terroristische Gruppen" vermeiden zu wollen und in dieser Hinsicht eine Garantie der Taliban forderten, 

behaupteten die Taliban, es gebe keine universelle Definition von Terrorismus und weigerten sich gegen solch 

eine Spezifizierung. Sowohl die Taliban- als auch die US-Vertreter hielten sich gegenüber den Medien relativ 

bedeckt und betonten ausschließlich, dass die Friedensverhandlungen weiterhin stattfänden. Während es zu 

Beginn der Friedensgesprächsrunde noch Hoffnungen gab, wurde mit Voranschreiten der Verhandlungen immer 

klarer, dass sich eine Lösung des Konflikts als „frustrierend langsam" erweisen würde (NYT 7.3.2019). 

Die afghanische Regierung war weder an den beiden Friedensgesprächen in Doha noch an dem Treffen in Moskau 

beteiligt (Qantara 12.2.2019; vgl. NYT 7.3.2019), was Unbehagen unter einigen Regierungsvertretern auslöste 

und die diplomatischen Beziehungen zwischen den beiden Regierungen beeinträchtigte (Reuters 18.3.2019; vgl. 

WP 18.3.2019). Beispielsweise erklärte US-Unterstaatssekretär David Hale am 18.3.2019 die Beendigung der 

Kontakte zwischen US-Vertretern und dem afghanischen nationalen Sicherheitsberater Hamdullah Mohib, 

nachdem dieser US-Chefunterhändler Zalmay Khalilzad und den Ausschluss der afghanischen Regierung aus den 
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Friedensgesprächen öffentlich kritisiert hatte (Reuters 18.3.2019). 

Verschiebung der Präsidentschaftswahl 

Die Präsidentschaftswahl, welche bereits von April auf Juni 2019 verschoben worden war, soll Quellen zufolge 

nun am 28.9.2019 stattfinden. Grund dafür seien „zahlreiche Probleme und Herausforderungen,, welche vor dem 

Wahltermin gelöst werden müssten, um eine sichere und transparente Wahl sowie eine vollständige 

Wählerregistrierung sicherzustellen - so die unabhängige Wahlkommission (IEC) (VoA 20.3.2019; vgl. BAMF 

25.3.2019). 

Quellen: 

- AJ - Al Jazeera (21.3.2019): Blasts in Afghan capital Kabul kill six during new year festival, 

https://www.aljazeera.com/news/2019/03/blasts-afghan-capital-kabul-kill-6- year-festival-

190321064823472.html. Zugriff 26.3.2019 

- AJ - Al Jazeera (8.3.2019): Death toll rises to 11 in attack on Shia gathering in Kabul, 

https://www.aljazeera.com/news/2019/03/death-toll-rises-11-afghan-capital-attack- 

shia-gathering-190308102222870.html. Zugriff 26.3.2019 

- BAMF - Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (25.3.2019): Briefing Notes Afghanistan, liegen im 

Archiv der Staatendokumentation auf, ua.  

-  

Die Sicherheitslage in Afghanistan ist nach wie vor höchst volatil; die Regierung und die Taliban wechselten sich 

während des Berichtszeitraumes bei Kontrolle mehrerer Distriktzentren ab – auf beiden Seiten waren Opfer zu 

beklagen (UN GASC 21.9.2017). Der Konflikt in Afghanistan ist gekennzeichnet von zermürbenden Guerilla-

Angriffen, sporadischen bewaffneten Zusammenstößen und gelegentlichen Versuchen Ballungszentren zu 

überrennen. Mehrere Provinzhauptstädte sind nach wie vor in der Hand der Regierung; dies aber auch nur 

aufgrund der Unterstützung durch US-amerikanische Luftangriffe. Dennoch gelingt es den Regierungskräften 

kleine Erfolge zu verbuchen, indem sie mit unkonventionellen Methoden zurückschlagen (The Guardian 

3.8.2017).  

Der afghanische Präsident Ghani hat mehrere Schritte unternommen, um die herausfordernde 

Sicherheitssituation in den Griff zu bekommen. So hielt er sein Versprechen den Sicherheitssektor zu 

reformieren, indem er korrupte oder inkompetente Minister im Innen- und Verteidigungsministerium feuerte, 

bzw. diese selbst zurücktraten; die afghanische Regierung begann den strategischen 4-Jahres Sicherheitsplan für 

die ANDSF umzusetzen (dabei sollen die Fähigkeiten der ANDSF gesteigert werden, größere Bevölkerungszentren 

zu halten); im Rahmen des Sicherheitsplanes sollen Anreize geschaffen werden, um die Taliban mit der 

afghanischen Regierung zu versöhnen; Präsident Ghani bewilligte die Erweiterung bilateraler Beziehungen zu 

Pakistan, so werden unter anderen gemeinsamen Anti-Terror Operationen durchgeführt werden (SIGAR 

31.7.2017).  

Zwar endete die Kampfmission der US-Amerikaner gegen die Taliban bereits im Jahr 2014, dennoch werden, laut 

US-amerikanischem Verteidigungsminister, aufgrund der sich verschlechternden Sicherheitslage 3.000 weitere 

Soldaten nach Afghanistan geschickt. Nach wie vor sind über 8.000 US-amerikanische Spezialkräfte in 

Afghanistan, um die afghanischen Truppen zu unterstützen (BBC 18.9.2017).  

Sicherheitsrelevante Vorfälle  

In den ersten acht Monaten wurden insgesamt 16.290 sicherheitsrelevante Vorfälle von den Vereinten Nationen 

(UN) registriert; in ihrem Berichtszeitraum (15.6. bis 31.8.2017) für das dritte Quartal, wurden 5.532 

sicherheitsrelevante Vorfälle registriert – eine Erhöhung von 3% gegenüber dem Vorjahreswert. Laut UN haben 

sich bewaffnete Zusammenstöße um 5%   
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erhöht und machen nach wie vor 64% aller registrierten Vorfälle aus. 2017 gab es wieder mehr lange bewaffnete 

Zusammenstöße zwischen Regierung und regierungsfeindlichen Gruppierungen. Im Gegensatz zum 

Vergleichszeitraums des Jahres 2016, verzeichnen die UN einen Rückgang von 3% bei Anschlägen mit 

Sprengfallen [IEDs – improvised explosive device], Selbstmordangriffen, Ermordungen und Entführungen – 

nichtsdestotrotz waren sie Hauptursache für zivile Opfer. Die östliche Region verzeichnete die höchste Anzahl 

von Vorfällen, gefolgt von der südlichen Region (UN GASC 21.9.2017).  

Laut der internationalen Sicherheitsorganisation für NGOs (INSO) wurden in Afghanistan von 1.1.-31.8.2017 

19.636 sicherheitsrelevante Vorfälle registriert (Stand: 31.8.2017) (INSO o.D.).  

(Grafik: Staatendokumentation gemäß Daten aus INSO o.D.)  

Zivilist/innen  

Landesweit war der bewaffnete Konflikt weiterhin Ursache für Verluste in der afghanischen Zivilbevölkerung. 

Zwischen dem 1.1. und 30.6.2017 registrierte die UNAMA 5.243 zivile Opfer (1.662 Tote und 3.581 Verletzte). 

Dies bedeutet insgesamt einen Rückgang bei zivilen Opfern von fast einem 1% gegenüber dem Vorjahreswert. 

Dem bewaffneten Konflikt in Afghanistan fielen zwischen 1.1.2009 und 30.6.2017 insgesamt 26.512 Zivilist/innen 

zum Opfer, während in diesem Zeitraum 48.931 verletzt wurden (UNAMA 7.2017).  

Im ersten Halbjahr 2017 war ein Rückgang ziviler Opfer bei Bodenoffensiven zu verzeichnen, während sich die 

Zahl ziviler Opfer aufgrund von IEDs erhöht hat (UNAMA 7.2017).  

Die Provinz Kabul verzeichnete die höchste Zahl ziviler Opfer – speziell in der Hauptstadt Kabul: von den 1.048 

registrierten zivilen Opfer (219 Tote und 829 Verletzte), resultierten 94% aus Selbstmordattentaten und 

Angriffen durch regierungsfeindliche Elemente. Nach der Hauptstadt Kabul verzeichneten die folgenden 

Provinzen die höchste Zahl ziviler Opfer: Helmand, Kandahar, Nangarhar, Uruzgan, Faryab, Herat, Laghman, 

Kunduz und Farah. Im ersten Halbjahr 2017 erhöhte sich die Anzahl ziviler Opfer in 15 von Afghanistans 34 

Provinzen (UNAMA 7.2017)  

(UNAMA 7.2017)  

High-profile Angriffe:  

Der US-Sonderbeauftragten für den Aufbau in Afghanistan (SIGAR), verzeichnete in seinem Bericht für das zweite 

Quartal des Jahres 2017 mehrere high-profil Angriffe; der Großteil dieser fiel in den Zeitraum des Ramadan (Ende 

Mai bis Ende Juni). Einige extremistische Organisationen, inklusive dem Islamischen Staat, behaupten dass 

Kämpfer, die während des Ramadan den Feind töten, bessere Muslime wären (SIGAR 31.7.2017).  

Im Berichtszeitraum (15.6. bis 31.8.2017) wurden von den Vereinten Nationen folgende High-profile Angriffe 

verzeichnet:  

Ein Angriff auf die schiitische Moschee in der Stadt Herat, bei dem mehr als 90 Personen getötet wurden (UN 

GASC 21.9.2017; vgl.: BBC 2.8.2017). Zu diesem Attentat bekannte sich der ISIL-KP (BBC 2.8.2017). Taliban und 

selbsternannte ISIL-KP Anhänger verübten einen Angriff auf die Mirza Olang Region im Distrikt Sayyad in der 

Provinz Sar-e Pul; dabei kam es zu Zusammenstößen mit regierungsfreundlichen Milizen. Im Zuge dieser Kämpfe, 

die von 3.-5.August anhielten, wurden mindestens 36 Menschen getötet (UN GASC 21.9.2017). In . Kabul wurde 

Ende August eine weitere schiitische Moschee angegriffen, dabei wurden mindestens 28 Zivilist/innen getötet; 

auch hierzu bekannte sich der ISIL-KP (UN GASC 21.9.2017; vgl.: NYT 25.8.2017).  

Manche high-profile Angriffe waren gezielt gegen Mitarbeiter/innen der ANDSF und afghanischen 

Regierungsbeamte gerichtet; Zivilist/innen in stark bevölkerten Gebieten waren am stärksten von Angriffen 

dieser Art betroffen (SIGAR 31.7.2017).  

„Green Zone“ in Kabul  
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Kabul hatte zwar niemals eine formelle „Green Zone“; dennoch hat sich das Zentrum der afghanischen 

Hauptstadt, gekennzeichnet von bewaffneten Kontrollpunkten und Sicherheitswänden, immer mehr in eine 

militärische Zone verwandelt (Reuters 6.8.2017).  

Eine Erweiterung der sogenannten Green Zone ist geplant; damit wird Verbündeten der NATO und der US-

Amerikaner ermöglicht, auch weiterhin in der Hauptstadt Kabul zu bleiben ohne dabei Risiken ausgesetzt zu sein. 

Kabul City Compound – auch bekannt als das ehemalige Hauptquartier der amerikanischen Spezialkräfte, wird 

sich ebenso innerhalb der Green Zone befinden. Die Zone soll hinkünftig vom Rest der Stadt getrennt sein, indem 

ein Netzwerk an Kontrollpunkten durch Polizei, Militär und privaten Sicherheitsfirmen geschaffen wird. Die 

Erweiterung ist ein großes öffentliches Projekt, das in den nächsten zwei Jahren das Zentrum der Stadt 

umgestalten soll; auch sollen fast alle westlichen Botschaften, wichtige Ministerien, sowie das Hauptquartier der 

NATO und des US-amerikanischen Militärs in dieser geschützten Zone sein. Derzeit pendeln tagtäglich tausende 

Afghaninnen und Afghanen durch diese Zone zu Schulen und Arbeitsplätzen (NYT 16.9.2017).  

Nach einer Reihe von Selbstmordattentaten, die hunderte Opfer gefordert haben, erhöhte die afghanische 

Regierung die Sicherheit in der zentralen Region der Hauptstadt Kabul – dieser Bereich ist Sitz ausländischer 

Botschaften und Regierungsgebäude. Die Sicherheit in diesem diplomatischen Bereich ist höchste Priorität, da, 

laut amtierenden Polizeichef von Kabul, das größte Bedrohungsniveau in dieser Gegend verortet ist und eine 

bessere Sicherheit benötigt wird. Die neuen Maßnahmen sehen 27 neue Kontrollpunkte vor, die an 42 Straßen 

errichtet werden. Eingesetzt werden mobile Röntgengeräte, Spürhunde und Sicherheitskameras. Außerdem 

werden 9 weitere Straßen teilweise gesperrt, während die restlichen sechs Straßen für Autos ganz gesperrt 

werden. 1.200 Polizist/innen werden in diesem Bereich den Dienst verrichten, inklusive spezieller Patrouillen auf 

Motorrädern. Diese Maßnahmen sollen in den nächsten sechs Monaten schrittweise umgesetzt werden (Reuters 

6.8.2017).  

Ein erweiterter Bereich, die sogenannte „Blue Zone“ soll ebenso errichtet werden, die den Großteil des 

Stadtzentrums beinhalten soll – in diesem Bereich werden strenge Bewegungseinschränkungen, speziell für 

Lastwagen, gelten. Lastwagen werden an einem speziellen externen Kontrollpunkt untersucht. Um in die Zone 

zu gelangen, müssen sie über die Hauptstraße (die auch zum Flughafen führt) zufahren (BBC 6.8.2017; vgl. 

Reuters 6.8.2017).  

ANDSF – afghanische Sicherheits- und Verteidigungskräfte  

Die Stärkung der ANDSF ist ein Hauptziel der Wiederaufbaubemühungen der USA in Afghanistan, damit diese 

selbst für Sicherheit sorgen können (SIGAR 20.6.2017). Die Stärke der afghanischen Nationalarmee (Afghan 

National Army – ANA) und der afghanischen Nationalpolizei (Afghan National Police – ANP), sowie die 

Leistungsbereitschaft der Einheiten, ist leicht gestiegen (SIGAR 31.7.2017).  

Die ANDSF wehrten Angriffe der Taliban auf Schlüsseldistrikte und große Bevölkerungszentren ab. Luftangriffe 

der Koalitionskräfte trugen wesentlich zum Erfolg der ANDSF bei. Im Berichtszeitraum von SIGAR verdoppelte 

sich die Zahl der Luftangriffe gegenüber dem Vergleichswert für 2016 (SIGAR 31.7.2017).  

Die Polizei wird oftmals von abgelegen Kontrollpunkten abgezogen und in andere Einsatzgebiete entsendet, 

wodurch die afghanische Polizei militarisiert wird und seltener für tatsächliche Polizeiarbeit eingesetzt wird. Dies 

erschwert es, die Loyalität der Bevölkerung zu gewinnen. Die internationalen Truppen sind stark auf die Hilfe der 

einheimischen Polizei und Truppen angewiesen (The Guardian 3.8.2017).  

Regierungsfeindliche Gruppierungen:  

Taliban  

Die Taliban waren landesweit handlungsfähig und zwangen damit die Regierung erhebliche Ressourcen 

einzusetzen, um den Status Quo zu erhalten. Seit Beginn ihrer Frühjahrsoffensive im April, haben die Taliban – 
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im Gegensatz zum Jahr 2016 – keine größeren Versuche unternommen Provinzhauptstädte einzunehmen. 

Nichtsdestotrotz, gelang es den Taliban zumindest temporär einige Distriktzentren zu überrennen und zu halten; 

dazu zählen der Distrikt Taywara in der westlichen Provinz Ghor, die Distrikte Kohistan und Ghormach in der 

nördlichen Provinz Faryab und der Distrikt Jani Khel in der östlichen Provinz Paktia. Im Nordosten übten die 

Taliban intensiven Druck auf mehrere Distrikte entlang des Autobahnabschnittes Maimana-Andkhoy in der 

Provinz Faryab aus; die betroffenen Distrikte waren: Qaramol, Dawlat Abad, Shirin Tagab und Khwajah Sabz Posh. 

Im Süden verstärkten die Taliban ihre Angriffe auf Distrikte, die an die Provinzhauptstädte von Kandahar und 

Helmand angrenzten (UN GASC 21.9.2017).  

IS/ISIS/ISKP/ISIL-KP/Daesh  

Die Operationen des ISIL-KP in Afghanistan sind weiterhin auf die östliche Region Afghanistans beschränkt – 

nichtsdestotrotz bekannte sich die Gruppierung landesweit zu acht nennenswerten Vorfällen, die im 

Berichtszeitraum von den UN registriert wurden. ISIL-KP verdichtete ihre Präsenz in der Provinz Kunar und setze 

ihre Operationen in Gegenden der Provinz Nangarhar fort, die von den ANDSF bereits geräumt worden waren. 

Angeblich wurden Aktivitäten des ISIL-KP in den nördlichen Provinzen Jawzjan und Sar-e Pul, und den westlichen 

Provinzen Herat und Ghor berichtet (UN GASC 21.9.2017).  

Im sich zuspitzenden Kampf gegen den ISIL-KP können sowohl die ANDSF, als auch die Koalitionskräfte auf 

mehrere wichtige Erfolge im zweiten Quartal verweisen (SIGAR 31.7.2017): Im Juli wurde im Rahmen eines 

Luftangriffes in der Provinz Kunar der ISIL-KP-Emir, Abu Sayed, getötet. Im August wurden ein weiterer Emir des 

ISIL-KP, und drei hochrangige ISIL-KP-Führer durch einen Luftangriff getötet. Seit Juli 2016 wurden bereits drei 

Emire des ISIL-KP getötet (Reuters 13.8.2017); im April wurde Sheikh Abdul Hasib, gemeinsam mit 35 weiteren 

Kämpfern und anderen hochrangigen Führern in einer militärischen Operation in der Provinz Nangarhar getötet 

(WT 8.5.2017; vgl. SIGAR 31.7.2017). Ebenso in Nangarhar, wurde im Juni der ISIL-KP-Verantwortliche für mediale 

Produktionen, Jawad Khan, durch einen Luftangriff getötet (SIGAR 31.7.2017; vgl.: Tolonews 17.6.2017).  

Politische Entwicklungen  

Die Vereinten Nationen registrierten eine Stärkung der Nationalen Einheitsregierung. Präsident Ghani und CEO 

Abdullah einigten sich auf die Ernennung hochrangiger Posten – dies war in der Vergangenheit Grund für 

Streitigkeiten zwischen den beiden Führern gewesen (UN GASC 21.9.2017).  

Die parlamentarische Bestätigung einiger war nach wie vor ausständig; derzeit üben daher einige Minister ihr 

Amt kommissarisch aus. Die unabhängige afghanische Wahlkommission (IEC) verlautbarte, dass die Parlaments- 

und Distriktratswahlen am 7. Juli 2018 abgehalten werden (UN GASC 21.9.2017).  

Den Vereinten Nationen zufolge war die Sicherheitslage in Afghanistan im Berichtszeitraum weiterhin volatil: 

zwischen 1.3. und 31.5.2017 wurden von den Vereinten Nationen 6.252 sicherheitsrelevante Vorfälle registriert 

– eine Erhöhung von 2% gegenüber dem Vorjahreswert. Bewaffnete Zusammenstöße machten mit 64% den 

Großteil registrierter Vorfälle aus, während IEDs [Anm.: improvised explosive device] 16% der Vorfälle 

ausmachten – gezielte Tötungen sind hingegen um 4% zurückgegangen. Die östlichen und südöstlichen Regionen 

zählten auch weiterhin zu den volatilsten; sicherheitsrelevante Vorfälle haben insbesondere in der östlichen 

Region um 22% gegenüber dem Vorjahr zugenommen. Die Taliban haben hauptsächlich folgende Provinzen 

angegriffen: Badakhshan, Baghlan, Farah, Faryab, Helmand, Kunar, Kunduz, Laghman, Sar-e Pul, Zabul und 

Uruzgan. Talibanangriffe auf afghanische Sicherheitskräfte konnten durch internationale Unterstützung aus der 

Luft abgewiesen werden. Die Anzahl dieser Luftangriffe ist mit einem Plus von 112% gegenüber dem 

Vergleichszeitraum des Jahres 2016 deutlich gestiegen (UN GASC 20.6.2017).  

Laut der internationalen Sicherheitsorganisation für NGOs (INSO) wurden in Afghanistan 11.647 
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sicherheitsrelevante Vorfälle von 1.1.-31.5.2017 registriert (Stand: 31.5.2017) (INSO o.D.).   

ANDSF – afghanische Sicherheits- und Verteidigungskräfte  

Laut einem Bericht des amerikanischen Verteidigungsministeriums behielten die ANDSF, im Berichtszeitraum 

1.12.2016-31.5.2017 trotz aufständischer Gruppierungen, auch weiterhin Kontrolle über große 

Bevölkerungszentren: Die ANDSF waren im Allgemeinen fähig große Bevölkerungszentren zu schützen, die 

Taliban davon abzuhalten gewisse Gebiete für einen längeren Zeitraum zu halten und auf Talibanangriffe zu 

reagieren. Die ANDSF konnten in städtischen Gebieten Siege für sich verbuchen, während die Taliban in gewissen 

ländlichen Gebieten Erfolge erzielen konnten, in denen die ANDSF keine dauernde Präsenz hatten. 

Spezialeinheiten der afghanischen Sicherheitskräfte (ASSF – Afghan Special Security Forces) leiteten effektiv 

offensive Befreiungsoperationen (US DOD 6.2017).  

Bis Ende April 2017 lag die Truppenstärke der afghanischen Armee [ANA – Afghan National Army] bei 90,4% und 

die der afghanischen Nationalpolizei [ANP – Afghan National Police] bei 95,1% ihrer Sollstärke (UN GASC 

20.6.2017).  

High-profile Angriffe:  

Als sichere Gebiete werden in der Regel die Hauptstadt Kabul und die regionalen Zentren Herat und Mazar-e 

Sharif genannt. Die Wahrscheinlichkeit, hier Opfer von Kampfhandlungen zu werden, ist relativ geringer als zum 

Beispiel in den stark umkämpften Provinzen Helmand, Nangarhar und Kunduz (DW 31.5.2017).  

Hauptstadt Kabul  

Kabul wird immer wieder von Attentaten erschüttert (DW 31.5.2017):  

Am 31.5.2017 kamen bei einem Selbstmordattentat im hochgesicherten Diplomatenviertel Kabuls mehr als 150 

Menschen ums Leben und mindestens 300 weitere wurden schwer verletzt als ein Selbstmordattentäter einen 

Sprengstoff beladenen Tanklaster mitten im Diplomatenviertel in die Luft sprengte (FAZ 6.6.2017; vgl. auch: al-

Jazeera 31.5.2017; The Guardian 31.5.2017; BBC 31.5.2017; UN News Centre 31.5.2017). Bedeutend ist der 

Angriffsort auch deswegen, da dieser als der sicherste und belebteste Teil der afghanischen Hauptstadt gilt. Kabul 

war in den Wochen vor diesem Anschlag relativ ruhig (al-Jazeera 31.5.2017).  

(The Guardian 31.5.2017) [Anm.: man beachte, dass die Opferzahlen in dieser Grafik, publiziert am Tag des 

Anschlags, noch überhöht angegeben wurden]  

Zunächst übernahm keine Gruppe Verantwortung für diesen Angriff; ein Talibansprecher verlautbarte nicht für 

diesen Vorfall verantwortlich zu sein (al-Jazeera 31.5.2017). Der afghanische Geheimdienst (NDS) macht das 

Haqqani-Netzwerk für diesen Vorfall verantwortlich (The Guardian 2.6.2017; vgl. auch: Fars News 7.6.2017); 

schlussendlich bekannte sich der Islamische Staat dazu (Fars News 7.6.2017).  

Nach dem Anschlag im Diplomatenviertel in Kabul haben rund 1.000 Menschen, für mehr Sicherheit im Land und 

eine Verbesserung der Sicherheit in Kabul demonstriert (FAZ 2.6.2017). Bei dieser Demonstration kam es zu 

gewaltsamen Zusammenstößen zwischen den Demonstranten und den Sicherheitskräften (The Guardian 

2.6.2017); dabei wurden mindestens sieben Menschen getötet und zahlreiche verletzt (FAZ 2.6.2017).  

Auf der Trauerfeier für einen getöteten Demonstranten– den Sohn des stellvertretenden Senatspräsidenten – 

kam es am 3.6.2017 erneut zu einem Angriff, bei dem mindestens 20 Menschen getötet und 119 weitere verletzt 

worden waren. Polizeiberichten zufolge, waren während des Begräbnisses drei Bomben in schneller Folge 

explodiert (FAZ 3.6.2017; vgl. auch: The Guardian 3.6.2017); die Selbstmordattentäter waren als Trauergäste 

verkleidet (The Guardian 3.6.2017). Hochrangige Regierungsvertreter, unter anderem auch 

Regierungsgeschäftsführer Abdullah Abdullah, hatten an der Trauerfeier teilgenommen (FAZ 3.6.2017; vgl. auch: 

The Guardian 3.6.2017).  

Herat  
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Anfang Juni 2017 explodierte eine Bombe beim Haupteingang der historischen Moschee Jama Masjid; bei diesem 

Vorfall wurden mindestens 7 Menschen getötet und 15 weitere verletzt (Reuters 6.6.2017; vgl. auch: TMN 

7.6.2017). Zu diesem Vorfall hat sich keine Terrrorgruppe bekannt (TMN 7.6.2017; vgl. auch: US News 12.6.2017). 

Sirajuddin Haqqani – stellvertretender Leiter der Taliban und Führer des Haqqani Netzwerkes – verlautbarte, die 

Taliban wären für diese Angriffe in Kabul und Herat nicht verantwortlich (WP 12.6.2017).  

Mazar-e Sharif  

Auf der Militärbase Camp Shaheen in der nördlichen Stadt Mazar-e Sharif eröffnete Mitte Juni 2017 ein 

afghanischer Soldat das Feuer auf seine Kameraden und verletzte mindestens acht Soldaten (sieben US-

amerikanische und einen afghanischen) (RFE/RL 17.6.2017).  

Die Anzahl solcher „Insider-Angriffe“ [Anm.: auch green-on-blue attack genannt] hat sich in den letzten Monaten 

erhöht. Unklar ist, ob die Angreifer abtrünnige Mitglieder der afghanischen Sicherheitskräfte sind oder ob sie 

Eindringlinge sind, die Uniformen der afghanischen Armee tragen (RFE/RL 17.6.2017). Vor dem Vorfall im Camp 

Shaheen kam es dieses Jahr zu zwei weiteren registrierten Insider-Angriffen: der erste Vorfall dieses Jahres fand 

Mitte März auf einem Militärstützpunkt in Helmand statt: ein Offizier des afghanischen Militärs eröffnete das 

Feuer und verletzte drei US-amerikanische Soldaten (LWJ 11.6.2017; vgl. auch: al-Jazeera 11.6.2017).  

Der zweite Vorfall fand am 10.6.2017 im Zuge einer militärischen Operation im Distrikt Achin in der Provinz 

Nangarhar statt, wo ein afghanischer Soldat drei US-amerikanische Soldaten tötete und einen weiteren 

verwundete; der Angreifer wurde bei diesem Vorfall ebenso getötet (BBC 10.6.21017; vgl. auch: LWJ 11.6.2017; 

DZ 11.6.2017).  

Regierungsfeindliche Gruppierungen:  

Afghanistan ist mit einer anhaltenden Bedrohung durch mehr als 20 aufständische Gruppen bzw. terroristische 

Netzwerke, die in der AfPak-Region operieren, konfrontiert; zu diesen Gruppierungen zählen unter anderem die 

Taliban, das Haqqani Netzwerk, der Islamische Staat und al-Qaida (US DOD 6.2017).  

Taliban  

Die Fähigkeiten der Taliban und ihrer Operationen variieren regional signifikant; sie verwerten aber weiterhin 

ihre begrenzten Erfolge, indem sie diese auf sozialen Medien und durch Propagandakampagnen als strategische 

Siege bewerben (US DOD 6.2017).  

Die Taliban haben ihre diesjährige Frühjahrsoffensive „Operation Mansouri“ am 28. April 2017 eröffnet (UN GASC 

20.6.2017; vgl. auch: BBC 7.5.2017). In einer Stellungnahme verlautbarten sie folgende Ziele: um die Anzahl ziviler 

Opfer zu minimieren, wollen sie sich auf militärische und politische Ziele konzentrieren, indem ausländische 

Kräfte in Afghanistan, sowie ihre afghanischen Partner angegriffen werden sollen. Nichtdestotrotz gab es 

bezüglich der Zahl ziviler Opfer keine signifikante Verbesserung (UN GASC 20.6.2017).  

Während des Berichtszeitraumes der Vereinten Nationen gelang es den Taliban den strategischen Distrikt 

Zaybak/Zebak in der Provinz Badakhshan zu erobern (UN GASC 20.6.2017; vgl. auch: Pajhwok 11.5.2017); die 

afghanischen Sicherheitskräfte konnten den Distrikt einige Wochen später zurückerobern (Pajhwok 11.5.2017). 

Kurzfristig wurden auch der Distrikt Sangin in Helmand, der Distrikt Qal‘ah-e Zal in Kunduz und der Distrikt Baha’ 

al-Din in Takhar von den Taliban eingenommen (UN GASC 20.6.2017).  

Bei einer Friedens- und Sicherheitskonferenz in Kabul wurde unter anderem überlegt, wie die radikal-islamischen 

Taliban an den Verhandlungstisch geholt werden könnten (Tagesschau 6.6.2017). Präsident Ghani verlautbarte 

mit den Taliban reden zu wollen: sollten die Taliban dem Friedensprozess beiwohnen, so werde die afghanische 

Regierung ihnen erlauben ein Büro zu eröffnen; dies sei ihre letzte Chance (WP 6.6.2017).  

IS/ISIS/ISKP/ISIL-KP/Daesh .BFA Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl Seite 18 von 201  

Der IS-Zweig in Afghanistan – teilweise bekannt als IS Khorasan – ist seit dem Jahr 2015 aktiv; er kämpft gegen 



 

 29 

die Taliban, sowie gegen die afghanischen und US-amerikanischen Kräfte (Dawn 7.5.2017; vgl. auch: DZ 

14.6.2017). Der IS hat trotz verstärkter Militäroperationen, eine Präsenz in der Provinz Nangarhar (UN GASC 

20.6.2017; vgl. auch: DZ 14.6.2017).  

Mehreren Quellen zufolge, eroberte der IS Mitte Juni 2017 die strategisch wichtige Festung der Taliban Tora 

Bora; bekannt als Zufluchtsort bin-Ladens. Die Taliban negieren den Sieg des IS und verlautbarten die Kämpfe 

würden anhalten (DZ 14.6.2017; vgl. auch: NYT 14.6.2017; IBT 14.6.2017). Lokale Stammesälteste bestätigten 

hingen den Rückzug der Taliban aus großen Teilen Tora Boras (Dawn 16.6.2017).  

Den Vereinten Nationen zufolge hat sich im Jahr 2016 die Sicherheitslage in Afghanistan verschlechtert; dieser 

Trend zieht sich bis ins Jahr 2017. Gefechte fanden vorwiegend in den folgenden fünf Provinzen im Süden und 

Osten statt: Helmand, Nangarhar, Kandahar, Kunar und Ghazni; 50% aller Vorfälle wurden in diesen Regionen 

verzeichnet (für das Jahr 2016 wurden 23.712 sicherheitsrelevante Vorfälle registriert). Doch der Konflikt hat 

sich geographisch ausgeweitet, da die Taliban ihre Aktivitäten in Nord- und Nordostafghanistan, sowie in der 

westlichen Provinz Farah, verstärkt haben. In den Provinzhauptstädten von Farah, Kunduz, Helmand und 

Uruzgan übten die Taliban Druck auf die Regierung aus. Wesentlich für die Machterhaltung der Regierung in 

diesen Provinzhauptstädten war die Entsendung afghanischer Spezialeinheiten und die Luftunterstützung 

durch internationale und afghanische Kräfte (UN GASC 3.3.2017). . 

 Sicherheitslage 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Die Sicherheitslage in Afghanistan ist nach wie vor volatil (UNGASC 17.3.2019). Die afghanische Regierung behält 

die Kontrolle über Kabul, die wichtigsten Bevölkerungszentren und Transitrouten sowie Provinzhauptstädte und 

die meisten Distriktzentren. Nichtsdestotrotz, hat die afghanische Regierung wichtige Transitrouten verloren 

(USDOD 12.2019). 

Der Konflikt in Afghanistan befindet sich nach wie vor in einer "strategischen Pattsituation", die nur durch 

Verhandlungen zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban gelöst werden kann (SIGAR 30.1.2020). 

Die afghanische Regierung führte zum ersten Mal persönliche Gespräche mit den Taliban, inhaltlich wurde über 

den Austausch tausender Gefangener verhandelt; bis dahin hatten die beiden Seiten sich nur per Videokonferenz 

unterhalten (BBC 1.4.2020). Ein erster Schritt Richtung inner-afghanischer Verhandlungen, welcher Teil eines 

zwischen Taliban und US-Amerikanern unterzeichneten Abkommens ist (TD 2.4.2020). Die Gespräche fanden vor 

dem Hintergrund anhaltender Gewalt im Land statt (BBC 1.4.2020). 

Für den Berichtszeitraum 8.11.2019-6.2.2020 verzeichnete die UNAMA 4.907 sicherheitsrelevante Vorfälle – 

ähnlich dem Vorjahreswert. Die Sicherheitslage blieb nach wie vor volatil. Die höchste Anzahl 

sicherheitsrelevanter Vorfälle wurden in der südlichen Region, gefolgt von den nördlichen und östlichen 

Regionen, registriert, die alle samt 68% der Zwischenfälle ausmachten. Die aktivsten Konfliktregionen waren in 

den Provinzen Kandahar, Helmand, Nangarhar und Balkh zu finden. Entsprechend saisonaler Trends, gingen die 

Kämpfe in den Wintermonaten – Ende 2019 und Anfang 2020 – zurück (UNGASC 17.3.2020). 

 

Die Sicherheitslage im Jahr 2019 

Die geographische Verteilung aufständischer Aktivitäten innerhalb Afghanistans blieb, im Vergleich der beiden 

Jahre 2018 und 2019, weitgehend konstant. Im Jahr 2019 fanden auch weiterhin im Süden und Westen 

Afghanistans weiterhin schwere Kampfhandlungen statt; feindliche Aktivitäten nahmen zu und breiteten sich in 

größeren Gebieten des Nordens und Ostens aus. Der Resolute Support (RS) Mision (seit 2015 die 

Unterstützungsmission der NATO in Afghanistan) zufolge, waren für das Jahr 2019 29.083 feindlich-initiierte 

Angriffe landesweit zu verzeichnen. Im Gegensatz waren es im Jahr 2018 27.417 (SIGAR 30.1.2020). Mit einer 
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hohen Anzahl an sicherheitsrelevanten Vorfällen – speziell in den südlichen, nördlichen und östlichen Regionen 

– blieb die Sicherheitslage vorerst volatil, bevor ein Zeitraum der Reduzierung der Gewalt registriert werden 

konnte. Die UNAMA (Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan) registrierte für das gesamte Jahr 2019 

10.392 zivile Opfer, was einem Rückgang von 5% gegenüber 2018 entspricht (UNGASC 17.3.2020). 

Seit Ende des Jahres 2019 haben Angriffe durch regierungsfeindliche Elemente erheblich zugenommen. Im 

September 2019 fanden die afghanischen Präsidentschaftswahlen statt, in diesem Monat wurde auch die 

höchste Anzahl feindlicher Angriffe eines einzelnen Monats seit Juni 2012 und die höchste Anzahl effektiver 

feindlicher Angriffe seit Beginn der Aufzeichnung der RS-Mission im Januar 2010 registriert. Dieses Ausmaß an 

Gewalt setzte sich auch nach den Präsidentschaftswahlen fort, denn im Oktober 2019 wurde die zweithöchste 

Anzahl feindlicher Angriffe in einem Monat seit Juli 2013 dokumentiert. Betrachtet man jedoch das Jahr 2019 in 

dessen Gesamtheit, so waren scheinbar feindliche Angriffe, seit Anfang des Jahres, im Zuge der laufenden 

Friedensgespräche zurückgegangen. Nichtsdestotrotz führte ein turbulentes letztes Halbjahr zu verstärkten 

Angriffen feindlicher Elemente von insgesamt 6% und effektiver Angriffe von 4% im Jahr 2019 im Vergleich zu 

den bereits hohen Werten des Jahres 2018 (SIGAR 30.1.2020). 

 

Zivile Opfer 

Für das Jahr 2019 registrierte die Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) als Folge des 

bewaffneten Konflikts 10.392 zivile Opfer (3.403 Tote und 6.989 Verletzte), was einen Rückgang um 5% 

gegenüber dem Vorjahr, aber auch die niedrigste Anzahl an zivilen Opfern seit dem Jahr 2013 bedeutet. Nachdem 

die Anzahl der durch ISKP verursachten zivilen Opfer zurückgegangen war, konnte ein Rückgang aller zivilen Opfer 

registriert werden, wenngleich die Anzahl ziviler Opfer speziell durch Taliban und internationale Streitkräfte 

zugenommen hatte. Im Laufe des Jahres 2019 war das Gewaltniveau erheblichen Schwankungen unterworfen, 

was auf Erfolge und Misserfolge im Rahmen der Friedensverhandlungen zwischen Taliban und den US-

Amerikanern zurückzuführen war. In der ersten Jahreshälfte 2019 kam es zu intensiven Luftangriffen durch die 

internationalen Streitkräfte und Suchaktionen der afghanischen Streitkräfte – insbesondere der Spezialkräfte des 

afghanischen Geheimdienstes NDS (National Directorate of Security Special Forces) (UNAMA 2.2020). 

Aufgrund der Suchaktionen der afghanischen Streitkräfte, gab es zur Jahresmitte mehr zivile Opfer durch 

regierungsfreundliche Truppen als durch regierungsfeindliche Truppen. Das dritte Quartal des Jahres 2019 

registrierte die höchste Anzahl an zivilen Opfern seit 2009, was hauptsächlich auf verstärkte Anzahl von Angriffen 

durch Selbstmordattentäter und IEDs (improvisierte Sprengsätze) der regierungsfeindlichen Seite – insbesondere 

der Taliban – sowie auf Gewalt in Zusammenhang mit den Präsidentschaftswahlen zurückzuführen ist. Das vierte 

Quartal 2019 verzeichnete, im Vergleich zum Jahr 2018, eine geringere Anzahl an zivilen Opfern; wenngleich sich 

deren Anzahl durch Luftangriffe, Suchoperationen und IEDs seit dem Jahr 2015 auf einem Rekordniveau befand 

(UNAMA 2.2020). 

 

Die RS-Mission sammelt ebenfalls Informationen zu zivilen Opfern in Afghanistan, die sich gegenüber der 

Datensammlung der UNAMA unterscheiden, da die RS-Mission Zugang zu einem breiteren Spektrum an 

forensischen Daten und Quellen hat. Der RS-Mission zufolge, ist im Jahr 2019 die Anzahl ziviler Opfer in den 

meisten Provinzen (19 von 34) im Vergleich zum Jahr 2018 gestiegen; auch haben sich die Schwerpunkte 

verschoben. So verzeichneten die Provinzen Kabul und Nangarhar weiterhin die höchste Anzahl ziviler Opfer. Im 

letzten Quartal schrieb die RS-Mission 91% ziviler Opfer regierungsfeindlichen Kräften zu (29% wurden den 

Taliban zugeschrieben, 11% ISKP, 4% dem Haqqani-Netzwerk und 47% unbekannten Aufständischen). 4% wurden 

regierungsnahen/-freundlichen Kräften zugeschrieben (3% der ANDSF und 1% den Koalitionskräften), während 
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5% anderen oder unbekannten Kräften zugeschrieben wurden. Diese Prozentsätze entsprechen in etwa den RS-

Opferzahlen für Anfang 2019. Als Hauptursache für zivile Opfer waren weiterhin improvisierte Sprengsätze 

(43%), gefolgt von direkten (25%) und indirekten Beschüssen (5%) verantwortlich – dies war auch schon zu 

Beginn des Jahres 2019 der Fall (SIGAR 30.1.2020). 

 

High-Profile Angriffe (HPAs) 

Sowohl in den ersten fünf Monaten 2019, als auch im letzten Halbjahr 2019 führten Aufständische, Taliban und 

andere militante Gruppierungen, insbesondere in der Hauptstadtregion weiterhin Anschläge auf hochrangige 

Ziele aus, um die Aufmerksamkeit der Medien auf sich zu ziehen, die Legitimität der afghanischen Regierung zu 

untergraben und die Wahrnehmung einer weit verbreiteten Unsicherheit zu schaffen (USDOD 12.2019; vgl. 

USDOD 6.2019). Das Haqqani-Netzwerk führte von September bis zum Ende des Berichtszeitraums keine HPA in 

der Hauptstadtregion durch. Die Gesamtzahl der öffentlichkeitswirksamen Angriffe ist sowohl in Kabul als auch 

im ganzen Land in den letzten anderthalb Jahren stetig zurückgegangen (USDOD 12.2019). Zwischen 1.6.2019 

und 31.10.2019 fanden 19 HPAs in Kabul statt (Vorjahreswert: 17) (USDOD 12.2019), landesweit betrug die Zahl 

88 (USDOD 12.2019). 

Öffentlichkeitswirksame Angriffe durch regierungsfeindliche Elemente setzten sich im Berichtszeitraum 

(8.11.2019-6.2.2020) fort: 8 Selbstmordanschläge wurden verzeichnet; im Berichtszeitraum davor (9.8.-

7.11.2019) wurden 31 und im Vergleichszeitraum des Vorjahres 12 Selbstmordanschläge verzeichnet. Der 

Großteil der Anschläge richtetet sich gegen die ANDSF (afghanischen Verteidigungs- und Sicherheitskräfte) und 

die internationalen Streitkräfte; dazu zählte ein komplexer Angriff der Taliban auf den Militärflughafen Bagram 

im Dezember 2019. Im Februar 2020 kam es in Provinz Nangarhar zu einem sogenannten „green-on-blue-attack“: 

der Angreifer trug die Uniform der afghanischen Nationalarmee und eröffnete das Feuer auf internationale 

Streitkräfte, dabei wurden zwei US-Soldaten und ein Soldat der afghanischen Nationalarmee getötet. Zu einem 

weiteren Selbstmordanschlag auf eine Militärakademie kam es ebenso im Februar in der Stadt Kabul; bei diesem 

Angriff wurden mindestens 6 Personen getötet und mehr als 10 verwundet (UNGASC 17.3.2020). Dieser 

Großangriff beendete mehrere Monate relativer Ruhe in der afghanischen Hauptstadt (DS 11.2.2020; vgl. 

UNGASC 17.3.2020). 

Die Taliban setzten außerdem improvisierte Sprengkörper in Selbstmordfahrzeugen gegen Einrichtungen der 

ANDSF in den Provinzen Kandahar, Helmand und Balkh ein (UNGASC 17.3.2020). 

 

Anschläge gegen Gläubige und Kultstätten, religiöse Minderheiten 

Nach Unterzeichnung des Abkommens zwischen den USA und den Taliban war es bereits Anfang März 2020 zu 

einem ersten großen Angriff des ISKP gekommen (BBC 6.3.2020; vgl. AJ 6.3.2020). Der ISKP hatte sich an den 

Verhandlungen nicht beteiligt (BBC 6.3.2020) und bekannte sich zu dem Angriff auf eine Gedenkfeier eines 

schiitischen Führers; Schätzungen zufolge wurden dabei mindestens 32 Menschen getötet und 60 Personen 

verletzt (BBC 6.3.2020; vgl. AJ 6.3.2020). 

Am 25.3.2020 kam es zu einem tödlichen Angriff des ISKP auf eine Gebetsstätte der Sikh (Dharamshala) in Kabul. 

Dabei starben 25 Menschen, 8 weitere wurden verletzt (NYT 26.3.2020; vgl. TN 26.3.2020; BBC 25.3.2020). 

Regierungsnahe Quellen in Afghanistan machen das Haqqani-Netzwerk für diesen Angriff verantwortlich, sie 

werten dies als Vergeltung für die Gewalt an Muslimen in Indien (AJ 27.3.2020; vgl. TTI 26.3.2020). Die Taliban 

distanzierten sich von dem Angriff (NYT 26.3.2020). Am Tag nach dem Angriff auf die Gebetsstätte, detonierte 

eine magnetische Bombe beim Krematorium der Sikh, als die Trauerfeierlichkeiten für die getöteten Sikh-

Mitglieder im Gange waren. Mindestens eine Person wurde dabei verletzt (TTI 26.3.2020; vgl. NYT 26.3.2020). 
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Regierungsfeindliche Gruppierungen 

In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv – insbesondere die Grenzregion 

zu Pakistan bleibt eine Zufluchtsstätte für unterschiedliche Gruppierungen, wie  Taliban, Islamischer Staat, al-

Qaida, Haqqani-Netzwerk, Lashkar-e Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic Movement of Uzbekistan 

(USDOD 12.2019; vgl. CRS 12.2.2019) und stellt nicht nur für die beiden Länder eine Sicherheitsherausforderung 

dar, sondern eine Bedrohung für die gesamte regionale Sicherheit und Stabilität (USDOD 12.2019): 

 

Taliban 

Der derzeitige Taliban-Führer ist nach wie vor Haibatullah Akhundzada (REU 17.8.2019; vgl. FA 3.1.2018) – 

Stellvertreter sind Mullah Mohammad Yaqub – Sohn des ehemaligen Taliban-Führers Mullah Omar – und 

Serajuddin Haqqani (CTC 1.2018; vgl. TN 26.5.2016) Sohn des Führers des Haqqani-Netzwerkes (TN 13.1.2017). 

Die Taliban bezeichnen sich selbst als das Islamische Emirat Afghanistan (VOJ o.D.). Die Regierungsstruktur und 

das militärische Kommando sind in der Layha, einem Verhaltenskodex der Taliban definiert (AAN 4.7.2011), 

welche zuletzt 2010 veröffentlicht wurde (AAN 6.12.2018). Die Taliban sind keine monolithische Organisation 

(NZZ 20.4.2020); nur allzu oft werden die Taliban als eine homogene Einheit angesehen, während diese aber eine 

lose Zusammenballung lokaler Stammesführer, unabhängiger Warlords sowie abgekoppelter und abgeschotteter 

Zellen sind (BR 5.3.2020). 

Ein Bericht über die Rekrutierungspraxis der Taliban teilt die Taliban-Kämpfer in zwei Kategorien: professionelle 

Vollzeitkämpfer, die oft in den Madrassen rekrutiert werden, und Teilzeit-Kämpfer vor Ort, die gegenüber einem 

lokalen Kommandanten loyal und in die lokale Gesellschaft eingebettet sind (LI 29.6.2017). Die Gesamtstärke der 

Taliban wurde von einem Experten im Jahr 2017 auf über 200.000 geschätzt, darunter angeblich 150.000 

Kämpfer (rund 60.000 Vollzeitkämpfer mobiler Einheiten, der Rest sein Teil der lokalen Milizen). Der Experte 

schätzte jedoch, dass die Zahl der Vollzeitkämpfer, die gleichzeitig in Afghanistan aktiv sind, selten 40.000 

übersteigt (LI 23.8.2017). Im Jänner 2018 schätzte ein Beamter des US-Verteidigungsministeriums die 

Gesamtstärke der Taliban in Afghanistan auf 60.000 (NBC 30.1.2018). Laut dem oben genannten Experten 

werden die Kämpfe hauptsächlich von den Vollzeitkämpfern der mobilen Einheiten ausgetragen (LI 23.8.2017; 

vgl. AAN 3.1.2017; AAN 17.3.2017). 

Die Taliban betreiben Trainingslager in Afghanistan. Seit Ende 2014 wurden 20 davon öffentlich zur Schau 

gestellt. Das Khalid bin Walid-Camp soll12 Ableger, in acht Provinzen betreibt (Helmand, Kandahar, Ghazni, Ghor, 

Saripul, Faryab, Farah und Maidan Wardak). 300 Militärtrainer und Gelehrte sind dort tätig und es soll möglich 

sein, in diesem Camp bis zu 2.000 Rekruten auf einmal auszubilden (LWJ 14.8.2019). 

Die Mehrheit der Taliban sind immer noch Paschtunen, obwohl es eine wachsende Minderheit an Tadschiken, 

Usbeken, Belutschen und sogar mehreren hundert Hazara (einschließlich Schiiten) gibt (LI 23.8.2017). In einigen 

nördlichen Gebieten sollen die Taliban bereits überwiegend Nicht-Paschtunen sein, da sie innerhalb der lokalen 

Bevölkerung rekrutieren (LI 23.8.2017). 

 

Haqqani-Netzwerk 

Das seit 2012 bestehende Haqqani-Netzwerk ist eine teilautonome Organisation, Bestandteil der afghanischen 

Taliban und Verbündeter von al-Qaida (CRS 12.2.2019). Benannt nach dessen Begründer, Jalaluddin Haqqani 

(AAN 1.7.2010; vgl. USDOS 19.9.2018; vgl. CRS 12.2.2019), einem führenden Mitglied des antisowjetischen Jihad 

(1979-1989) und einer wichtigen Taliban-Figur; sein Tod wurde von den Taliban im September 2018 verlautbart. 
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Der derzeitige Leiter ist dessen Sohn Serajuddin Haqqani, der seit 2015, als stellvertretender Leiter galt (CTC 

1.2018). 

Als gefährlichster Arm der Taliban, hat das Haqqani-Netzwerk, seit Jahren Angriffe in den städtischen Bereichen 

ausgeführt (NYT 20.8.2019) und wird für einige der tödlichsten Angriffe in Afghanistan verantwortlich gemacht 

(CRS 12.2.2019). 

Islamischer Staat (IS/ISIS/ISIL/Daesh), Islamischer Staat Khorasan Provinz (ISKP) 

Erste Berichte über den Islamischen Staat (IS, auch ISIS, ISIL oder Daesh genannt) in Afghanistan gehen auf den 

Sommer 2014 zurück (AAN 17.11.2014; vgl. LWJ 5.3.2015). Zu den  Kommandanten gehörten zunächst oft 

unzufriedene afghanische und pakistanische Taliban (AAN 1.8.2017; vgl. LWJ 4.12.2017). Schätzungen zur Stärke 

des ISKP variieren zwischen 1.500 und 3.000 (USDOS 18.9.2018), bzw. 2.500 und 4.000 Kämpfern (UNSC 

13.6.2019). Nach US-Angaben vom Frühjahr 2019 ist ihre Zahl auf 5.000 gestiegen. Auch soll der Islamische Staat 

vom zahlenmäßigen Anstieg der Kämpfer in Pakistan und Usbekistan sowie von aus Syrien geflohenen Kämpfern 

profitieren (BAMF 3.6.2019; vgl. VOA 21.5.2019). 

Der ISKP geriet in dessen Hochburg in Ostafghanistan nachhaltig unter Druck (UNGASC 17.3.2020). Jahrelange 

konzertierten sich Militäroffensiven der US-amerikanischen und afghanischen Streitkräfte auf diese Hochburgen. 

Auch die Taliban intensivierten in jüngster Zeit ihre Angriffe gegen den ISKP in diesen Regionen (NYT 2.12.2020; 

vgl. SIGAR 30.1.2020). So sollen 5.000 Talibankämpfer aus der Provinz Kandahar gekommen sein, um den ISKP in 

Nangarhar zu bekämpfen (DW 26.2.2020; vgl. MT 27.2.2020). Schlussendlich ist im November 2019 die wichtigste 

Hochburg des islamischen Staates in Ostafghanistan zusammengebrochen (NYT 2.12.2020; vgl. SIGAR 30.1.2020). 

Über 1.400 Kämpfer und Anhänger des ISKP, darunter auch Frauen und Kinder, kapitulierten. Zwar wurde der 

ISKP im November 2019 weitgehend aus der Provinz Nangarhar vertrieben, jedoch soll er weiterhin in den 

westlichen Gebieten der Provinz Kunar präsent sein (UNGASC 17.3.2020). Die landesweite Mannstärke des ISKP 

wurde seit Anfang 2019 von 3.000 Kämpfern auf 300 Kämpfer reduziert (NYT 2.12.2020). 

49 Angriffe werden dem ISKP im Zeitraum 8.11.2019-6.2.2020 zugeschrieben, im Vergleichszeitraum des 

Vorjahres wurden 194 Vorfälle registriert. Im Berichtszeitraum davor wurden 68 Angriffe registriert (UNGASC 

17.3.2020). 

Die Macht des ISKP in Afghanistan ist kleiner, als jene der Taliban; auch hat er viel Territorium verloren. Der ISKP 

war bzw. ist nicht Teil der Friedensverhandlungen mit den USA und ist weiterhin in der Lage, tödliche Angriffe 

durchzuführen (BBC 25.3.2020). Aufgrund des Territoriumsverlustes ist die Rekrutierung und Planung des ISKP 

stark eingeschränkt (NYT 2.12.2020). 

Der ISKP verurteilt die Taliban als "Abtrünnige", die nur ethnische und/oder nationale Interessen verfolgen (CRS 

12.2.2019). Die Taliban und der Islamische Staat sind verfeindet. In Afghanistan kämpfen die Taliban seit Jahren 

gegen den IS, dessen Ideologien und Taktiken weitaus extremer sind als jene der Taliban (WP 19.8.2019; vgl. AP 

19.8.2019). Während die Taliban ihre Angriffe weitgehend auf Regierungsziele und afghanische und 

internationale Sicherheitskräfte beschränken (AP 19.8.2019), zielt der ISKP darauf ab, konfessionelle Gewalt in 

Afghanistan zu fördern, indem sich Angriffe gegen Schiiten richten (WP 19.8.2019). 

Al-Qaida und ihr verbundene Gruppierungen 

Al-Qaida sieht Afghanistan auch weiterhin als sichere Zufluchtsstätte für ihre Führung, basierend auf langjährigen 

und engen Beziehungen zu den Taliban. Beide Gruppierungen haben immer wieder öffentlich die Bedeutung 

ihres Bündnisses betont (UNSC 15.1.2019). Unter der Schirmherrschaft der Taliban ist al-Qaida in den letzten 

Jahren stärker geworden; dabei wird die Zahl der Mitglieder auf 240 geschätzt, wobei sich die meisten in den 

Provinzen Badakhshan, Kunar und Zabul befinden. Mentoren und al-Qaida-Kadettenführer sind oftmals in den 

Provinzen Helmand und Kandahar aktiv (UNSC 13.6.2019). 
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Al-Qaida will die Präsenz in der Provinz Badakhshan stärken, insbesondere im Distrikt Shighnan, der an der 

Grenze zu Tadschikistan liegt, aber auch in der Provinz Paktika, Distrikt Barmal, wird versucht die Präsenz 

auszubauen. Des Weiteren fungieren al-Qaida-Mitglieder als Ausbilder und Religionslehrer der Taliban und ihrer 

Familienmitglieder (UNSC 13.6.2019). 

Im Rahmen der Friedensgespräche mit US-Vertretern haben die Taliban angeblich im Jänner 2019 zugestimmt, 

internationale Terrorgruppen wie Al-Qaida aus Afghanistan zu verbannen (TEL 24.1.2019). 

Quellen: 

AAN – Afghanistan Analysts Network (9.6.2019): Civilians at Greater Risk from Pro-government Forces: While 

peace seems more elusive?, https://www.afghanistan-analysts.org/civilians-at-greater-risk-from-pro-

government-forces-while-peace-seems-more-elusive/, Zugriff 12.7.2019 

AAN – Afghanistan Analysts Network (6.12.2018): One Land, Two Rules (1): Service delivery in insurgentaffected 

areas, an introduction, 

https://www.afghanistananalysts.org/onelandtworules1servicedeliveryininsurgentaffectedareasanintroduction

/, Zugriff 4.6.2019, ua.  

a. Kabul 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Die Provinz Kabul liegt im Zentrum Afghanistans (PAJ o.D.) und grenzt an Parwan und Kapisa im Norden, Laghman 

im Osten, Nangarhar im Südosten, Logar im Süden sowie Wardak im Westen. Provinzhauptstadt ist Kabul-Stadt 

(NPS o.D.). Die Provinz besteht aus den folgenden Distrikten: Bagrami, Chahar Asyab, Dehsabz, Estalef, Farza, 

Guldara, Kabul, Kalakan, Khak-e-Jabar, Mir Bacha Kot, Musahi, Paghman, Qara Bagh, Shakar Dara und 

Surubi/Surobi/Sarobi (CSO 2019; vgl. IEC 2018). 

Laut dem UNODC Opium Survey 2018 verzeichnete die Provinz Kabul 2018 eine Zunahme der 

Schlafmohnanbaufläche um 11% gegenüber 2017. Der Schlafmohnanbau beschränkte sich auf das Uzbin-Tal im 

Distrikt Surubi (UNODC/MCN 11.2018). 

Kabul-Stadt – Geographie und Demographie 

Kabul-Stadt ist die Hauptstadt Afghanistans und auch ein Distrikt in der Provinz Kabul. Es ist die 

bevölkerungsreichste Stadt Afghanistans, mit einer geschätzten Einwohnerzahl von 5.029.850 Personen für den 

Zeitraum 2019-20 (CSO 2019). Die Bevölkerungszahl ist jedoch umstritten. Einige Quellen behaupten, dass sie 

fast 6 Millionen beträgt (AAN 19.3.2019). Laut einem Bericht, expandierte die Stadt, die vor 2001 zwölf Stadtteile 

– auch Police Distrikts (USIP 4.2017), PDs oder Nahia genannt (AAN 19.3.2019) – zählte, aufgrund ihres 

signifikanten demographischen Wachstums und ihrer horizontalen Expansion auf 22 PDs (USIP 4.2017). Die 

afghanische zentrale Statistikorganisation (Central Statistics Organization, CSO) schätzt die Bevölkerung der 

Provinz Kabul für den Zeitraum 2019-20 auf 5.029.850 Personen (CSO 2019). Sie besteht aus Paschtunen, 

Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, Belutschen, Sikhs und Hindus (PAJ o.D.; vgl. NPS o.D.). 

 

Hauptstraßen verbinden die afghanische Hauptstadt mit dem Rest des Landes (UNOCHA 4.2014).  In Kabul-Stadt 

gibt es einen Flughafen, der mit internationalen und nationalen Passagierflügen bedient wird (BFA 

Staatendokumentation 25.3.2019). 

 

Die Stadt besteht aus drei konzentrischen Kreisen: Der erste umfasst Shahr-e Kohna, die Altstadt, Shahr-e Naw, 

die neue Stadt, sowie Shash Darak und Wazir Akbar Khan, wo sich viele ausländische Botschaften, ausländische 

Organisationen und Büros befinden. Der zweite Kreis besteht aus Stadtvierteln, die zwischen den 1950er und 

1980er Jahren für die wachsende städtische Bevölkerung gebaut wurden, wie Taimani, Qala-e Fatullah, Karte Se, 
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Karte Chahar, Karte Naw und die Microraions (sowjetische Wohngebiete). Schließlich wird der dritte Kreis, der 

nach 2001 entstanden ist, hauptsächlich von den „jüngsten Einwanderern“ (USIP 4.2017) (afghanische 

Einwanderer aus den Provinzen) bevölkert (AAN 19.3.2019), mit Ausnahme einiger hochkarätiger Wohnanlagen 

für VIPs (USIP 4.2017). 

 

Was die ethnische Verteilung der Stadtbevölkerung betrifft, so ist Kabul Zielort für verschiedene ethnische, 

sprachliche und religiöse Gruppen, und jede von ihnen hat sich an bestimmten Orten angesiedelt, je nach der 

geografischen Lage ihrer Heimatprovinzen: Dies gilt für die Altstadt ebenso wie für weiter entfernte Stadtviertel, 

und sie wird in den ungeplanten Gebieten immer deutlicher (Noori 11.2010). In den zuletzt besiedelten Gebieten 

sind die Bewohner vor allem auf Qawmi-Netzwerke angewiesen, um Schutz und Arbeitsplätze zu finden sowie 

ihre Siedlungsbedingungen gemeinsam zu verbessern. Andererseits ist in den zentralen Bereichen der Stadt die 

Mobilität der Bewohner höher und Wohnsitzwechsel sind häufiger. Dies hat eine disruptive Wirkung auf die 

sozialen Netzwerke, die sich in der oft gehörten Beschwerde manifestiert, dass man „seine Nachbarn nicht mehr 

kenne“ (AAN 19.3.2019). 

 

Nichtsdestotrotz, ist in den Stadtvierteln, die von neu eingewanderten Menschen mit gleichem regionalen oder 

ethnischen Hintergrund dicht besiedelt sind, eine Art „Dorfgesellschaft“ entstanden, deren Bewohner sich 

kennen und direktere Verbindungen zu ihrer Herkunftsregion haben als zum Zentrum Kabuls (USIP 4.2017). 

Einige Beispiele für die ethnische Verteilung der Kabuler Bevölkerung sind die folgenden: Hazara haben sich 

hauptsächlich im westlichen Viertel Chandawal in der Innenstadt von Kabul und in Dasht-e-Barchi sowie in Karte 

Se am Stadtrand niedergelassen; Tadschiken bevölkern Payan Chawk, Bala Chawk und Ali Mordan in der Altstadt 

und nördliche Teile der Peripherie wie Khairkhana; Paschtunen sind vor allem im östlichen Teil der Innenstadt 

Kabuls, Bala Hisar und weiter östlich und südlich der Peripherie wie in Karte Naw und Binihisar (Noori 11.2010; 

vgl. USIP 4.2017), aber auch in den westlichen Stadtteilen Kota-e-Sangi und Bazaar-e-Company (auch Company) 

ansässig (Noori 11.2010); Hindus und Sikhs leben im Herzen der Stadt in der Hindu-Gozar-Straße (Noori 11.2010; 

vgl. USIP 4.2017). 

 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Die afghanische Regierung behält die Kontrolle über Kabul. Nichtsdestotrotz, führten Aufständische, Taliban und 

andere militante Gruppierungen, im gesamten Jahr 2018, als auch in den ersten fünf Monaten 2019, 

insbesondere in der Hauptstadtregion weiterhin Anschläge auf hochrangige Ziele aus, um die Aufmerksamkeit 

der Medien auf sich zu ziehen, die Legitimität der afghanischen Regierung zu untergraben und die Wahrnehmung 

einer weit verbreiteten Unsicherheit zu schaffen (USDOD 6.2019; vgl. USDOD 12.2018). 

Aufgrund eben dieser öffentlichkeitswirksamer Angriffe auf Kabul-Stadt kündigte die afghanische Regierung 

bereits im August 2017 die Entwicklung eines neuen Sicherheitsplans für Kabul an (AAN 25.9.2017). So wurde 

unter anderem das Green Village errichtet, ein stark gesichertes Gelände im Osten der Stadt, in dem unter 

anderem, Hilfsorganisationen und internationale Organisationen (RFERL 2.9.2019; vgl. FAZ 2.9.2019) sowie ein 

Wohngelände für Ausländer untergebracht sind (FAZ 2.9.2019). Die Anlage wird stark von afghanischen 

Sicherheitskräften und privaten Sicherheitsmännern gesichert (AJ 3.9.2019). Die Green Zone hingegen ist ein 

separater Teil, der nicht unweit des Green Villages liegt. Die Green Zone ist ein stark gesicherter Teil Kabuls, in 

dem sich mehrere Botschaften befinden – so z.B. auch die US-amerikanische Botschaft und andere britische 

Einrichtungen (RFERL 2.9.2019). 
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In Bezug auf die Anwesenheit von staatlichen Sicherheitskräften liegt die Provinz Kabul mit Ausnahme des 

Distrikts Surubi im Verantwortungsbereich der 111. ANA Capital Division, die unter der Leitung von türkischen 

Truppen und mit Kontingenten anderer Nationen der NATO-Mission Train, Advise and Assist Command – Capital 

(TAAC-C) untersteht. Der Distrikt Surubi fällt in die Zuständigkeit des 201. ANA Corps (USDOD 6.2019). Darüber 

hinaus wurde eine spezielle Krisenreaktionseinheit (Crisis Response Unit) innerhalb der afghanischen Polizei, um 

Angriffe zu verhindern und auf Anschläge zu reagieren (LI 5.9.2018). 

Im Distrikt Surubi wird von der Präsenz von Taliban-Kämpfern berichtet (TN 26.3.2019; vgl. SAS 26.3.2019). 

Aufgrund seiner Nähe zur Stadt Kabul und zum Salang-Pass hat der Distrikt große strategische Bedeutung (WOR 

10.9.2018). 

 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

Im Jahr 2019 dokumentierte UNAMA 1.563 zivile Opfer (261 Tote und 1.302 Verletzte) in der Provinz Kabul. Dies 

entspricht einem Rückgang von 16% gegenüber 2018. Die Hauptursache für die Opfer waren Selbstmordangriffe, 

gefolgt von improvisierten Sprengkörpern (improvised explosive devices, IEDs; ohne Selbstmordattentate) und 

gezielten Tötungen (UNAMA 2.2020). 

Die afghanischen Sicherheitskräfte führten insbesondere im Distrikt Surubi militärische Operationen aus der Luft 

und am Boden durch, bei denen Aufständische getötet wurden (KP 27.3.2019; vgl. TN 26.3.2019, SAS 26.3.2019, 

TN 23.10.2018,. KP 23.10.2018, KP 9.7.2018). Dabei kam es unter anderem  zu zivilen Opfern (TN 26.3.2019; vgl. 

SAS 26.3.2019). Außerdem führten NDS-Einheiten Operationen in und um Kabul-Stadt durch (TN 7.8.2019; vgl. 

PAJ 7.7.2019, TN 9.6.2019, PAJ 28.5.2019). Dabei wurden unter anderem Aufständische getötet (TN 7.8.2019) 

und verhaftet (TN 7.8.2019; PAJ 7.7.2019; vgl TN 9.6.2019, PAJ 28.5.2019), sowie Waffen und Sprengsätze 

konfisziert (TN 9.6.2019; vgl. PAJ 28.5.2019). 

Quellen: 

AAN – Afghanistan Analysts Network (5.2.2018): Five Questions to Make Sense of the New Peak in Urban Attacks 

and a Violent Week in Kabul, https://www.afghanistan-analysts.org/five-questions-to-make-sense-of-the-new-

peak-in-urban-attacks-and-a-violent-week-in-kabul/, Zugriff 11.7.2019 

AAN – Afghanistan Analysts Network (25.9.2017): The New Kabul ‚Green Belt‘ Security Plan: More Security for 

Whom?, https://www.afghanistan-analysts.org/the-new-kabul-green-belt-security-plan-more-security-for-

whom/, Zugriff 10.7.2019, ua.  

 

b. Badakhshan 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Badakhshan liegt im Nordosten Afghanistans und grenzt an Tadschikistan, China und Pakistan. Die gebirgige 

Provinz (OP 1.2.2017) zählt zu den größten Provinzen Afghanistans (RFE/RL 11.4.2019). Innerhalb Afghanistans 

grenzt Badakhshan an die Provinzen Takhar, Panjshir und Nuristan (UNOCHA 19.2.2014). Badakhshan ist in die 

folgenden Distrikte unterteilt: Arghanj Khwah, Argo, Baharak, Darayim, Darwaz-e-Bala (Nesay), Darwaz-e-Payin 

(Marmay), Eshkashim, Fayz Abad, Jurm, Kishm, Khash, Khwahan, Kufab, Kohistan, Kiran wa Menjan, Raghistan, 

Shar-e-Buzorg, Shignan, Shiki, Shuhada, Tagab, Tashkan, Wakhan, Warduj, Yaftal-e-Sufla, Yamgan (Girwan), 

Yawan und Zebak (CSO 2019; vgl. IEC 2018). Die Provinzhauptstadt Badakhshan ist Fayz Abad. Die zentrale 

Statistikorganisation Afghanistans schätzt die Bevölkerungsanzahl in der Provinz für den Zeitraum 2019-20 auf 

1.035.658 Personen (CSO 2019). In der Provinz leben Tadschiken, Paschtunen, Usbeken, Hazara, Belutschen und 

Kirgisen (OP 1.2.2017). 
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Laut dem UNODC Opium Survey 2018 wurde im Jahr 2018 in Badakhshan Schlafmohn angebaut (UNODC/MCN 

11.2018). 

Der Linienflugverkehr zum Regionalflughafen Badakhshan wurde im Jänner 2018 eingestellt, nachdem mehrere 

Kam Air-Mitarbeiter bei einem Selbstmordanschlag in Kabul ums Leben gekommen waren (PAJ 19.3.2018). Mit 

Stand Februar 2019 gibt es wieder Linienflugverkehr zwischen Fayzabad und Kabul (Lifos 7.2.2019). Eine neue 

Straße, die Badakhshan mit der benachbarten Provinz Takhar verbindet, ist im Bau. Ihre Verlängerung an die 

tadschikisch-afghanischen Grenze im Osten der Provinz ist geplant (TD 5.12.2017). 

 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Zwischen 1996 und 2001 gehörte Badakhshan zu den wenigen Gebieten in Afghanistan, die außerhalb der 

Kontrolle der Taliban lagen (RFE/RL12.2.2018; vgl. AAN 3.1.2017). Laut einer Quelle hat sich die Sicherheitslage 

in der Provinz in den vergangenen fünf Jahren allerdings verschlechtert, nachdem die US-Streitkräfte die 

militärische Verantwortung über die Provinz an die afghanischen Streitkräfte übergeben hatten (LWJ 22.7.2019). 

Im April 2019 zählte Badakhshan zu den relativ volatilen Provinzen im Nordosten Afghanistans, wo die Taliban 

und Aufständische anderer ausländischer Gruppierungen in entlegenen Distrikten aktiv sind und oftmals 

Operationen gegen die Regierungskräfte und Sicherheitsinstitutionen durchführen (KP 14.4.2019). Die Distrikte 

Warduj (FP 6.5.2019; vgl. XI 6.4.2019) und Yamgan stehen seit einigen Jahren unter der Kontrolle der Taliban (XI 

30.3.2019). 

Neben den lokalen Taliban-Aufständischen sollen Tadschiken, Usbeken und Uiguren in Badakhshan aktiv sein (FP 

6.5.2019; vgl. RFE/RL 12.2.2018). Eine tatsächliche Identifizierung der Herkunft von ausländischen Kämpfern ist 

allerdings schwierig (FP 6.5.2019; vgl. AAN 19.3.2018). 

Auf Regierungsseite befindet sich Badakhshan im Verantwortungsbereich des 217. Afghan National Army (ANA) 

Corps, das der NATO-Mission Train, Advise, and Assist Command - North (TAAC-N) untersteht, welches von 

deutschen Streitkräften geleitet wird (USDOD 6.2019). 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

Der folgenden Tabelle kann die Zahl sicherheitsrelevanter Vorfälle bzw. Todesopfer für die Provinz Badakhshan 

gemäß ACLED und Globalincidentmap (GIM) für das Jahr 2019 und das erste Quartal 2020 entnommen werden ( 

Im Jahr 2019 dokumentierte UNAMA 106 zivile Opfer (48 Tote und 58 Verletzte) in der Provinz Badakhshan. Dies 

entspricht einer Steigerung von 68% gegenüber 2018. Die Hauptursache für die Opfer waren Luftangriffe, gefolgt 

von Kämpfen am Boden und gezielten Tötungen (UNAMA 2.2020). 

In der Provinz Badakhshan kommt es zu regelmäßigen Räumungsoperationen durch die afghanischen 

Sicherheitskräfte (XI 24.7.2019; vgl. XI 6.4.2019, VOA 2.4.2019, KP 1.12.2018, KP 26.10.2018). Bewaffnete 

Zusammenstöße zwischen Aufständischen und Regierungstruppen finden ebenso statt (VOA 2.4.2019; vgl. XI 

31.3.2019, XI 30.3.2019, PAJ 27.8.2018, FRP 15.4.2019, PAJ 13.6.2018, XI 24.7.2019, KP 22.7.2019, XI 25.10.2018, 

TN 5.9.2018, PAJ 29.8.2018, PAJ 16.7.2018). Im Rahmen ihrer Frühlingsoffensive 2019 gelang es den Taliban, 

zeitweise den Distrikt Arghanj Khwa einzunehmen (UNGASC 14.6.2019; vgl. XI 6.4.2019; XI 31.3.2019; XI 

30.3.2019), dieser war im April wieder unter Regierungskontrolle (VOA 2.4.2019).  Im Juli 2019 nahmen sie Kiran 

wa Menjan ein (XI 24.7.2019; KP 22.7.2019). Nach zwei Monaten konnte der Distrikt von afghanischen 

Sicherheitskräften und lokalen Verteidigungskräften wieder eingenommen werden; außerdem konnten die 

Distrikte Yumgan und Wardooj, die seit vier Jahren unter Kontrolle der Taliban standen, zurückerobert werden 

(TN 14.9.2019). 

Quellen: 
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AAN – Afghanistan Analysts Network (19.3.2018): Tilting at Windmills: Dubious US claims of targeting Chinese 

Uyghur militants in Badakhshan, https://www.afghanistan-analysts.org/tilting-at-windmills-dubious-us-claims-

of-targeting-chinese-uyghur-militants-in-badakhshan/, Zugriff 22.5.2019 

AAN – Afghanistan Analysts Network (3.1.2017): The Non-Pashtun Taleban of the North (1): A case study from 

Badakhshan, https://www.afghanistan-analysts.org/the-non-pashtun-taleban-of-the-north-a-case-study-from-

badakhshan/, Zugriff 23.5.2019, ua.  

 

c. Badghis 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Die Provinz Badghis liegt im Westen Afghanistans (PAJ o.D.). Die Provinzhauptstadt ist Qala-i-Naw. Badghis grenzt 

im Westen an die Provinzen Herat, Faryab im Osten und Ghor im Süden. Im Norden teilt sie eine internationale 

Grenze mit Turkmenistan. Badghis besteht aus den folgenden Distrikten: Ab Kamari, Bala Murghab, Jawand, 

Muqur, Qadis und Qala-i-Naw (CSO 2019; vgl. IEC 2018). Der Distrikt Ghormach ist letzten Informationen zufolge, 

seit dem Jahr 2017, Teil der Provinz Faryab (KP 13.7.2019; vgl. AAN 12.3.2018 UNODC/MCN 11.2018). 

Die zentrale Statistikorganisation Afghanistans (CSO) schätzt die Bevölkerung von Badghis für den Zeitraum 2019-

20 auf 540.009 (CSO 2019). Laut dem Büro des Präsidenten von Afghanistan wird Badghis hauptsächlich von 

Tadschiken, Paschtunen, Usbeken und Turkmenen bewohnt (OP 1.2.2017). 

Der Opium Survey von UNODC für das Jahr 2018 identifizierte Badghis als eine der wichtigsten Anbaugegenden 

für Schlafmohn in Afghanistan. Im Jahr 2018 sank der Schlafmohnanbau in Badghis um mehr als zwei Drittel 

gegenüber 2017, hauptsächlich aufgrund der Dürre in diesem Zeitraum, aber auch, weil UNODC den Distrikt 

Ghormach, in welchem viel Mohn angebaut wird, im Jahr 2018 entgegen der früheren Jahre nicht mehr zu 

Badghis, sondern zu Faryab zählte (UNODC/MCN 11.2018). 

Gemäß einem Bericht des UN-Generalsekretärs stellt eine erhöhte Präsenz von regierungsfeindlichen Elementen 

unter anderem auf der Autobahn zwischen Herat und Badghis ein Problem beim Transport von humanitären 

Helfern und Gütern dar (UNGASC 28.2.2019). SIGAR hat erhoben, dass trotz erheblicher Finanzierung seit 2005 

im September 2017 nur rund 15% eines geplanten 233 Kilometer langen Abschnitts der afghanischen Ring Road 

zwischen dem Distrikt Qaisar in Faryab und dem Ort Laman in Badghis fertiggestellt waren. SIGAR führte das 

Projektversagen hauptsächlich auf Sicherheitsprobleme zurück und schätzte die Aussichten auf eine zeitnahe 

Fertigstellung aufgrund zunehmender Unsicherheit in der Region als düster ein (SIGAR 6.2018). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Badghis war die erste Provinz Nordafghanistans, welche Ende 1996 von den Taliban besetzt wurde (AAN 

22.2.2017). Nach dem Fall der Taliban herrschten mehrere einflussreiche Kriegsherren über Badghis, darunter 

Abdul Malik, Rashid Dostum, Juma Khan und Ismail Khan (NPS o.D.). Im Herbst 2017 soll die Taliban-Führung im 

Westen Afghanistans ihre Kommandeure aufgefordert haben, gegen den Islamischen Staat (IS) zu kämpfen und 

dessen Anhänger zu eliminieren. Die Taliban kündigten an jede Zusammenarbeit, Kompromisse oder Interaktion 

zwischen Taliban und IS-Rebellen streng zu bestrafen werden würde – unter anderem in Badghis (IFP 8.10.2017). 

Einer Erhebung über die Präsenz des IS in Afghanistan und Pakistan zufolge gab es in der Provinz Badghis im 

Zeitraum von 2014 bis 2018 keine IS-bezogenen Angriffe (CTC 3.12.2018). 

Badghis zählt zu den volatilen Provinzen Afghanistans; Aufständische der Taliban sind in gewissen Distrikten 

aktiv, in denen sie oftmals terroristische Aktivitäten gegen die Regierung und Sicherheitsinstitutionen 

durchführen (KP 2.5.2019; vgl. KP 4.7.2019, TN 8.4.2019). 
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Auf Regierungsseite befindet sich Badghis im Verantwortungsbereich des 207. ANA Zafar Corps (USDOD 6.2019; 

vgl. KP 2.5.2019), das der NATO-Mission Train, Advise, and Assist Command - West (TAAC-W) untersteht, welche 

von italienischen Streitkräften geleitet wird (USDOD 6.2019). 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

Der folgenden Tabelle kann die Zahl sicherheitsrelevanter Vorfälle bzw. Todesopfer für die Provinz Badghis 

gemäß ACLED und Globalincidentmap (GIM) für das Jahr 2019 und das erste Quartal 2020 entnommen werden 

(Quellenbeschreibung s. Disclaimer, hervorgehoben: Distrikt der Provinzhauptstadt): 

 

Im Jahr 2019 dokumentierte UNAMA 161 zivile Opfer (77 Tote und 84 Verletzte) in der Provinz Badghis. Dies 

entspricht einer Steigerung von 104% gegenüber 2018. Die Hauptursache für die Verluste waren Kämpfe am 

Boden, gefolgt von Luftangriffe und improvisierten Sprengkörpern (improvised explosive devices, IEDs; ohne 

Selbstmordattentate) (UNAMA 2.2020). 

Berichtet wurde, dass Badghis mit 1.798 Angriffen im Jahr 2018 nach Helmand und Farah die dritthöchste Anzahl 

an Angriffen durch regierungsfeindliche Kräfte in ganz Afghanistan verzeichnete (SIGAR 30.4.2019) Im Zeitraum 

1.1.-30.5.2019 war Badghis nach Helmand die Provinz mit der zweithöchsten Anzahl an Angriffen durch 

Aufständische (SIGAR 30.7.2019). Seit 2018 führen Regierungskräfte regelmäßig Operationen gegen 

Aufständischen (PAJ 29.4.2019; vgl. PAJ 22.3.2019, PAJ 1.2.2019, PAJ 13.1.2019, PAJ 4.1.2019, PAJ 14.12.2018, 

TN 14.9.2018, KP 3.6.2019). Des Weiteren kommt es in der Provinz zu bewaffneten Zusammenstößen zwischen 

Regierungstruppen und Taliban (TN 8.4.2019; vgl. PAJ 2.2.2019, PAJ 10.1.2019, PAJ 9.9.2018, NSD 17.11.2018, 

PAJ 6.4.2019b, PAJ 3.1.2019; PAJ 17.9.2018; PAJ 4.9.2018, BN 14.7.2019). Eine Talibanoffensive im Distrikt Bala 

Murghab hatte im Frühling 2019 vier Wochen lange Kämpfe zur Folge. Die Taliban konnten außerdem den Distrikt 

Ab Kamari zeitweise einnehmen (UNGASC 14.6.2019). 

Quellen: 

AAN – Afghanistan Analysts Network (12.3.2018): Battle for Faryab: Fighting intensifies on one of Afghanistan’s 

major frontlines, https://www.afghanistan-analysts.org/battle-for-faryab-fighting-intensifies-on-one-of-

afghanistans-major-frontlines/, Zugriff 22.5.2019 

• ACLED – Armed Conflict Location and Event Data (9.4.2020): ACLED Data http://www.acleddata.com/data/, 

Zugriff 9.4.2020, ua.  

d. Herat 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Die Provinz Herat liegt im Westen Afghanistans und teilt eine internationale Grenze mit dem Iran im Westen 

und Turkmenistan im Norden. Weiters grenzt Herat an die Provinzen Badghis im Nordosten, Ghor im Osten und 

Farah im Süden (UNOCHA 4.2014). Herat ist in 16 Distrikte unterteilt: Adraskan, Chishti Sharif, Fersi, Ghoryan, 

Gulran, Guzera (Nizam-i-Shahid), Herat, Enjil, Karrukh, Kohsan, Kushk (Rubat-i-Sangi), Kushk-i-Kohna, 

Obe/Awba/Obah/Obeh (AAN 9.12.2018; vgl. PAJ o.D., PAJ 13.6.2019), Pashtun Zarghun, Shindand, Zendahjan. 

Zudem bestehen vier weitere „temporäre“ Distrikte – Poshtko, Koh-e-Zore (Koh-e Zawar), Zawol und Zerko 

(CSO 2019; vgl. IEC 2018) –, die zum Zweck einer zielgerichteteren Mittelverteilung aus dem Distrikt Shindand 

herausgelöst wurden (AAN 3.7.2015; vgl. PAJ 1.3.2015). Die Provinzhauptstadt von Herat ist Herat-Stadt (CSO 

2019). Herat ist eine der größten Provinzen Afghanistans (PAJ o.D.). 

Die CSO schätzt die Bevölkerung der Provinz für den Zeitraum 2019-20 auf 2.095.117 Einwohner, 556.205 

davon in der Provinzhauptstadt (CSO 2019). Die wichtigsten ethnischen Gruppen in der Provinz sind 
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Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Turkmenen, Usbeken und Aimaqs, wobei Paschtunen in elf Grenzdistrikten 

die Mehrheit stellen (PAJ o.D.). Herat-Stadt war historisch gesehen eine tadschikisch dominierte Enklave in 

einer paschtunischen Mehrheits-Provinz, die beträchtliche Hazara- und Aimaq-Minderheiten umfasst (USIP 

2015). Umfangreiche Migrationsströme haben die ethnische Zusammensetzung der Stadt verändert. Der Anteil 

an schiitischen Hazara ist seit 2001 besonders gestiegen, da viele aus dem Iran rückgeführt oder aus den 

Provinzen Zentralafghanistans vertrieben wurden (AAN 3.2.2019). Der Grad an ethnischer Segregation ist in 

Herat heute ausgeprägt (USIP 2015; vgl. BFA Staatendokumentation 13.6.2019). 

Die Provinz ist durch die Ring Road mit anderen Großstädten verbunden (TD 5.12.2017). Eine Hauptstraße führt 

von Herat ostwärts nach Ghor und Bamyan und weiter nach Kabul. Andere Autobahn verbinden die 

Provinzhauptstadt mit dem afghanisch-turkmenischen Grenzübergang bei Torghundi sowie mit der afghanisch-

iranischen Grenzüberquerung bei Islam Qala (iMMAP 19.9.2017). Ein Flughafen mit Linienflugbetrieb zu 

internationalen und nationalen Destinationen liegt in der unmittelbaren Nachbarschaft von Herat-Stadt (BFA 

Staatendokumentation 25.3.2019). 

Laut UNODC Opium Survey 2018 gehörte Herat 2018 nicht zu den zehn wichtigsten Schlafmohn anbauenden 

Provinzen Afghanistans. 2018 sank der Schlafmohnanbau in Herat im Vergleich zu 2017 um 46%. Die 

wichtigsten Anbaugebiete für Schlafmohn waren im Jahr 2018 die Distrikte Kushk und Shindand (UNODC/MCN 

11.2018). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Herat gehört zu den relativ ruhigen Provinzen im Westen Afghanistans, jedoch sind Taliban-Kämpfer in einigen 

abgelegenen Distrikten aktiv und versuchen oft terroristische Aktivitäten durchzuführen (KP 19.5.2019; vgl. KP 

17.12.2018). Je mehr man sich von Herat-Stadt (die als „sehr sicher“ gilt) und den angrenzenden Distrikten 

Richtung Norden, Westen und Süden entfernt, desto größer wird der Einfluss der Taliban (BFA 

Staatendokumentation 13.6.2019). 

Auch im Vergleich zu Kabul gilt Herat-Stadt einem Mitarbeiter von IOM-Kabul zufolge zwar als sicherere Stadt, 

doch gleichzeitig wird ein Anstieg der Gesetzlosigkeit und Kriminalität verzeichnet: Raubüberfälle nahmen zu 

und ein Mitarbeiter der Vereinten Nationen wurde beispielsweise überfallen und ausgeraubt. Entführungen 

finden gelegentlich statt, wenn auch in Herat nicht in solch einem Ausmaß wie in Kabul (BFA 

Staatendokumentation 13.6.2019). 

Der Distrikt mit den meisten sicherheitsrelevanten Vorfällen ist der an Farah angrenzende Distrikt Shindand, 

wo die Taliban zahlreiche Gebiete kontrollieren. Wegen der großen US-Basis, die in Shindand noch immer 

operativ ist, kontrollieren die Taliban jedoch nicht den gesamten Distrikt. Aufgrund der ganz Afghanistan 

betreffenden territorialen Expansion der Taliban in den vergangenen Jahren sah sich jedoch auch die Provinz 

Herat zunehmend von Kampfhandlungen betroffen. Dennoch ist das Ausmaß der Gewalt im Vergleich zu 

einigen Gebieten des Ostens, Südostens, Südens und Nordens Afghanistans deutlich niedriger (BFA 

Staatendokumentation 13.6.2019). 

Innerhalb der Taliban kam es nach der Bekanntmachung des Todes von Taliban-Führer Mullah Omar im Jahr 

2015 zu Friktionen (AAN 11.1.2017; vgl. RUSI 16.3.2016; SAS 2.11.2018). Mullah Rasoul, der eine versöhnlichere 

Haltung gegenüber der Regierung in Kabul einnahm, spaltete sich zusammen mit rund 1.000 Kämpfern von der 

Taliban-Hauptgruppe ab. Die Regierungstruppen kämpfen in Herat angeblich nicht gegen die Rasoul-Gruppe, 
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die sich für Friedensgespräche und den Schutz eines großen Pipeline-Projekts der Regierung in der Region 

einsetzt (SAS 2.11.2018). Innerhalb der Taliban-Hauptfraktion wurde der Schattengouverneur von Herat nach 

dem Waffenstillstand mit den Regierungstruppen zum Eid al-Fitr-Fest im Juni 2018 durch einen als Hardliner 

bekannten Taliban aus Kandahar ersetzt (UNSC 13.6.2019). 

Auf Seiten der Regierung ist das 207. Zafar-Corps der ANA für die Sicherheit in der Provinz Herat verantwortlich 

(USDOD 6.2019; vgl. PAJ 2.1.2019), das der NATO-Mission Train, Advise, and Assist Command - West (TAAC-W) 

untersteht, welche von italienischen Streitkräften geleitet wird (USDOD 6.2019; vgl. KP 16.12.2018). 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

Der folgenden Tabelle kann die Zahl sicherheitsrelevanter Vorfälle bzw. Todesopfer für die Provinz Herat 

gemäß ACLED und Globalincidentmap (GIM) für das Jahr 2019 und das erste Quartal 2020 entnommen werden 

(Quellenbeschreibung s. Disclaimer, hervorgehoben: Distrikt der Provinzhauptstadt): 

Im Jahr 2019 dokumentierte UNAMA 400 zivile Opfer (144 Tote und 256 Verletzte) in der Provinz Herat. Dies 

entspricht einer Steigerung von 54% gegenüber 2018. Die Hauptursache für die Opfer waren improvisierte 

Sprengkörper (improvised explosive devices, IEDs; ohne Selbstmordanschläge), gefolgt von Kämpfen am Boden 

und gezielten Tötungen (UNAMA 2.2020). 

In der Provinz Herat kommt es regelmäßig zu militärischen Operationen (KP 16.6.2019; vgl. KP 28.9.2019, KP 

29.6.2019, KP 17.6.2019, 21.5.2019). Unter anderem kam es dabei auch zu Luftangriffen durch die 

afghanischen Sicherheitskräfte (KP 16.6.2019; vgl. AN 23.6.2019). In manchen Fällen wurden bei 

Drohnenangriffen Talibanaufständische und ihre Führer getötet (AN 23.6.2019; vgl. KP 17.12.2018; KP 

25.12.2018). Der volatilste Distrikt von Herat ist  Shindand. Dort kommt es zu gewalttätigen Zusammenstößen 

zwischen rivalisierenden Taliban-Fraktionen, wie auch zwischen den Taliban und regierungsfreundlichen 

Kräften (NYTM 12.12.2018; AJ 7.12.2018; AN 30.11.2018; KP 28.4.2018; VoA 13.4.2018). Regierungskräfte 

führten beispielsweise im Dezember 2018 (KP 17.12.2018) und Januar 2019 Operationen in Shindand durch (KP 

26.1.2019). Obe ist neben Shindand ein weiterer unsicherer Distrikt in Herat (TN 8.9.2018). Im Dezember 2018 

wurde berichtet, dass die Kontrolle über Obe derzeit nicht statisch ist, sondern sich täglich ändert und sich in 

einer Pattsituation befindet (AAN 9.12.2018). Im Juni 2019 griffen die Aufständischen beispielsweise mehrere 

Posten der Polizei im Distrikt an (AT 2.6.2019; vgl. PAJ 13.6.2019) und die Sicherheitskräfte führten zum 

Beispiel Anfang Juli 2019 in Obe Operationen durch (XI 11.7.2019). Außerdem kommt es in unterschiedlichen 

Distrikten immer wieder zu bewaffneten Zusammenstößen zwischen Taliban und Sicherheitskräften (KP 

5.7.2019; vgl. PAJ 30.6.2019) wie z.B in den Distrikten Adraskan, Fersi, Kushk-i-Kohna, Obe, Rabat Sangi, 

Shindand und Zawol (PAJ 30.6.2019).   

Auf der Autobahn zwischen Kabul und Herat sowie Herat und Farah werden Reisende immer wieder von 

Taliban angehalten; diese fordern von Händlern und anderen Reisenden Schutzgelder (ST 14.12.2018). 

Anmerkung: Weitere Informationen zu Herat – u.a. zur Sicherheitslage – können der Analyse der 

Staatendokumentation „Afghanistan - Informationen zu sozioökonomischen Faktoren in der Provinz Herat“ 

vom 13.6.2019 entnommen werden (BFA 13.6.2019). 

Quellen: 
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AAN – Afghanistan Analysts Network (3.2.2019): Speculation Abounding: Trying to make sense of the attacks 

against Shias in Herat city, https://www.afghanistan-analysts.org/speculation-abounding-trying-to-make-sense-

of-the-attacks-against-shias-in-herat-city/, Zugriff 3.7.2019, ua.  

 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

 

Balkh liegt im Norden Afghanistans und grenzt im Norden an Usbekistan, im Nordosten an Tadschikistan, im 

Osten an Kunduz und Baghlan, im Südosten an Samangan, im Südwesten an Sar-e Pul, im Westen an Jawzjan und 

im Nordwesten an Turkmenistan (UNOCHA 13.4.2014; vgl. GADM 2018). Die Provinzhauptstadt ist Mazar-e 

Sharif. Die Provinz ist in die folgenden Distrikte unterteilt: Balkh, Char Bolak, Char Kent, Chimtal, Dawlat Abad, 

Dehdadi, Kaldar, Kishindeh, Khulm, Marmul, Mazar-e Sharif, Nahri Shahi, Sholgara, Shortepa und Zari (CSO 2019; 

vgl. IEC 2018). 

 

Nach Schätzung der zentralen Statistikorganisation Afghanistan (CSO) für den Zeitraum 2019-20 leben 1.475.649 

Personen in der Provinz Balkh, davon geschätzte 469.247 in der Provinzhauptstadt Mazar-e Sharif (CSO 2019). 

Balkh ist eine ethnisch vielfältige Provinz, welche von Paschtunen, Usbeken, Hazara, Tadschiken, Turkmenen, 

Aimaq, Belutschen, Arabern und sunnitischen Hazara (Kawshi) bewohnt wird (PAJ o.D.; vgl. NPS o.D.). 

Balkh bzw. die Hauptstadt Mazar-e Sharif ist ein Import-/Exportdrehkreuz sowie ein regionales Handelszentrum 

(SH 16.1.2017). Die Autobahn, welche zum usbekischen Grenzübergang Hairatan-Termiz führt, zweigt ca. 40 km 

östlich von Mazar-e Sharif von der Ringstraße ab (TD 5.12.2017). In Mazar-e Sharif gibt es einen Flughafen mit 

Linienverkehr zu nationalen und internationalen Zielen (BFA Staatendokumentation 25.3.2019). Im Januar 2019 

wurde ein Luftkorridor für Warentransporte eröffnet, der Mazar-e Sharif und Europa über die Türkei verbindet 

(PAJ 9.1.2019). 

 

Laut dem Opium Survey von UNODC für das Jahr 2018 belegt Balkh den 7. Platz unter den zehn größten 

Schlafmohn produzierenden Provinzen Afghanistans. Aufgrund der Dürre sank der Mohnanbau in der Provinz 

2018 um 30% gegenüber 2017 (UNODC/MCN 11.2018). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

 

Balkh zählt zu den relativ stabilen (TN 1.9.2019) und ruhigen Provinzen Nordafghanistans, in welcher die Taliban 

in der Vergangenheit keinen Fuß fassen konnten (AN 6.5.2019). Die vergleichsweise ruhige Sicherheitslage war 

vor allem auf das Machtmonopol des ehemaligen Kriegsherrn und späteren Gouverneurs von Balkh, Atta 

Mohammed Noor, zurückzuführen (RFE/RL o.D.; RFE/RL 23.3.2018). In den letzten Monaten versuchen 

Aufständische der Taliban die nördliche Provinz Balkh aus benachbarten Regionen zu infiltrieren. Drei 

Schlüsseldistrikte, Zari, Sholagara und Chahar Kant, zählen zu jenen Distrikten, die in den letzten Monaten von 

Sicherheitsbedrohungen betroffen waren. Die Taliban überrannten keines dieser Gebiete (TN 22.8.2019). Einem 

UN-Bericht zufolge, gibt es eine Gruppe von rund 50 Kämpfern in der Provinz Balkh, welche mit dem Islamischen 

Staat (IS) sympathisiert (UNSC 1.2.2019). Bei einer Militäroperation im Februar 2019 wurden unter anderem in 

Balkh IS-Kämpfer getötet (BAMF 11.2.2019). 

Das Hauptquartier des 209. ANA Shaheen Corps befindet sich im Distrikt Dehdadi (TN 22.4.2018). Es ist für die 

Sicherheit in den Provinzen Balkh, Jawzjan, Faryab, Sar-e-Pul und Samangan zuständig und untersteht der NATO-

Mission Train, Advise, and Assist Command - North (TAAC-N), welche von deutschen Streitkräften geleitet wird 
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(USDOD 6.2019). Deutsche Bundeswehrsoldaten sind in Camp Marmal in Mazar-e Sharif stationiert (TS 

22.9.2018). 

 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

Der folgenden Tabelle kann die Zahl sicherheitsrelevanter Vorfälle bzw. Todesopfer für die Provinz Balkh gemäß 

ACLED und Globalincidentmap (GIM) für das Jahr 2019 und das erste Quartal 2020 entnommen werden 

(Quellenbeschreibung s. Disclaimer, hervorgehoben: Distrikt der Provinzhauptstadt): 

 

Im Jahr 2019 dokumentierte UNAMA 277 zivile Opfer (108 Tote und 169 Verletzte) in der Provinz Balkh. Dies 

entspricht einer Steigerung von 22% gegenüber 2018. Die Hauptursache für die Opfer waren Kämpfe am Boden, 

gefolgt von improvisierten Sprengkörpern (improvised explosive devices, IEDs; ohne Selbstmordattentate) und 

gezielten Tötungen. (UNAMA 2.2020). 

Im Winter 2018/2019 (UNGASC 28.2.2019) und Frühjahr 2019 wurden ANDSF-Operationen in der Provinz Balkh 

durchgeführt (UNGASC 14.6.2019). Die ANDSF führen auch weiterhin regelmäig Operationen in der Provinz 

(RFERL 22.9.2019; vgl KP 29.8.2019, KP 31.8.2019, KP 9.9.2019) unter anderem mit Unterstützung der US-

amerikanischen Luftwaffe durch (BAMF 14.1.2019; vgl. KP 9.9.2019). Taliban-Kämpfer griffen Einheiten der ALP, 

Mitglieder regierungsfreundlicher Milizen und Sicherheitsposten beispielsweise in den Distrikten Chahrbulak (TN 

9.1.2019; vgl. TN 10.1.2019), Chemtal (TN 11.9.2018; vgl. TN 6.7.2018), Dawlatabad (PAJ 3.9.2018; vgl. RFE/RL 

4.9.2018) und Nahri Shahi (ACCORD 30.4.2019) an. 

Berichten zufolge, errichten die Taliban auf wichtigen Verbindungsstraßen, die unterschiedliche Provinzen 

miteinander verbinden, immer wieder Kontrollpunkte. Dadurch wird das Pendeln für Regierungsangestellte 

erschwert (TN 22.8.2019; vgl. 10.8.2019). Insbesondere der Abschnitt zwischen den Provinzen Balkh und Jawjzan 

ist von dieser Unsicherheit betroffen (TN 10.8.2019). 

Quellen: 

ACCORD – Austrian Centre for Country of Origin and Asylum Research and Documentation (30.4.2019): 

Themendossier zu Afghanistan: Sicherheitslage und sozioökonomische Lage in Herat und Masar-e Scharif, 

https://www.ecoi.net/de/dokument/2008143.html, Zugriff 24.5.2019 

• ACLED – Armed Conflict Location and Event Data (9.4.2020): ACLED Data http://www.acleddata.com/data/, 

Zugriff 9.4.2020, ua.  

 

Erreichbarkeit 

Die Infrastruktur bleibt ein kritischer Faktor für Afghanistan, trotz der seit 2002 erreichten 

Infrastrukturinvestitionen und -optimierungen (TD 5.12.2017). Seit dem Fall der Taliban wurde das afghanische 

Verkehrswesen in städtischen und ländlichen Gebieten grundlegend erneuert. Beachtenswert ist die Vollendung 

der "Ring Road", welche Zentrum und Peripherie des Landes sowie die Peripherie mit den Nachbarländern 

verbindet (TD 26.1.2018). Investitionen in ein integriertes Verkehrsnetzwerk zählen zu den Projekten, die 

systematisch geplant und umgesetzt werden. Dies beinhaltet beispielsweise Entwicklungen im Bereich des 

Schienenverkehrs und im Straßenbau (z.B. Vervollständigung der Kabul Ring Road, des Salang-Tunnels, etc.) (BFA 

Staatendokumentation 4.2018). 

Verkehrsunfälle sind in Afghanistan keine Seltenheit; jährlich sterben Hunderte von Menschen bei 

Verkehrsunfällen auf Autobahnen im ganzen Land - vor allem durch unbefestigte Straßen, hohe 

Geschwindigkeiten und Nachlässigkeit der Fahrer während der Fahrt (KT 17.2.2017; vgl. IWPR 26.3.2018). Die 

Präsenz von Aufständischen sowie Zusammenstöße zwischen letzteren und den Sicherheitskräften entlang 
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einiger Straßenabschnitte gefährden die Sicherheit auf den Straßen. Einige Beispiele dafür sind die 

Straßenabschnitte Kandahar-Uruzgan (Pajhwok 28.4.2018), Ghazni-Paktika (Reuters 5.5.2018), Kabul-Logar 

(Tolonews 21.7.2017) und Kunduz-Takhar (Tolonews 12.5.2017). 

 

Ring Road 

Straßen wie die "Ring Road", auch bekannt als "Highway One", die das Landesinnere ringförmig umgibt, sind nun 

asphaltiert und machen das Land für Reisen und die Wirtschaft zugänglicher (HP 9.10.2015; vgl. FES 2015). Die 

afghanische Ring Road verbindet Kabul mit den vier bedeutendsten Provinzhauptstädten Herat, Kandahar City, 

Jalalabad und Mazar-e Sharif (USAID 2014; vgl. TG 22.10.2014, BFA Staatendokumentation 4.2018). Die Ring 

Road ist Teil eines Autobahnprojekts von 3.360 km Länge, das 16 Provinzen mit den größten Städten 

Afghanistans, Kabul, Mazar, Herat, Ghazni und Jalalabad, verbinden soll (Tolonews 9.12.2017). Die asiatische 

Entwicklungsbank (Asian Development Bank - ADB, Anm.) genehmigte 150 Millionen USD, um die Kabul Ring 

Road fertig zu stellen. Die fehlenden 151 Kilometer sollen künftig den Distrikt Qaisar (Provinz Faryab, Anm.) mit 

Dar-e Bum (Provinz Badghis, Anm.) verbinden. Dieses Straßenstück ist der letzte Teil der 2.200 km langen Straße, 

welche die großen Städte Afghanistans miteinander verbindet. Mittlerweile leben mehr als 80% der Afghanen 

weniger als 50 km von der Ring Road entfernt. Die Fernstraße wird in diesem Projekt außerdem mit einem 

Entwässerungssystem ausgestattet, als auch mit weiteren modernen Sicherheitsfunktionen. Durch das Ring Road 

Projekt sollen regionale Verbindungen erleichtert und die Qualität der Transportdienste verbessert werden (BFA 

Staatendokumentation 4.2018). ... USAID hat ebenso in die Errichtung und Erhaltung von mehr als 2.000 

Kilometern Straße in Afghanistan investiert, um Reise- und Warenbewegung zu fördern - dies gilt insbesondere 

für die Ring Road (BFA Staatendokumentation 4.2018). 

Autobahnabschnitt Kandahar - Kabul - Herat 

Die afghanische "Ring Road" verbindet große afghanische Städte wie Herat, Kandahar, Mazar-e Sharif und Kabul 

(TD 12.4.2018). Sie erstreckt sich südlich von Kabul und ist die Hauptverbindung zwischen der Hauptstadt und 

der großen südlichen Stadt Kandahar (Reuters 13.10.2015). Der Kandahar-Kabul Teil der Ring Road erstreckt sich 

vom östlichen und südöstlichen Teil Kandahars über die Provinz Zabul nach Ghazni in Richtung Kabul, während 

die Ring Road westlich von Kandahar nach Gereshk in Helmand und Delaram in Nimroz verläuft (ISW o.D.). Ein 

Teil der Ring Road verbindet die Provinz Kandahar mit Lashkargah, der Hauptstadt der Provinz Helmand (Xinhua 

1.11.2015; vgl. UPI 1.11.2015). 

Der Autobahnabschnitt zwischen Kabul und Herat beträgt 1.400 km (IWPR 26.3.2018). Die an die Ring-Road 

anknüpfende 218 km lange Zaranj-Dilram-Autobahn (Provinz Nimroz, Anm.), auch "Route 606" genannt, soll 

zukünftig Afghanistan mit Chabahar im Iran verbinden (AD 15.8.2017; vgl. TET 9.8.2017, TD 24.5.2017). 

Anrainer beschweren sich über den schlechten Zustand des Autobahnabschnitts Kandahar-Kabul-Herat 

(Tolonews 14.3.2018). Ursachen dafür sind die mangelnde Instandhaltung und ständige Angriffe durch 

Aufständische (IWPR 26.3.2018). 

Transportwesen 

Das Transportwesen in Afghanistan gilt als "verhältnismäßig gut". Es gibt einige regelmäßige Busverbindungen 

innerhalb Kabuls und in die wichtigsten Großstädte Afghanistans (UB 3.2016; vgl. IE o.D.). Die Kernfrage bleibt 

nach wie vor die Sicherheit (IWPR 26.3.2018; vgl. Reuters 13.6.2016, UB 3.2016). Es existieren einige nationale 

Busunternehmen, welche Mazar-e Sharif, Kabul, Herat, Jalalabad und Bamiyan miteinander verbinden; Beispiele 

dafür sind Bazarak Panjshir, Herat Bus, Khawak Panjshir, Ahmad Shah Baba Abdali (vertrauliche Quelle 14.5.2018; 

vgl. IWPR 26.3.2018). 
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Aus Bequemlichkeit bevorzugen Reisende, die es sich leisten können, die Nutzung von Gemeinschaftstaxis nach 

Mazar-e Sharif, Kabul, Herat, Jalalabad und Bamiyan (vertrauliche Quelle 14.5.2018). Der folgenden Tabelle 

können die Preise für besagte Reiseziele entnommen werden: 

Distanz Preis: Kabul - Mazar 1.500 AFN - 1.700 AFN, Mazar - Herat ca. 2.800 AFN (keine direkte Verbindung) 

Kabul - Jalalabad ca. 800 AFN, Kabul - Bamiyan ca. 1.500 AFN, (vertrauliche Quelle 14.5.2018) 

 

 

Allgemeine Menschenrechtslage  

Im Bereich der Menschenrechte hat Afghanistan unter schwierigen Umständen erhebliche Fortschritte gemacht. 

Inzwischen ist eine selbstbewusste neue Generation von Afghaninnen und Afghanen herangewachsen, die sich 

politisch, kulturell und sozial engagiert und der Zivilgesellschaft eine starke Stimme verleiht. Diese Fortschritte 

erreichen aber nach wie vor nicht alle Landesteile und sind außerhalb der Städte auch gegen willkürliche 

Entscheidungen von Amtsträgern und Richtern nur schwer durchzusetzen. Die Menschenrechte haben in 

Afghanistan eine klare gesetzliche Grundlage (AA 9.2016). Die 2004 verabschiedete afghanische Verfassung 

enthält einen umfassenden Grundrechtekatalog (AA 9.2016; vgl. auch: Max Planck Institut 27.1.2004). 

Afghanistan hat die meisten der einschlägigen völkerrechtlichen Verträge - zum Teil mit Vorbehalten - 

unterzeichnet und/oder ratifiziert (AA 9.2016).  

Im Februar 2016 hat Präsident Ghani, den ehemaligen Leiter der afghanischen Menschenrechtskommission, 

Mohammad Farid Hamidi, zum Generalstaatsanwalt ernannt (USDOD 6.2016; vgl. auch NYT 3.9.2016).  

Drohungen, Einschüchterungen und Angriffe gegen Menschenrechtsverteidiger hielten in einem Klima der 

Straflosigkeit an, nachdem die Regierung es verabsäumt hatte, Fälle zu untersuchen und Verantwortliche zur 

Rechenschaft zu ziehen. Menschenrechtsverteidiger wurden sowohl durch staatliche, als auch nichtstaatliche 

Akteure angegriffen und getötet – (AI 24.2.2016).  

Religionsfreiheit  

Etwa 99.7% der Bevölkerung sind Muslime, davon sind 84.7-89.7% Sunniten (CIA 21.11.2016; vgl. USCIRF 4.2016). 

Schätzungen zufolge, sind etwa 10–19% der Bevölkerung Schiiten (AA 9.2016; vgl. auch: CIA 21.10.2016). Andere 

in Afghanistan vertretene Glaubensgemeinschaften wie z.B. Sikhs, Hindus, Baha´i und Christen machen 

zusammen nicht mehr als 1% der Bevölkerung aus. Offiziell lebt noch ein Jude in Afghanistan (AA 9.2016).  

Laut Verfassung ist der Islam die Staatsreligion Afghanistans. Religionsfreiheit ist in der afghanischen Verfassung 

verankert, dies gilt allerdings ausdrücklich nur für Anhänger/innen anderer Religionen als dem Islam. Die von 

Afghanistan ratifizierten internationalen Verträge und Konventionen wie auch die nationalen Gesetze sind 

allesamt im Lichte des generellen Islamvorbehalts (Art. 3 der Verfassung) zu verstehen (AA 9.2016; vgl. auch: 

Max Planck Institut 27.1.2004). Die Glaubensfreiheit, die auch die freie Religionsauswahl beinhaltet, gilt in 

Afghanistan daher für Muslime nicht. Darüber hinaus ist die Abkehr vom Islam (Apostasie) nach Scharia-Recht 

auch strafbewehrt (AA 9.11.2016).  

Die Religionsfreiheit hat sich seit 2001 verbessert, wird aber noch immer durch Gewalt und Drangsale gegen 

religiöse Minderheiten und reformierte Muslime behindert. Blasphemie und Abtrünnigkeit werden als 

Kapitalverbrechen angesehen. Nichtmuslimische Religionen sind erlaubt, doch wird stark versucht, deren 

Missionierungsbestrebungen zu behindern (FH 27.1.2016). Hindus, Sikhs und Schiiten, speziell jene, die den 

ethnischen Hazara angehören, sind Diskriminierung durch die sunnitische Mehrheit ausgesetzt (FH 27.1.2016; 

vgl. auch: CSR 8.11.2016).  

Im Strafgesetzbuch gibt es keine Definition für Apostasie. Laut der sunnitisch-hanafitischen Rechtsprechung gilt 

Enthauptung als angemessene Strafe für Männer, für Frauen lebenslange Haft, sofern sie die Apostasie nicht 
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bereuen. Ein Richter kann eine mindere Strafe verhängen, wenn Zweifel an der Apostasie bestehen. Zu 

Verfolgung von Apostasie und Blasphemie existieren keine Berichte - dennoch hatten Individuen, die vom Islam 

konvertierten, Angst vor Konsequenzen. Christen berichteten, dass sie aus Furcht vor Vergeltung, Situationen 

vermieden, in denen es gegenüber der Regierung so aussehe, als ob sie missionieren würden (USDOS 10.8.2016).  

Nichtmuslimische Minderheiten, wie Sikh, Hindu und Christen, sind sozialer Diskriminierung und Belästigung 

ausgesetzt, und in manchen Fällen, sogar Gewalt. Dieses Vorgehen ist jedoch nicht systematisch (USDOS 

10.8.2016). Dennoch bekleiden Mitglieder dieser Gemeinschaften vereinzelt Ämter auf höchster Ebene (CSR 

8.11.2016). Im Mai 2014 bekleidete ein Hindu den Posten des afghanischen Botschafters in Kanada (RFERL 

15.5.2014). Davor war Sham Lal Bathija als hochrangiger Wirtschaftsberater von Karzai tätig (The New Indian 

Express16.5.2012).  

Laut Verfassung soll der Staat einen einheitlichen Bildungsplan einrichten und umsetzen, der auf den 

Bestimmungen des Islams basiert; auch sollen religiöse Kurse auf Grundlage der islamischen Strömungen 

innerhalb des Landes entwickelt werden. Der nationale Bildungsplan enthält Inhalte, die für Schulen entwickelt 

wurden, in denen die Mehrheiten entweder schiitisch oder sunnitisch sind; ebenso konzentrieren sich die 

Schulbücher auf gewaltfreie islamische Bestimmungen und Prinzipien. Der Bildungsplan beinhaltet Islamkurse, 

nicht aber Kurse für andere Religionen. Für Nicht-Muslime ist es nicht erforderlich den Islam an öffentlichen 

Schulen zu lernen (USDOS 10.8.2016).  

Nicht-muslimische religiöse Minderheiten werden durch das geltende Recht diskriminiert. So gilt die sunnitische-

hanafitische Rechtsprechung für alle afghanischen Bürgerinnen und Bürger, unabhängig von ihrer Religion (AA 

9.2016). Für die religiöse Minderheit der Schiiten gilt in Personenstandsfragen das schiitische Recht (USDOS 

10.8.2016).  

Militante Gruppen haben sich unter anderem als Teil eines größeren zivilen Konfliktes gegen Moschen und 

Gelehrte gerichtet. Konservative soziale Einstellungen, Intoleranz und das Unvermögen oder die Widerwilligkeit 

von Polizeibeamten individuelle Freiheiten zu verteidigen bedeuten, dass jene, die religiöse und soziale Normen 

brechen, anfällig für Misshandlung sind (FH 27.1.2016).  

Blasphemie – welche anti-islamische Schriften oder Ansprachen beinhaltet, ist ein Kapitalverbrechen im Rahmen 

der gerichtlichen Interpretation des islamischen Rechtes. Ähnlich wie bei Apostasie, gibt das Gericht 

Blasphemisten drei Tage um ihr Vorhaben zu widerrufen oder sie sind dem Tod ausgesetzt (CRS 8.11.2016).  

Ein Muslim darf eine nicht-muslimische Frau heiraten, aber die Frau muss konvertieren, sofern sie nicht 

Anhängerin der zwei anderen abrahamitischen Religionen, Christentum und Judentum, ist. Einer Muslima ist 

nicht erlaubt einen nicht-muslimischen Mann zu heiraten. Ehen zwischen zwei Nicht-Muslimen sind legal, 

solange das Paar nicht öffentlich ihren nicht-muslimischen Glauben deklariert (USDOS 10.8.2016).  

Ethnische Minderheiten  

In Afghanistan leben laut Schätzungen vom Juli 2016 mehr als 33.3 Millionen Menschen (CIA 12.11.2016). 

Zuverlässige statistische Angaben zu den Ethnien Afghanistans und zu den verschiedenen Sprachen existieren 

nicht (Staatendokumentation des BFA 7.2016). Schätzungen zufolge, sind: 40% Pashtunen, rund 30% Tadschiken, 

ca. 10% Hazara, 9% Usbeken. Auch existieren noch andere ethnische Minderheiten, wie z.B. die Aimaken, die ein 

Zusammenschluss aus vier semi-nomadischen Stämmen mongolisch, iranischer Abstammung sind, sowie die 

Belutschen, die zusammen etwa 4 % der Bevölkerung ausmachen (GIZ 1.2017).  

Artikel 4 der Verfassung Afghanistans besagt: „Die Nation Afghanistans besteht aus den Völkerschaften der 

Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, Belutschen, Paschai, Nuristani, Aimaq, Araber, Kirgisen, 

Qizilbasch, Gojar, Brahui und anderen Völkerschaften. Das Wort ‚Afghane‘ wird für jeden Staatsbürger der Nation 

Afghanistans verwendet.“ (Staatendokumentation des BFA 7.2016). Die afghanische Verfassung schützt 
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sämtliche ethnische Minderheiten. Neben den offiziellen Landessprachen Dari und Paschtu wird in der 

Verfassung (Art. 16) sechs weiteren Sprachen ein offizieller Status in jenen Gebieten eingeräumt, wo die 

Mehrheit der Bevölkerung (auch) eine dieser Sprachen spricht. Diese weiteren in der Verfassung genannten 

Sprachen sind Usbekisch, Turkmenisch, Belutschisch, Pashai, Nuristani und Pamiri (AA 9.2016; vgl. auch: Max 

Planck Institut 27.1.2004). Es gibt keine Hinweise, dass bestimmte soziale Gruppen ausgeschlossen werden. 

Keine Gesetze verhindern die Teilnahme der Minderheiten am politischen Leben. Nichtsdestotrotz, beschweren 

sich unterschiedliche ethnische Gruppen, keinen Zugang zu staatlicher Anstellung in Provinzen haben, in denen 

sie eine Minderheit darstellen (USDOS 13.4.2016).  

Der Gleichheitsgrundsatz ist in der afghanischen Verfassung verankert. Fälle von Sippenhaft oder sozialer 

Diskriminierung sind jedoch nicht auszuschließen und kommen vor allem in Dorfgemeinschaften auf dem Land 

häufig vor (AA 9.2016). Ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen resultierten weiterhin in 

Konflikten und Tötungen (USDOS 13.4.2016). 

Tadschiken  

Die dari-sprachige Minderheit der Tadschiken ist die zweitgrößte und zweitmächtigste Gemeinschaft in 

Afghanistan (CRS 12.1.2015). Die Tadschiken machen etwa 30% der afghanischen Gesellschaft aus (GIZ 1.2017). 

Der Name tājik (Tadschike) bezeichnete sesshafte persischsprachige Bauern oder Stadtbewohner sunnitischer 

Konfession (Staatendokumentation des BFA 7.2016).  

Der Hauptführer der „Nordallianz“, eine politisch-militärische Koalition, ist Dr. Abdullah Abdullah - dessen Mutter 

Tadschikin und dessen Vater Pashtune ist. Er selbst identifiziert sich politisch gesehen als Tadschike, da er ein 

hochrangiger Berater von Ahmad Shah Masoud, war. Mittlerweile ist er „Chief Executive Officer“ in Afghanistan 

(CRS 12.1.2015).  

Die Tadschiken sind im nationalen Durchschnitt mit etwa 25% in der Afghan National Army (ANA) und der Afghan 

National Police (ANP) repräsentiert (Brookings 31.10.2016).  

Bewegungsfreiheit.  

Das Gesetz garantiert interne Bewegungsfreiheit, Auslandsreisen, Emigration und Rückkehr, die Regierung 

schränke die Bewegung der Bürger/innen gelegentlich aus Sicherheitsgründen ein [Anm.: siehe dazu auch Artikel 

39 der afghanischen Verfassung] (USDOS 13.4.2016; vgl. Max Planck Institut 27.1.2004).  

In manchen Teilen des Landes ist fehlende Sicherheit die größte Bewegungseinschränkung. In manchen Teilen 

machen Gewalt von Aufständischen, Landminen und Improvisierte Sprengfallen (IEDs) das Reisen besonders 

gefährlich, speziell in der Nacht. Bewaffnete Aufständischengruppen betreiben illegale Checkpoints und 

erpressen Geld und Waren. Die Taliban verhängen nächtliche Ausgangssperren in jenen Regionen, in denen sie 

die Kontrolle haben – Großteiles im Südosten (USDOS 13.4.2016).  

Rückkehr  

Seit Jänner 2016 sind mehr als 700.000 nicht registrierte Afghanen aus dem Iran und Pakistan nach Afghanistan 

zurückgekehrt (Thomson Reuters Foundation 12.1.2017); viele von ihnen sind, laut Internationalem 

Währungsfonds (IMF), hauptsächlich aus Pakistan, aus dem Iran, Europa und anderen Regionen nach Afghanistan 

zurückgekehrt. Viele Afghan/innen, die jahrzehntelang im Ausland gelebt haben, kehren in ein Land zurück und 

sind Konflikten, Unsicherheit und weitreichender Armut ausgesetzt. Aufgrund schwieriger wirtschaftlicher 

Bedingungen, sind Rückkehrer/innen im Allgemeinen arm. Auch wenn reichere Rückkehrer/innen existieren, 

riskiert ein typischer rückkehrender Flüchtling in die Armut abzurutschen (RFL/RE 28.1.2017). Die meisten 

Rückkehrer/innen (60%) entschlossen sich - laut UNHCR - in den städtischen Gegenden Kabuls, Nangarhar und 

Kunduz niederzulassen (UNHCR 6.2016).  

IOM verlautbarte eine Erhöhung von 50.000 Rückkehrer/innen gegenüber dem Vorjahr. UNHCR hat im Jahr 2016 
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offiziell 372.577 registrierte Afghanen in die Heimat zurückgeführt. Laut UNHCR und IOM waren der Großteil der 

Rückkehrer junge Männer aus dem Iran, die auf der Suche nach Arbeit oder auf dem Weg nach Europa waren 

(Thomson Reuters Foundation 12.1.2017). Der Minister für Flüchtlinge und Repatriierung sprach sogar von einer 

Million Flüchtlinge, die im letzten Jahr nach Afghanistan zurückgekehrt sind - davon sind über 900.000 freiwillig 

in ihre Heimat zurückgekehrt sind (Khaama Press 17.1.2017). 

Als Rückkehrer/innen werden jene afghanische Staatsbürger/innen bezeichnet, die nach Afghanistan 

zurückgekehrt sind, nachdem sie mindestens sechs Monate im Ausland verbracht haben. Dazu zählen sowohl im 

Ausland registrierte Afghan/innen, die dann die freiwillige Rückkehr über UNHCR angetreten haben, als auch 

nicht-registrierte Personen, die nicht über UNHCR zurückgekehrt sind, sondern zwangsweise rückgeführt 

wurden. Insgesamt sind in den Jahren 2012-2017 1.821.011 Personen nach Afghanistan zurückgekehrt. Die 

Anzahl der Rückkehrer/innen hat sich zunächst im Jahr 2016 im Vergleich zum Zeitraum 2012-2015, um 24% 

erhöht, und ist im Jahr 2017 um 52% zurückgegangen. In allen drei Zeiträumen war Nangarhar jene Provinz, die 

die meisten Rückkehrer/innen zu verzeichnen hatte (499.194); zweimal so viel wie Kabul (256.145) (IOM/DTM 

26.3.2018). Im Jahr 2017 kehrten IOM zufolge insgesamt 98.191 Personen aus Pakistan und 462.361 Personen 

aus Iran zurück (sowohl freiwillig, als auch zwangsweise) (IOM 2.2018). Im Jahr 2018 kehrten mit Stand 21.3. 

1.052 Personen aus angrenzenden Ländern und nicht-angrenzenden Ländern zurück (759 davon kamen aus 

Pakistan). Bis Juli 2017 kehrten aus Europa und der Türkei 41.803 Personen nach Afghanistan zurück (IOM 

7.7.2017). Im Rahmen des Tripartite Agreement (Drei-Parteien-Abkommen) unterstützt UNHCR die freiwillige 

Repatriierung von registrierten afghanischen Flüchtlingen aus Pakistan und Iran. Insgesamt erleichterte UNHCR 

im Jahr 2017 die freiwillige Rückkehr von 58.817 Personen (98% aus Pakistan sowie 2% aus Iran und anderen 

Ländern) (UNHCR 3.2018). Die afghanische Regierung kooperierte mit UNHCR, IOM und anderen humanitären 

Organisationen, um IDPs, Flüchtlingen, rückkehrenden Flüchtlingen und anderen betroffenen Personen Schutz 

und Unterstützung zu bieten. Die Fähigkeit der afghanischen Regierung vulnerable Personen zu unterstützen, 

einschließlich Rückkehrer/innen aus Pakistan und dem Iran, bleibt begrenzt und ist weiterhin auf die Hilfe der 

internationalen Gemeinschaft angewiesen (USDOS 20.4.2018). Nichtsdestotrotz versucht die afghanische 

Regierung die gebildete Jugend, die aus Pakistan zurückkehrt, aufzunehmen (BTI 2018). Von den 2.1 Millionen 

Personen, die in informellen Siedlungen leben, sind 44% Rückkehrer/innen. In den informellen Siedlungen von 

Nangarhar lebt eine Million Menschen, wovon 69% Rückkehrer/innen sind. Die Zustände in diesen Siedlungen 

sind unterdurchschnittlich und sind besonders wegen der Gesundheits- und Sicherheitsverhältnisse 

besorgniserregend. 81% der Menschen in informellen Siedlungen sind Ernährungsunsicherheit ausgesetzt, 26% 

haben keinen Zugang zu adäquatem Trinkwasser und 24% leben in überfüllten Haushalten (UN OCHA 12.2017). 

Auch wenn scheinbar kein koordinierter Mechanismus existiert, der garantiert, dass alle Rückkehrer/innen die 

Unterstützung erhalten, die sie benötigen, und dass eine umfassende Überprüfung stattfindet, können Personen, 

die freiwillig oder zwangsweise nach Afghanistan zurückgekehrt sind, dennoch verschiedene 

Unterstützungsformen in Anspruch nehmen. Eine Reihe unterschiedlicher Organisationen ist für 

Rückkehrer/innen und Binnenvertriebene (IDP) in Afghanistan zuständig. Außerdem erhalten Rückkehrer/innen 

Unterstützung von der afghanischen Regierung, den Ländern, aus denen sie zurückkehren, und internationalen 

Organisationen (z.B. IOM) sowie lokalen Nichtregierungsorganisationen (NGO) (z. B. IPSO und AMASO). 

Nichtsdestotrotz scheint das Sozialkapital die wichtigste Ressource zu sein, die Rückkehrer/innen zur Verfügung 

steht, da keine dezidiert staatlichen Unterbringungen für Rückkehrer existieren und familiäre 

Unterbringungsmöglichkeiten für Rückkehrer/innen daher als die zuverlässigste und sicherste Möglichkeit 

erachtet werden. So kehrt der Großteil der (freiwilligen bzw. zwangsweisen) Rückkehrer/innen direkt zu ihren 

Familien oder in ihre Gemeinschaften zurück. Für jene, die diese Möglichkeit nicht haben sollten, stellen die 
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Regierung und IOM eine temporäre Unterkunft zur Verfügung. Hierfür stand bislang das Jangalak-

Aufnahmezentrum zur Verfügung, das sich direkt in der Anlage des Ministeriums für Flüchtlinge und 

Repatriierung in Kabul befand und wo Rückkehrende für die Dauer von bis zu zwei Wochen untergebracht 

werden konnten. Im Jangalak Aufnahmezentrum befanden sich 24 Zimmer, mit jeweils 2-3 Betten. Jedes Zimmer 

war mit einem Kühlschrank, Fernseher, einer Klimaanlage und einem Kleiderschrank ausgestattet. Seit 

September 2017 nutzt IOM nicht mehr das Jangalak-Aufnahmezentrum, sondern das Spinzar Hotel in Kabul als 

temporäre Unterbringungsmöglichkeit. Auch hier können Rückkehrer/innen für maximal zwei Wochen 

untergebracht werden (BFA Staatendokumentation 4.2018). 

Unterschiedliche Organisationen sind für Rückkehrer/innen unterstützend tätig: 

IOM (internationale Organisation für Migration) bietet ein Programm zur unterstützten, freiwilligen Rückkehr 

und Reintegration in Afghanistan an (Assisted Voluntary Return and Reintegration - AVRR). In Österreich wird 

das Projekt Restart II seit 1.1.2017 vom österreichischen IOM-Landesbüro implementiert, welches vom 

österreichischen Bundesministerium für Inneres und AMIF (dem Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds der EU) 

mitfinanziert wird. Im Zuge dieses Projektes können freiwillige Rückkehrer/innen nach Afghanistan und in den 

Iran, nachhaltig bei der Reintegration in ihr Herkunftsland unterstützt werden. Das Projekt läuft mit 31.12.2019 

aus und sieht eine Teilnahme von 490 Personen vor. IOM setzt im Zuge von Restart II unterschiedliche 

Maßnahmen um, darunter Rückkehr - und Reintegrationsunterstützung. In Kooperation mit Partnerinstitutionen 

des European Reintegration Network (ERIN) wird im Rahmen des ERIN Specific Action Program, nachhaltige 

Rückkehr und Reintegration freiwillig bzw. zwangsweise rückgeführter Drittstaatangehöriger in ihr Herkunftsland 

implementiert. IRARA (International Returns & Reintegration Assistance) eine gemeinnützige Organisation bietet 

durch Reintegrationsdienste nachhaltige Rückkehr an. ACE (Afghanistan Centre for Excellence) ist eine 

afghanische Organisation, die Schulungen und Arbeitsplatzvermittlung anbietet. AKAH (Aga Khan Agency for 

Habitat) ist in mehreren Bereichen tätig, zu denen auch die Unterstützung von Rückkehrer/innen zählt. Sowohl 

ACE als auch AKAH sind Organisationen, die im Rahmen von ERIN Specific Action Program in Afghanistan tätig 

sind. AMASO (Afghanistan Migrants Advice & Support Organisation) bietet zwangsweise zurückgekehrten 

Personen aus Europa und Australien Beratung und Unterstützung an. Unter anderem betreibt AMASO ein 

Schutzhaus, welches von privaten Spendern finanziert wird (BFA Staatendokumentation 4.2018). 

NRC (Norwegian Refugee Council) bietet Rückkehrer/innen aus Pakistan, Iran und anderen Ländern Unterkunft 

sowie Haushaltsgegenstände und Informationen zur Sicherheit an. Auch hilft NRC Rückkehrer/innen bei 

Grundstücksstreitigkeiten. Kinder von Binnenvertriebenen und speziell von Rückkehrer/innen aus Pakistan sollen 

auch die Möglichkeit haben die Schule zu besuchen. NRC arbeitet mit dem afghanischen Bildungsministerium 

zusammen, um Schulen mit Unterrichts-materialien zu unterstützen und die Kapazitäten in diesen Institutionen 

zu erweitern. IDPs werden im Rahmen von Notfallprogrammen von NRC mit Sachleistungen, Nahrungsmitteln 

und Unterkunft versorgt; nach etwa zwei Monaten soll eine permanente Lösung für IDPs gefunden sein. Auch 

wird IDPs finanzielle Unterstützung geboten: pro Familie werden zwischen 5.000 und 14.000 Afghani Förderung 

ausbezahlt. Das Internationale Komitee des Roten Kreuzes (ICRC) unterstützt Rückkehrer/innen dabei, ihre 

Familien zu finden (BFA Staatendokumentation 4.2018). 

UNHCR ist bei der Ankunft von Rückkehrer/innen anwesend, begleitet die Ankunft und verweist Personen welche 

einen Rechtsbeistand benötigen an die AIHRC (Afghanistan Independent Human Rights Commission). UNHCR 

und die Weltbank haben im November 2017 ein Abkommen zur gemeinsamen Datennutzung unterzeichnet, um 

die Reintegration afghanischer Rückkehrer/innen zu stärken. UNHCR leitet Initiativen, um nachhaltige Lösungen 

in den Provinzen Herat und Nangarhar zu erzielen, indem mit nationalen Behörden/Ministerien und 

internationalen Organisationen (UNICEF, WHO, IOM, UNDP, UN Habitat, WFP und FAO) zusammengearbeitet 
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wird. Diese Initiativen setzen nationale Pläne in gemeinsame Programme in jenen Regionen um, die eine hohe 

Anzahl an Rückkehrer/innen und Binnenvertriebenen vorzuweisen haben (BFA Staatendokumentation 4.2018). 

Psychologische Unterstützung von Rückkehrer/innen wird über die Organisation IPSO betrieben - alle Leistungen 

sind kostenfrei. Diejenigen, die es benötigen und in abgelegene Provinzen zurückkehren, erhalten bis zu fünf 

Skype-Sitzungen von IPSO. Für psychologische Unterstützung könnte auch ein Krankenhaus aufgesucht werden; 

möglicherweise mangelt es diesen aber an Kapazitäten (BFA Staatendokumentation 4.2018). 

Unterstützung von Rückkehrer/innen durch die afghanische Regierung 

Hilfeleistungen für Rückkehrer/innen durch die afghanische Regierung konzentrieren sich auf Rechtsbeistand, 

Arbeitsplatzvermittlung, Land und Unterkunft (wenngleich sich das Jangalak-Aufnahmezentrum bis September 

2017 direkt in der Anlage des Ministeriums für Flüchtlinge und Repatriierung in Kabul befand, wurde dieses 

dennoch von IOM betrieben und finanziert). Seit 2016 erhalten die Rückkehr/innen nur Hilfeleistungen in Form 

einer zweiwöchigen Unterkunft (siehe Jangalak-Aufnahmezentrum). Neue politische Rahmenbedingungen für 

Rückkehrer/innen und IDPs wurden von unterschiedlichen afghanischen Behörden, dem Ministerium für 

Flüchtlinge und Repatriierung (MoRR) und internationalen Organisationen geschaffen und sind im Dezember 

2016 in Kraft getreten. Diese Rahmenbedingungen gelten sowohl für Rückkehrer/innen aus der Region (Iran und 

Pakistan), als auch für jene, die aus Europa zurückkommen oder IDPs sind. Soweit dies möglich ist, sieht dieser 

mehrdimensionale Ansatz der Integration unter anderem auch die individuelle finanzielle Unterstützung als 

einen Ansatz der "whole of community" vor. Demnach sollen Unterstützungen nicht nur Einzelnen 

zugutekommen, sondern auch den Gemeinschaften, in denen sie sich niederlassen. Die Rahmenbedingungen 

sehen die Grundstücksvergabe als entscheidend für den Erfolg anhaltender Lösungen. Hinsichtlich der 

Grundstücksvergabe wird es als besonders wichtig erachtet, das derzeitige Gesetz zu ändern, da es als anfällig 

für Korruption und Missmanagement gilt. Auch wenn nicht bekannt ist, wie viele Rückkehrer/innen aus Europa 

Grundstücke von der afghanischen Regierung erhalten haben - und zu welchen Bedingungen - sehen Experten 

dies als möglichen Anreiz für jene Menschen, die Afghanistan schon vor langer Zeit verlassen haben und deren 

Zukunftsplanung von der Entscheidung europäischer Staaten über ihre Abschiebungen abhängig ist (BFA 

Staatendokumentation 4.2018). 

Grundversorgung und Wirtschaft  

Im Jahr 2015 belegte Afghanistan im 'Human Development Index' (HDI) den 171. von 188 Plätzen (UNDP 2016; 

vgl. auch: AA 11.2016). Afghanistan bleibt trotz eines gewaltigen Fortschritts innerhalb einer Dekade, eines der 

ärmsten Länder. Die Sicherheit und politische Ungewissheit, sowie die Reduzierung internationaler Truppen, 

gemeinsam mit einer schwachen Regierung und Institutionen, haben Wachstum und Beschäftigung gehemmt 

und seit kurzem zu einer erhöhten Migration geführt (IWF 13.4.2016).   

Trotz eines guten Wirtschaftswachstums von 2007 bis 2011, stagnierte die Armutsrate bei 36%. Am häufigsten 

tritt Armut in ländlichen Gebieten auf, wo die Existenzgrundlage von der Landwirtschaft abhängig ist (WB 

2.5.2016). Die Regierung hat die landwirtschaftliche Entwicklung zur Priorität erhoben. Dadurch sollen auch 

gering qualifizierte Afghaninnen und Afghanen bessere Chancen auf einen Arbeitsplatz bekommen. 

Insbesondere sollen die landwirtschaftlichen Erzeugnisse Afghanistans wieder eine stärkere Rolle auf den 

Weltmärkten spielen. Gerade im ländlichen Raum bleiben die Herausforderungen für eine selbsttragende 

wirtschaftliche Entwicklung angesichts mangelnder Infrastruktur, fehlender Erwerbsmöglichkeiten außerhalb 

der Landwirtschaft und geringem Ausbildungsstand der Bevölkerung (Analphabetenquote auf dem Land von  

rund 90%) aber groß. Sicher ist, dass die jährlich rund 400.000 neu auf den Arbeitsmarkt drängenden jungen 

Menschen nicht vollständig vom landwirtschaftlichen Sektor absorbiert werden können (AA 11.2016).   
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Das BIP-Wachstum im Jahr 2015 wurde auf 1,5% geschätzt, als Faktoren zählten die sich verschlechternde 

Sicherheitslage, welche Privatinvestitionen schwächte; verspätete Vollstreckung des Haushaltsplanes und 

unvorteilhafte Wetterbedingungen, die zu einem niedrigeren landwirtschaftlichen Ertrag führten (IMF 

13.4.2016). Die wirtschaftliche Entwicklung Afghanistans wird trotz positiver Wachstumsraten in der letzten 

Dekade weiterhin nicht durch ein selbsttragendes Wirtschaftswachstum, sondern durch die Zuschüsse der 

internationalen Gebergemeinschaft stimuliert. Den größten Anteil am BIP (2015: 19,2 Mrd. USD, lt. Weltbank) 

hat der Dienstleistungssektor mit 55%, gefolgt von der Landwirtschaft mit 22,6%. Industrieproduktion ist kaum 

vorhanden. Trotz einer großen Bedeutung des Außenhandels – Afghanistan ist in hohem Maße von Importen 

abhängig – sind afghanische Produkte bisher auf internationalen sowie regionalen Märkten kaum 

wettbewerbsfähig (AA 11.2016). Das Wirtschaftswachstum ist in den Jahren 2014 und 2015 stark auf 1.5 - 2% 

gesunken; internationale Entwicklungshilfe führte zu Wachstum und Jobs in Konfliktregionen, dennoch steuerte 

es nicht zu einer gesteigerten Produktivität bei. Ungleichheit stieg parallel zur ungleichen Wachstumsverteilung 

– Regionen im Nordosten, Osten, sowie im Westen des Zentralgebietes scheinen aufgrund ihrer geografischen 

Abgelegenheit, starken Klimaveränderungen, niedriger Hilfe und Unsicherheit, nachzuhinken. Arbeitslosigkeit, 

Naturgefahren, fehlender Zugang zu Dienstleistungen, sowie Gewalt, sind Hauptfaktoren für die hohe 

Armutsrate in Afghanistan. Entwicklungsschwierigkeiten verstärkten die wachsende Unsicherheit, 

Verunsicherung und schrumpfende Hilfe (WB 2.5.2016).   

Wichtige Erfolge wurden im Bereich des Ausbaus der Infrastruktur erzielt. Durch den Bau von Straßen 

und Flughäfen konnte die infrastrukturelle Anbindung des Landes verbessert werden. Große 

wirtschaftliche Erwartungen werden an die zunehmende Erschließung der afghanischen 

Rohstoffressourcen geknüpft. In Afghanistan lagern die weltweit größten Kupfervorkommen sowie Erdöl, 

Erdgas, Kohle, Lithium, Gold, Edelsteine und seltene Erden. Mit dem 2014 verabschiedeten 

Rohstoffgesetz wurden die rechtlichen und institutionellen Rahmenbedingungen für 

privatwirtschaftliche Investitionen in diesem Bereich verbessert. Entscheidend für Wachstum, 

Arbeitsplätze und Einnahmen aus dem Rohstoffabbau ist die Umsetzung des Gesetzes. Darüber hinaus 

müssen Mechanismen zum Einnahmenmanagement etabliert werden. Der Abbau der Rohstoffe 

erfordert große und langfristige Investitionen in die Exploration und Infrastruktur durch internationale 

Unternehmen. Bisher sind diese noch kaum im Abbau von Rohstoffen im Land aktiv. Derzeit niedrige 

Weltmarktpreise lassen die Investitionsbereitschaft zusätzlich sinken (AA 11.2016).  

Afghanistan bleibt weiterhin der weltweit größte Produzent für Opium, Heroin und Cannabis. Trotz einer 

breit angelegten Strategie verhindern die angespannte Sicherheitslage in den Hauptanbaugebieten im 

Süden des Landes sowie die weit verbreitete Korruption eine effiziente Bekämpfung des Drogenanbaus. 

Die hohen Gewinnmargen erschweren zudem die Einführung von alternativen landwirtschaftlichen 

Produkten (AA 11.2016). Projekte der afghanischen Regierung:  Im September 2016 fiel der Startschuss 

für das „Citizens’ Charter National Priority Program“; dieses Projekt zielt darauf ab, die Armut zu 

reduzieren und den Lebensstandard zu erhöhen, indem die Kerninfrastruktur und soziale 

Dienstleistungen der betroffenen Gemeinschaften verbessert werden. Die erste Phase des Projektes hat 

ein Drittel der 34 Provinzen zum Ziel; die vier Städte Balkh, Herat, Kandahar und Nangarhar sind 

Schwerpunkt des städtischen Entwicklungsprogrammes, welche als erste behandelt werden sollen. In der 

ersten Phase sollen 8,5 Millionen Menschen erreicht werden, mit dem Ziel 3,4 Millionen Menschen 

sauberes Trinkwasser zur Verfügung zu stellen, die Gesundheitsdienstleistungen zu verbessern, Bildung, 

Landstraßen, Elektrizität, sowie Zufriedenheit zu steigern und Vertrauen der Bevölkerung in die 

Regierung zu erhöhen. Des Weiteren zielt das Projekt darauf ab, Binnenvertriebene, Menschen mit 
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Behinderung, arme Menschen und Frauen besser zu integrieren (WB  

Medizinische Versorgung 

Gemäß Artikel 52 der afghanischen Verfassung muss der Staat allen Bürgern kostenfreie primäre 

Gesundheitsversorgung in öffentlichen Einrichtungen gewährleisten; gleichzeitig sind im Grundgesetz die 

Förderung und der Schutz privater Gesundheitseinrichtungen vorgesehen (MPI 27.1.2004; Casolino 

2011). Allerdings ist die Verfügbarkeit und Qualität der Grundbehandlung durch Mangel an gut 

ausgebildeten Ärzten und Assistenzpersonal (v.a. Hebammen), mangelnde Verfügbarkeit von 

Medikamenten, schlechtes Management sowie schlechte Infrastruktur begrenzt. Dazu kommt das starke 

Misstrauen der Bevölkerung in die staatlich finanzierte medizinische Versorgung. Die Qualität der 

Kliniken variiert stark. Es gibt praktisch keine Qualitätskontrollen. Berichten zufolge haben rund 10 

Millionen Menschen in Afghanistan keinen oder nur eingeschränkten Zugang zu medizinischer 

Grundversorgung. Viele Afghanen suchen, wenn möglich, privat geführte Krankenhäuser und Kliniken 

auf. Die Kosten von Diagnose und Behandlung dort variieren stark und müssen von den Patienten selbst 

getragen werden. Daher ist die Qualität der Behandlung stark einkommensabhängig. Auch die 

Sicherheitslage hat erhebliche Auswirkungen auf die medizinische Versorgung (AA 5.2018). 

In den letzten zehn Jahren hat die Flächendeckung der primären Gesundheitsversorgung in Afghanistan 

stetig zugenommen (WHO o.D.). Das afghanische Gesundheitssystem hat in dieser Zeit ansehnliche 

Fortschritte gemacht (TWBG 10.2016; vgl. USAID 25.5.2018). Gründe dafür waren u. a. eine solide 

öffentliche Gesundheitspolitik, innovative Servicebereitstellung, Entwicklungshilfen usw. (TWBG 

10.2016). Einer Umfrage der Asia Foundation (AF) zufolge hat sich 2017 die Qualität der afghanischen 

Ernährung sowie der Gesundheitszustand in den afghanischen Familien im Vergleich zu 2016 gebessert 

(AF 11.2017). 

Das afghanische Gesundheitsministerium (MoPH) hat mit Unterstützung der 

Weltgesundheitsorganisation (WHO) einen Strategieplan für den Gesundheitssektor (2011-2015) und 

eine nationale Gesundheitspolicy (2012-2020) entwickelt, um dem Großteil der afghanischen 

Bevölkerung die grundlegende Gesundheitsversorgung zu garantieren (WHO o.D.). 

Trotz signifikanter Verbesserungen im Bereich des Deckungsgrades und der Qualität der 

Gesundheitsversorgung wie auch einer Reduzierung der Sterberate von Müttern, Säuglingen und Kindern 

unter fünf Jahren liegen die afghanischen Gesundheitsindikatoren weiterhin unter dem Durchschnitt der 

einkommensschwachen Länder. Des Weiteren hat Afghanistan eine der höchsten Unterernährungsraten 

der Welt. Etwa 41% der Kinder unter fünf Jahren leiden unter chronischer Unterernährung. Sowohl 

Frauen als auch Kinder leiden an Vitamin- und Mineralstoffmangel (TWBG 10.2016). In den Bereichen 

Mütter- und Kindersterblichkeit kam es zu erheblichen Verbesserungen: Während die 

Müttersterblichkeit früher bei 1.600 Todesfällen pro 100.000 Geburten lag, belief sie sich im Jahr 2015 

auf 324 Todesfälle pro 100.000 Geburten. Allerdings wird von einer deutlich höheren Dunkelziffer 

berichtet. Bei Säuglingen liegt die Sterblichkeitsrate mittlerweile bei 45 Kindern pro 100.000 Geburten 

und bei Kindern unter fünf Jahren sank die Rate im Zeitraum 1990 – 2016 von 177 auf 55 Sterbefälle pro 

1.000 Kindern. Trotz der Fortschritte sind diese Zahlen weiterhin kritisch und liegen deutlich über dem 

regionalen Durchschnitt (AA 5.2018). Weltweit sind Afghanistan und Pakistan die einzigen Länder, die im 

Jahr 2017 Poliomyelitis-Fälle zu verzeichnen hatten; nichtsdestotrotz ist deren Anzahl bedeutend 

gesunken. Impfärzte können Impfkampagnen sogar in Gegenden umsetzen, die von den Taliban 

kontrolliert werden. In jenen neun Provinzen, in denen UNICEF aktiv ist, sind jährlich vier Polio-

Impfkampagnen angesetzt. In besonders von Polio gefährdeten Provinzen wie Kunduz, Faryab und 
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Baghlan wurden zusätzliche Kampagnen durchgeführt (BFA Staatendokumentation 4.2018). 

Krankenkassen und Gesundheitsversicherung 

Das afghanische Gesundheitsministerium (MoPH) bietet zwei Grundversorgungsmöglichkeiten an: das 

„Essential Package of Health Services“ (EPHS) und das „Basic Package of Health Services“ (BPHS), die im 

Jahr 2003 eingerichtet wurden (MoPH 7.2005; vgl. MedCOI 4.1.2018). Beide Programme sollen 

standardisierte Behandlungsmöglichkeiten in gesundheitlichen Einrichtungen und Krankenhäusern 

garantieren. Die im BPHS vorgesehenen Gesundheitsdienstleistungen und einige medizinische 

Versorgungsmöglichkeiten des EPHS sind kostenfrei. Jedoch zahlen Afghanen und Afghaninnen oft aus 

eigener Tasche, weil sie private medizinische Versorgungsmöglichkeiten bevorzugen, oder weil die 

öffentlichen Gesundheitsdienstleistungen die 

Kosten nicht ausreichend decken (MedCOI 24.2.2017). Es gibt keine staatliche Unterstützung für den 

Erwerb von Medikamenten. Die Kosten dafür müssen von den Patienten getragen werden. Nur privat 

versicherten Patienten können die Medikamentenkosten zurückerstattet werden (IOM 5.2.2018). 

Medizinische Versorgung wird in Afghanistan auf drei Ebenen gewährleistet: Gesundheitsposten (HP) 

und Gesundheitsarbeiter (CHWs) bieten ihre Dienste auf Gemeinde- oder Dorfebene an; 

Grundversorgungszentren (BHCs), allgemeine Gesundheitszentren (CHCs) und Bezirkskrankenhäuser 

operieren in den größeren Dörfern und Gemeinschaften der Distrikte. Die dritte Ebene der medizinischen 

Versorgung wird von Provinz- und Regionalkrankenhäusern getragen. In urbanen Gegenden bieten 

städtische Kliniken, Krankenhäuser und Sonderkrankenanstalten jene Dienstleistungen an, die HPs, BHCs 

und CHCs in ländlichen Gebieten erbringen (MoPH 7.2005; vgl. AP&C 9.2016). 90% der medizinischen 

Versorgung in Afghanistan werden dennoch nicht direkt vom Staat zur Verfügung gestellt, sondern von 

nationalen und internationalen NGOs, die über ein Vertragssystem beauftragt werden. Über dieses 

Vertragssystem wird sowohl primäre als auch sekundäre und tertiäre medizinische Versorgung zur 

Verfügung gestellt. Allerdings mangelt es an Investitionen in medizinische Infrastruktur. Der Bauzustand 

vieler Kliniken ist schlecht. Während in den Städten ein ausreichendes Netz von Krankenhäusern und 

Kliniken besteht, ist es in den ländlichen Gebieten für viele Afghanen schwierig, eine Klinik oder ein 

Krankenhaus zu erreichen (AA 5.2018). 

 

Heimatprovinz des BF 

 Baghlan 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Baghlan, das sich im Nordosten Afghanistans befindet, grenzt an die Provinzen Bamyan, Samangan, 

Kunduz, Takhar, Panjshir, Parwan (UNOCHA 4.2014), und in einem sehr kleinen Abschnitt an Balkh (AIMS 

o.D.). Baghlan ist in die folgenden 15 Distrikte unterteilt: Andarab, Baghlan-e-Jadeed (auch bekannt als 

Baghlan-e-Markazi), Burka, Dahana-e-Ghuri, Deh Salah, Dushi, Firing Wa Gharu, Gozargah-e-S. Noor, 

Khinjan, Khost Wa Firing, Khwaja hejran (Jalga), Nahreen, Pul-e-Hisar, Pul-i-Khumri und Tala Wa Barfak. 

Die Hauptstadt der Provinz ist Pul-i-Khumri (CSO 2019; vgl. IEC 2018). 

 

Die zentrale Statistikorganisation Afghanistan (CSO) schätzt die Bevölkerung von Baghlan für den 

Zeitraum 2019-20 auf 995.814 Personen (CSO 2019). Eine knappe Mehrheit der Einwohner von Baghlan 

sind Tadschiken, gefolgt von Paschtunen und Hazara als zweit- bzw. drittgrößte ethnische Gruppen. 

Außerdem leben ethnische Usbeken und Tataren in Baghlan (NPS o.D.). 
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Baghlan befindet sich auf der Kabul-Nord-Route, welche insgesamt neun Provinzen miteinander 

verbindet (PAJ o.D.). Dies ist die einzige Trans-Hindukush-Autobahn in Afghanistan und die wichtigste 

Transitroute zwischen Kabul und dem Norden des Landes (AAN 21.10.2015). Die Sicherheit entlang der 

Autobahn ist auch bedeutsam für die Energieversorgung Kabuls, da Stromleitungen aus Tadschikistan 

und Usbekistan entlang dieser verlaufen (AT 29.3.2019; PAJ 14.4.2018; KP 19.3.2018). 

 

Gemäß dem UNODC Opium Survey 2018 gehörte Baghlan im Jahr 2018 nicht zu den zehn wichtigsten 

Schlafmohn anbauenden Provinzen Afghanistans. Der Schlafmohnanbau blieb in Baghlan im Jahr 2018 

im Vergleich zu 2017 ungefähr gleich (UNODC/MCN 11.2018). 

 

Hintergrundinformationen zu Konflikt und Akteuren 

Baghlan zählt zu den relativ volatilen Provinzen Afghanistans; Aufständische der Taliban sind in gewissen 

unruhigen Distrikten aktiv, in denen sie oftmals terroristische Aktivitäten gegen die Regierung und 

Sicherheitsinstitutionen durchführen (KP 20.5.2019; vgl. KP 11.6.2019, KP 11.4.2019). Im Dezember 2018 

erklärte das afghanische Innenministerium (MoI), dass Baghlan zu den Provinzen mit einer hohen 

Taliban-Präsenz gehört und dass afghanische Streitkräfte in Teilen der Provinz in tödliche Kämpfe 

verwickelt sind (TN 26.12.2018). Zwischen 2014 und 2018 wurde in Baghlan ein Angriff des ISKP 

gezählt(CTC 3.12.2018). 

 

Aufseiten der Regierungstruppen liegt Baghlan im Verantwortungsbereich des 217. ANA Corps, das der 

NATO-Mission Train, Advise, and Assist Command - North (TAAC-N) untersteht, welche von deutschen 

Streitkräften geleitet wird (USDOD 6.2019). 

 

Im Jahr 2019 dokumentierte UNAMA 349 zivile Opfer (123 Tote und 226 Verletzte) in der Provinz Baghlan. 

Dies entspricht einer Steigerung von 34% gegenüber 2018. Die Hauptursache für die Opfer waren Kämpfe 

am Boden, gefolgt von gezielten Tötungen und improvisierten Sprengkörpern (improvised explosive 

devices, IEDs; ohne Selbstmordattentate) (UNAMA 2.2020). 

 

Baghlan liegt im Fokus der im April 2019 von der Regierung beschlossenen „Operation Khalid“ (UNGASC 

14.6.2019). Seit dem Jahr 2018 führen die  ANDSF regelmäßig Operationen in der Provinz durch (KP 

20.5.2019; vgl. PAJ 5.11.2018; PAJ 11.9.2018). Bereits im November wurden zusätzliche Sicherheitskräfte 

vom Verteidigungsministerium als Verstärkung nach Baghlan entsandt (TN 8.11.2018). Bewaffnete 

Zusammenstöße zwischen Regierungstruppen und den Taliban finden statt (TN 3.9.2019; vgl. 13.9.2019). 

Taliban-Kämpfer griffen im Mai 2019  in der Provinzhauptstadt Pul-i-Khumri Sicherheitskräfte an (AJ 

5.5.2019) und im September 2019 die Provinzhauptstadt Pul-i-Khumri selbst (NZZ 1.9.2019) und lieferten 

sich weitere bewaffnete Zusammenstöße. Die Verbindungsstraßen in die Hauptstadt waren temporär 

gesperrt (TN 3.9.2019) und waren erst nach großangelegten Sicherheitsoperationen der afghanischen 

Regierungstruppen wieder eröffnet worden (TN 13.9.2019). 

 

Quellen: 

AAN – Afghanistan Analysts Network (15.8.2016): Taleban in the North: Gaining ground along the Ring 

Road in Baghlan, https://www.afghanistan-analysts.org/taleban-in-the-north-gaining-ground-along-the-

ring-road-in-baghlan/, Zugriff 23.5.2019 
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AAN – Afghanistan Analysts Network (21.10.2015): The 2015 insurgency in the North (4): Surrounding 

the cities in Baghlan, https://www.afghanistan-analysts.org/insurgency-in-the-north-4-baghlan/, Zugriff 

23 

 

 

 

2. Beweiswürdigung: 

Der oben angeführte Verfahrensgang und die Feststellungen, auch insbesondere in Bezug auf 

die Zurückziehung der Beschwerde hinsichtlich Spruchpunkt I im Beisein der anwaltlichen 

Vertretung im Zuge der mündlichen Verhandlung vor dem BVwG ergeben sich aus dem 

unbedenklichen und unzweifelhaften Inhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes des BFA, sowie 

auch aus dem Verhandlungsprotokoll des Bundesverwaltungsgerichts vom 08.10.2020.  

2.1. Zu den Feststellungen zur Person des BF: 

Die Feststellungen zur Person des BF und seinen persönlichen und familiären Verhältnissen 

ergeben sich aus seinen dahingehenden Angaben vor dem BFA und seine Angaben im Rahmen 

der mündlichen Verhandlung vor dem BVwG am 08.10.2020.  

Die Feststellungen zu seiner Familie und zum Aufenthalt der Familienangehörigen bzw. 

Verwandten stützen sich auf die Aussagen des BF im Laufe des Verfahrens. Dass der BF Kontakt 

zu seinen Familienangehörigen hat, ergibt sich aus den Angaben des BF im Rahmen der 

niederschriftlichen Einvernahme vor dem BFA am 03.02.2017, in welcher er angab, mit seinem 

Bruder zuletzt vor einer Woche via Telefon gesprochen zu haben. 

Aufgrund der im Verfahren unterlassenen Vorlage von unbedenklichen nationalen 

Identitätsdokumenten bzw. sonstigen Bescheinigungsmitteln konnten die Identität bzw. das 

genaue Alter des BF nicht festgestellt werden. Soweit dieser namentlich genannt wird, legt das 

Gericht auf die Feststellung wert, dass dies lediglich der Identifizierung als Verfahrenspartei 

dient, nicht jedoch eine Feststellung der Identität im Sinne einer Vorfragebeurteilung iSd § 38 

AVG bedeutet. 

Die Feststellungen zur Staatsangehörigkeit des BF, zu seiner Herkunft und 

Volksgruppenzugehörigkeit und seinem Reiseweg gründen sich auf die diesbezüglich 

glaubhaften Angaben des BF im Verfahren; das Bundesverwaltungsgericht hat keine 

Veranlassung, an diesen – im gesamten Verfahren im Wesentlichen gleich gebliebenen und 

sich mit den Länderberichten zu Afghanistan deckenden Aussagen des BF zu zweifeln.  



 

 56 

Aufgrund der Vorlage medizinischer Unterlagen sowie den Ausführungen des BF im Verfahren 

geht hervor, dass der BF an orthopädischen Beschwerden, insbesondere einer Verkrümmung 

der Wirbelsäule und einem verkürzten Bein leidet. Es konnte jedoch nicht festgestellt werden, 

dass der BF aktuell an akut lebensbedrohlichen, bzw. schwerwiegenden Erkrankungen leidet 

oder eine Überstellung nach Afghanistan eine Verschlechterung seines Gesundheitszustandes 

zur Folge hätte. Eine etwaige Arbeitsunfähigkeit ist daraus ebenfalls nicht abzuleiten. Wenn 

der BF hierzu ausführt, dass er aufgrund seiner physischen Beeinträchtigungen in Afghanistan 

Diskriminierungen ausgesetzt ist, so ist diesbezüglich festzuhalten, dass sowohl den UNHCR 

Richtlinien aus 2018 sowie der EASO Country Guidance zwar zu entnehmen ist, dass Menschen 

mit Behinderungen Misshandlungen durch Mitglieder der Gesellschaft ausgesetzt werden 

könnten bzw.  mit Diskriminierungen und eingeschränkten Zugang zu Erwerbstätigkeit, Bildung 

und medizinischer Versorgung konfrontiert sind. Im gegenständlichen Fall ist jedoch zu 

berücksichtigen, dass der BF bereits seit seiner Kindheit aufgrund der Krankheit Polio unter 

orthopädischen Beschwerden leidet und es diese ihn nicht daran gehindert haben, sowohl in 

Afghanistan als auch Pakistan Erwerbstätigkeiten in verschiedenen Branchen auszuüben und 

sogar eine Führungsposition in einem internationalen Unternehmen zu erlangen. Es ist daher 

davon auszugehen, dass der BF bei Rückkehr nach Afghanistan mit seinen bisherigen 

Berufserfahrungen in Verbindung mit seinem familiären Netz in der Lage sein wird, zumindest 

durch Gelegenheitsjobs ein Leben ohne unbillige Härten zu führen. Eine Überstellung des BF 

stellt diesbezüglich daher keinen unzulässigen Eingriff in besonders durch Art. 3 EMRK 

geschützte Rechte dar.  

 

Den Ausführungen des Beschwerdeführers zu der allgemein schlechten Lage in Afghanistan 

ist kein Anhaltspunkt für eine wie auch immer geartete konkrete Verfolgung zu entnehmen. 

Es mangelt seinen Angaben sohin an Aspekten, aufgrund derer ihm eine allgemein 

asylrelevante Bedrohung aufgrund der allgemein schlechten Lage mit maßgeblicher 

Wahrscheinlichkeit drohen würde.  

 

Die entferne Möglichkeit einer Verfolgung, dies insbesodnere bezogen auf die allgmeinen und 

unbestimmten Ausführungen des Beschwerdefühers bzw. der Beschwerdevertretung in 

Bezug auf das Vorliegen einer allgemeinen Bedrohung in Afghanistan aufgrund seiner 

Behinderung, aufgrund seines Aufenthaltes in Europa, bzw. seiner Beziehung mit einer 

österreichischen Staatsbürgerin genügen nicht, um eine Verfolgungsgefahr anzunehmen 

(VwGH 21.12.2000, 2000/01/0132; 23.09.1998, 98/01/0224; 26.11.1998, 98/20/0309, u.v.a.). 

widersprochen.  
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Die Beschwerde hinsichtlich Spruchpunkt I des angefochtenen Beschweides wurde im Zuge 

der mündlichen Verhandlung vor dem BVwG in Anwesenheit des gewillkürten Verterters 

ausdrücklich zurückgezogen.  

 

2.3. Zu den Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat und bezüglich der Beschwerde 

betreffend Spruchpunkt II: 

Die Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat stützen sich auf die zitierten Quellen. Die 

Länderfeststellungen gründen auf den jeweils angeführten Länderberichten angesehener 

staatlicher und nichtstaatlicher Einrichtungen sowie den ebenfalls in der Verhandlung in das 

Verfahren eingeführten EASO-Bericht ‚Country Guidance: Afghanistan‘ von Juni 2018 sowie 

2019 und beruhen auf einer Vielzahl von jeweils angeführten verschiedenen, voneinander 

unabhängigen Quellen von regierungsoffiziellen und nicht-regierungsoffiziellen Stellen. In 

ihrer Kernaussage bieten diese Dokumentationen ein stimmiges und einheitliches Gesamtbild 

ohne wesentliche Widersprüche und besteht daher für das Bundesverwaltungsgericht kein 

Anlass, an der Richtigkeit der darin getroffenen Länderfeststellungen zu zweifeln. 

Angesichts der Seriosität der Quellen und der Plausibilität ihrer Aussagen, denen inhaltlich 

auch nicht entgegengetreten wurde, besteht kein Grund, an der Richtigkeit der Angaben zu 

zweifeln, sodass sie den Feststellungen zur Situation in Afghanistan zugrunde gelegt werden 

konnten.  

Diese Länderinformationen ergeben ein in den Kernaussagen übereinstimmendes Gesamtbild 

ohne wesentliche Widersprüche. Somit besteht im vorliegenden Fall für das 

Bundesverwaltungsgericht kein Anlass an der Richtigkeit der getroffenen 

Länderfeststellungen zu zweifeln. Insoweit den Feststellungen zur Lage im Herkunftsstaat 

Berichte älteren Datums zugrunde liegen, ist auszuführen, dass sich seither die darin 

angeführten Umstände unter Berücksichtigung der dem Bundesverwaltungsgericht von Amts 

wegen vorliegenden Berichte aktuelleren Datums für die Beurteilung der gegenwärtigen 

Situation nicht wesentlich geändert haben.  

Die aktuellen Länderinformationen wurden mit dem BF im Rahmen der mündlichen 

Verhandlung erörtert und konnten von ihm insgesamt substantiiert nicht in Zweifel gezogen 

wurden.  

Unter Bezugnahme auf den EASO-Leitfaden, auf den UNHCR tragend verweist, ergibt sich eine 

differenzierte Einschätzung zur (Sicherheits-)Situation in der Stadt Kabul. Grundsätzlich trifft 

der EASO-Leitfaden hinsichtlich willkürlicher Gewalt eine dreiteilige Einschätzung (vgl. EASO-
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Leitfaden Juni 2018 S. 24). Kabul zählt zu Landesteilen, wo willkürliche Gewalt stattfindet und 

allenfalls eine reelle Gefahr festgestellt werden kann, dass der/die Antragsteller/in 

ernsthaften Schaden im Sinne von Artikel 15(c) der Qualifizierungsrichtlinie nehmen könnte – 

vorausgesetzt, dass er/sie aufgrund seiner/ihrer persönlichen Verhältnisse von derartigen 

Risikofaktoren konkret betroffen ist. 

Hinsichtlich einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer 

Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines innerstaatlichen Konflikts trifft EASO 

die Einschätzung, dass eine reale Gefahr eines solchen ernsthafter Schaden allenfalls nur bei 

Hinzutreten weiterer, konkreter persönlicher Umstände anzunehmen ist. Ein solches Profil ist 

aber beim BF nicht gegeben. 

In Kabul Stadt geht nach zusammenschauender Würdigung des Berichtsmaterials und der 

Einschätzungen von UNHCR und EASO nicht für eine Vielzahl von Zivilpersonen eine 

allgemeine Gefahr aus, die sich konkret in der Person des BF so verdichtet, dass sie für diesen 

eine erhebliche individuelle Gefahr darstellen würde. Das Vorherrschen eines so hohen 

Niveaus an willkürlicher Gewalt, dass stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, eine 

Zivilperson, die an alltäglichen wirtschaftlichen und sozialen Aktivitäten teilnimmt, wäre 

generell und allein aufgrund ihrer Anwesenheit dem realen Risiko einer ersthaften 

individuellen Bedrohung von Leben oder Unversehrtheit ausgesetzt, wie UNHCR in seinen 

Richtlinien vom 30.08.2018, S. 127 f andeutet, ist für das erkennende Gericht aus den 

Länderberichten insgesamt in Zusammenschau mit den individuellen Verhältnissen des BF 

nicht ableitbar und konnte auch durch die aktualisierte Version des Länderinformationsblatts 

vom 22.04.2020, wonach die Lage in Kabul nach wie vor volatil sei (UNGASC 17.3.2019).  

Die Grundversorgung ist in Afghanistan generell – und so auch in den Städten Kabul, Mazar-e 

Sharif und Herat – grundlegend gesichert. Zwar ist die Situation, insbesondere in Herat, wegen 

der Zahl der Binnenvertriebenen, der Dürre im Jahr 2018 und der Auswirkungen der aktuellen 

COVID-19-Pandemie angespannt. Der aktuellen Quellenlage ist jedoch nicht zu entnehmen, 

dass die Grundversorgung der Bevölkerung (mit Nahrungsmittel und Trinkwasser) in Mazar-e 

Sharif oder Herat generell nicht mehr gewährleistet oder das Gesundheitsversorgungssystem 

zusammengebrochen wäre. 

Dass die Wohnraum-, Arbeitsmarkt- und Versorgungslage in Kabul, Herat und Mazar-e Sharif 

angespannt ist, ergibt sich aus den Länderberichten, wonach in großen Städten zwar an sich 

Wohnraum zur Verfügung steht, es jedoch eine erhebliche Anzahl an Rückkehrern gibt. Aus 

den in den Feststellungen zitierten Länderberichten geht aber hervor, dass es auf Grund der 

Rahmenbedingungen am Arbeitsmarkt zwar schwierig, aber insbesondere im Bereich der 
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Gelegenheitsarbeiten ohne besondere Vorkenntnisse möglich ist, einer Erwerbstätigkeit 

nachzugehen und auf diese Weise ein Einkommen auf dem dort üblichen Niveau zu erzielen. 

Die Situation am Arbeitsmarkt in den Städten Herat und Mazar-e Sharif hat sich – nicht zuletzt 

im Zuge der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie - verschärft. Eine Verelendung oder 

weiträumige Unmöglichkeit der Existenzsicherung ist den zitierten Länderberichten im 

Entscheidungszeitpunkt jedoch nicht zu entnehmen. 

Nach den vorliegenden Länderberichten besteht Bedarf am Arbeitsmarkt überwiegend in 

Hinblick auf manuelle Arbeit ohne Anforderungen an eine formelle Ausbildung (EASO Bericht 

Afghanistan Netzwerke vom Januar 2018). Aus der, dem Länderinformationsblatt der 

Staatendokumentation, zuletzt hinzugefügten Kurzinformation vom 18.05.2020 geht hervor, 

dass – im Zusammenhang mit den in Afghanistan ergriffenen Maßnahmen zur Eindämmung 

der Corona-Pandemie – aktuell vorübergehend Ausgangssperren in einer Reihe von 

afghanischen Städten, wie Kabul und Herat, verhängt wurden. In Herat und Kabul sind 

insbesondere die Tagelöhner betroffen. Bei den genannten Sperren handelt es sich um 

temporäre Maßnahmen.  

Aus jetziger Sicht darf davon ausgegangen werden, dass diese nach einem Abklingen der Krise 

wieder gelockert werden, sodass es dem BF alsbald möglich sein wird, sich am Arbeitsmarkt 

in Mazar-e Sharif oder Herat zurechtzufinden und sich auch mit Hilfsarbeiten entsprechend 

den dortigen Anforderungen ein ausreichendes Einkommen zu sichern. 

 

Im Hinblick auf die derzeit weltweite Pandemie aufgrund des Corona-Virus ist festzuhalten, 

dass es sich bei dem BF um einen jungen, gesunden und arbeitsfähigen Mann handelt, der an 

keinen Erkrankungen leidet, womit er nicht unter die besonderen Risikogruppen der älteren 

Personen und der Personen mit Vorerkrankungen fällt. Auch ist festzuhalten, dass nach den 

offiziellen Zahlen der WHO der an Covid 19 betroffenen Personen aktuellen Zahlen betreffend 

diese Pandemie in Afghanistan nicht zu entnehmen ist, dass es in Afghanistan aktuell zu einer 

überaus hohen (Neu)Infektionszahl kommt. 

(https://covid19.who.int/region/emro/country/af). Vielmehr weisen die aktuellen Zahlen auf 

eine langanhaltende Stabilisierung der Neuinfektionszahlen auf relativ bezogen auf die 

Einwohnerzahl Afghanistans niedrigem Niveau hin. Zudem ist betreffend die medizinische 

Versorgung in Afghanistan auf die vorliegenden Länderinformationen zu verweisen, die 

ausweisen, dass in Afghanistan grundsätzlich eine ausreichende medizinische Versorgung 

verfügbar ist und eine solche afghanischen Staatsbürgen auch kostenlos zur Verfügung steht. 

Ein bei einer Überstellung des BF nach Afghanistan vorliegendes „real risk“ einer Verletzung 

des Art. 3 EMRK ist somit auch hierzu nicht erkennbar. 



 

 60 

2.3. Zu den Feststellungen zu den Folgen einer Rückkehr 

Die Rückkehr in seine Heimatprovinz Baghlan ist dem BF aufgrund der Volatilität dieser Region 

nicht zumutbar. Es gibt jedoch eine innerstaatliche Fluchtalternative in den Städten Kabu, 

Herat und Mazar e-Sharif.  

Die Feststellungen, dass der BF bei einer allfälligen Rückkehr in eine der großen Städte in 

Afghanistan wie Mazar - e Sharif, Herat oder auch nach Kabul nicht mit maßgeblicher 

Wahrscheinlichkeit einer allgemeinen asylrelevanten Bedrohung ausgesetzt ist, bzw. in eine 

existenzbedrohende Notlage geraten würde ergibt sich aus einer Zusammenschau der 

aktuellen bzw. wiedergegebenen Länderberichte und den festgestellten persönlichen 

Verhältnissen des BF. Der VfGH hat in seinem Erkenntnis vom 12.12.2017 E2068/2017 deutlich 

gemacht, dass einem gesunden Asylwerber im erwerbsfähigen Alter, der eine der 

Landessprechen Afghanistans beherrsche, mit den kulturellen Gepflogenheiten seines 

Herkunftslandes vertraut sei und die Möglichkeit hätte, sich durch Gelegenheitstätigkeiten 

eine Existenzgrundlage zu sicheren, die Inanspruchnahme einer IFA insbesondere in Kabul 

zugemutet werden könne, und zwar selbst dann, wenn er nicht in Afghanistan geboren 

worden sei, dort nie gelebt habe und keine Angehörigen habe, sondern im Iran aufgewachsen 

wäre und dort zur Schule gegangen wäre.  

Bei dem BF handelt es sich wie bereits oben ausgeführt um einen arbeitsfähigen, volljährigen 

und alleinstehenden Mann, der nach eigenen Angaben über zahlreiche Familienangehörige 

(Vater, Bruder, Onkel sowie Tanten) in Afghanistan verfügt. Der BF ist mit der afghanischen 

Kultur und den afghanischen Gepflogenheiten sozialisiert. Er kann sich daher in den Städten 

Mazar-e Sharif oder Herat zurechtfinden. Der BF hat eine mehrjährige Schulbildung genossen 

und verfügt über Berufserfahrung.  

Selbst bei der Annahme des Umstandes, dass der BF nicht durch seinen Bruder oder Vater 

unterstützt werden kann, steht dem BF die Möglichkeit offen, bei einer Rückkehr 

entsprechende Rückkehrhilfen in Anspruch nehmen, bzw. sich zur ersten Unterstützung an 

lokale NGOs wenden.  

In Übereinstimmung mit den entsprechenden UNHCR-Richtlinien ist für den BF als 

alleinstehenden leistungsfähigen Mann ohne festgestellten besonderen Schutzbedarf 

keineswegs unbedingt ein soziales Netzwerk in Afghanistan erforderlich, um im Falle einer 

Rückkehr in eine der großen Städte von Afghanistan, insbesondere nach Kabul, eine 

Lebensgrundlage vorzufinden, zumal die Zumutbarkeit einer Niederlassung in Kabul nach den 

Feststellungen auch ohne Bestehen des sozialen oder familiären Netzwerks zumutbar ist (vgl. 
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in diesem Sinne zuletzt etwa VwGH 18.10.2017, Ra 2017/19/0157; 20.9.2017, Ra 

2017/19/0205; 20.9.2017, Ra 2017/19/0190; 10.8.2017, Ra 2016/20/0389; 8.8.2017, Ra 

2017/19/0118; 20.6.2017, Ra 2017/01/0023; 19.6.2017; Ra 2017/19/0095). 

Es gibt keinen Anhaltspunkt, wieso er in Kabul, Mazar-e Sharif oder in Herat nicht in der Lage 

sein sollte, seine Existenz - etwa auch durch Gelegenheits- und Hilfsarbeiten - zu sichern und 

eine einfache Unterkunft zu finden. Er könnte in allen drei Städten seine grundlegenden und 

notwendigen Lebensbedürfnisse befriedigen und würde nicht in eine ausweglose bzw. 

existenzbedrohende Lage geraten. Der BF hat bereits in mehreren Provinzen Afghanistans 

gelebt, hat daher Ortskenntnisse und weist trotz orthopädischer Probleme keine besondere 

Vulnerabilität auf. 

Zur Erleichterung einer Rückkehr steht es dem BF offen, eine finanzielle Rückkehrhilfe gemäß 

§ 52a BFA-VG in Anspruch zu nehmen und dieser kann unmittelbar nach der Rückkehr im 

Empfangszentrum des IOM Aufnahme finden.  

Der BF kann die Stadt Kabul von Österreich aus sicher mit dem Flugzeug erreichen, bzw. kann 

dieser Städte wie Herat, Masar – e Sharif über internationale Flughäfen erreichen. Die 

afghanische Regierung behält nach den vorliegenden Länderberichten die Kontrolle über 

Kabul, größere Transitrouten, Provinzhauptstädte und fast alle Distriktzentren. Es besteht 

auch gegenwärtig trotz Anschlägen und Angriffen regierungsfeindlicher Gruppen, die sich 

insbesondere auf Regierungseinrichtungen, ausländische Vertretungen, militärische 

Einrichtungen, Restaurants und Hotels, sowie Flughäfen und Bildungszentren richten, keine 

derartige Gefahrenlage, die ein reales Risiko für eine Beeinträchtigung des Lebens oder der 

körperlichen Unversehrtheit des BF darstellen würde. Die genannten Gefährdungsquellen 

sind in reinen Wohngebieten nicht anzunehmen, weshalb die Sicherheitslage insbesondere 

auch in der Stadt Kabul nach wie vor als ausreichend sicher zu bewerten ist.  

Es handle sich jedoch insbesondere bei den großen Städten in Afghanistan wie Mazar-e Sharif, 

Herat und Kabul um ein für den BF verfolgungssicheres Gebiet. In der Beschwerde wurde 

weder ein diesem Ergebnis entgegenstehendes individuelles Vorbringen erstattet, noch 

wurden konkrete Länderberichte angeführt, vor deren Hintergrund anzunehmen wäre, dass 

der BF in diesen Städten einer gezielten Verfolgung unterliegen würde.  

Sofern sich der BF auf die angespannte Sicherheitslage im gesamten Staatsgebiet, so auch in 

den großen Städten wie Mazar-e Sharif, Herat berief, ist festzuhalten, dass sich dem 

vorliegenden Berichtsmaterial entnehmen lässt, dass Terroranschläge, insbesondere auf 

Einrichtungen mit Symbolcharakter, auch in insbesondere Kabul nicht auszuschließen sind und 
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in unregelmäßigen Abständen auch stattfinden. Jedoch allein der Umstand, dass an diesem 

Ort ein Bombenanschlag terroristischer Gruppierungen erfolgen könnte, begründet bei der 

derzeitigen Gefahrenlage für den BF noch keine stichhaltigen Gründe für ein reales Risiko der 

Verletzung seiner durch Art. 2 oder 3 EMRK garantierten Rechte bzw. liegt deshalb noch keine 

ernsthafte Bedrohung seines Lebens oder seiner Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt 

im Rahmen eines innerstaatlichen Konflikts vor. Die in der Stadt Mazar-e Sharif verzeichneten 

Anschläge fokussieren sich - wie sich aus einer Gesamtschau der Länderberichte und dem 

notorischen Amtswissen ableiten lässt - hauptsächlich auf High-Profile Ziele, wie staatliche und 

ausländische Einrichtungen. Diese Gefährdungsquellen sind jedoch in reinen Wohngebieten 

nicht in einem solchen Ausmaß anzunehmen, dass die Lage in der Stadt Mazar-e Sharif, Herat 

aber auch Kabul nicht insgesamt als ausreichend sicher bewertet werden könnte. 

Insgesamt wird die zentral gelegene Provinz Balkh (mit ihrer Hauptstadt Mazar-e Sharif) als 

einer der friedlichsten und sichersten Orte Afghanistans geschätzt. Die Stadt Mazar-e Sharif ist 

eine Art "Vorzeigeprojekt" Afghanistans für wichtige ausländische Gäste. Balkh ist, in Bezug 

auf Angriffe der Taliban, zentralasiatischer Aufständischer oder IS-Kämpfer die sicherste 

Provinz in Nordafghanistan. Die Reise nach Mazar-e Sharif ist über den dortigen Flughafen via 

Kabul sicher möglich. 

Wie bereits der angefochtene Bescheid festgestellt hat, ist der BF arbeitsfähig und 

arbeitswillig. Der BF hat in Afghanistan seinen eigenen Angaben nach bereits in einer 

Führungsposition als Supervisor gearbeitet, bzw. hat dieser auch in mehreren Provinzen 

Afghanistans, so etwa in Nangarhar, Logar, Bamyan, Badachschan, Kunduz sowie Tachar 

bereits gelebt.  Angesichts der insgesamt bestehenden Arbeitsfähigkeit und Berufserfahrung 

kann sich der Beschwerdeführer auch hinkünftig, dies auch unter besonderer 

Berücksichtigung der gegenwärtigen Lage in Afghanistan aufgrund der weltweiten Corona 19 

Pandemie, sich in Kabul, Mazar-e Sharif oder Herat zumutbar und mit maßgeblicher 

Wahrscheinlichkeit eine Existenz aufbauen und sich diese - zumindest anfänglich - mit Hilfs- 

und Gelegenheitsarbeiten sichern. Bei diesem kann somit eine grundsätzliche 

Teilnahmemöglichkeit am Erwerbsleben vorausgesetzt werden und eine solche auch 

zugemutet werden. 

Zur Erleichterung seiner Rückkehr könnte der BF zudem eine finanzielle Rückkehrhilfe in 

Anspruch nehmen, die zumindest in der ersten Zeit als Überbrückung dienen kann, bis er eine 

Arbeit gefunden hat. Auch ist den Ausführungen des BF zu entnehmen, dass eine in 

Großbritannien lebenden Schwester die in Afghanistan befindlichen Familienmitglieder so 

bereits den Vater und Bruder des BF in Afghanistan unterstützt und daher auch dieser von 
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diesen Unterstützungsleistungen bei einer Rückkehr profitieren könnte. Im Rahmen der 

niederschriftlichen Einvernahme am 03.02.2017 gab der BF zu Protokoll, dass er, sich für die 

Finanzierung seiner schlepperunterstützten Ausreise einen Teil des Geldes von seinen 

Geschwistern geborgt habe (AS 129). Aus den verwendeten Länderberichten geht hervor, dass 

die Großfamilie die zentrale soziale Institution in Afghanistan ist und das wichtigste soziale 

Sicherheitsnetz der Afghanen bildet. Alle Familienmitglieder sind Teil des familiären Netzes. 

Die Großfamilie trägt zu Schutz, Betreuung und Versorgung ihrer Mitglieder bei. Der 

Beschwerdeführer verfügt in Afghanistan über ein familiäres Netzwerk und steht mit 

einzelnen Familienmitgliedern auch durchgehenden Kontakt.  

Der BF hat in den großen Städten Afghanistans wie Mazar -e Sharif, Herat, aber auch in Kabul 

grundsätzlich Zugang zu Unterkunft, grundlegender Versorgung, sanitärer Infrastruktur, 

Gesundheitsdiensten und Bildung, sowie Erwerbsmöglichkeiten.  

Dass dem BF alleine aufgrund der Zugehörigkeit zur Volksgruppe der Tadschiken bzw. in den 

großen Städten wie Mazar -e Sharif, Herat oder Kabul jedwede Teilnahme am Erwerbsleben 

versagt wäre, bzw. am Arbeitsmarkt eine Anstellung zu finden, kann aus den vorliegenden 

Länderinformationen zu Afghanistan nicht erschlossen werden. 

Die Feststellungen zur grundsätzlichen zumutbaren Möglichkeit einer Rückkehr und 

Niederlassung in einer der großen Städte Afghanistans wie Mazar – e Sharif, Herat, bzw. auch 

in der Stadt Kabul sind somit zutreffend unter Berücksichtigung der von EASO, als auch der 

jüngsten UNHCR – Guidelines, bzw. der diesbezüglich aufgestellten Kriterien bereits durch das 

BFA vorgenommen worden.  

Bei einer Rückkehr in seinen Herkunftsstaat ist der BF somit mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit 

keiner realen Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder 

Nr. 13 zur Konvention ausgesetzt, die für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens 

oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 

innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde.  

Der Beschwerdeführer bedarf sohin aufgrund der allgemeinen Sicherheits – als auch 

Versorgungssituation in Afghanistan keines subsidiären Schutzes.  

2.5. Zur Integration des BF im Bundesgebiet:   

 

Die diesbezüglichen Feststellungen ergeben sich aus dem vorliegenden Verwaltungsakt, den 

übermittelten Unterlagen zur Integration des Beschwerdeführers in Österreich, sowie 
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insbesondere auch aus den Aussagen des Beschwerdeführers, und der Lebensgefährin des BF 

im Verfahren vor dem BVwG. Diese vermitteln ein insgesamt glaubwürdig schlüssiges Bild von 

einer gelungenen und außerordentlichen Integration.  

Der Beschwerdefürher hält sich durchgehend bereits seit Dezember 2014 und damit seit rund 

6 Jahren im Bundesgebiet auf.   

Die Integration des BF in Österreich, seine Sprachkenntnisse, seine soziale Integration, die 

Erfüllung des Moduls I der Integrationsvereinbarung, seine Deutschkenntnisse, das Bestehen 

von freundschaftlichen Kontakten, seine das Bestehen einer Partnerschaft und einer 

Verlobung mit einer österreichischen Lebensgefährtin, seine Mitgliedschaft in einem 

Verein/Fotoclub ergben sich aus den Aussagen des BF selbst, seine gemeinnützige  

Tätigkeit für eine Marktgemeinde sowie seine Arbeitsleistung für eine Schule geht aus den im 

Verfahren in Vorlage gebrachten Unterlagen des BF hervor.  

Dass der BF an Deutschkursen des ÖSD teilgenommen hat bzw. insbesondere die 

Deutschprüfungen A2 bereits am 24.03.2017 bestanden hat, geht aus vorgelegten 

Bestätigungen hervor.  

Die Mitgliedschaft in einem Fotoclub beruht auf den eigenen glaubhaften diesbezüglichen 

Angaben des BF.  

Das Vorliegen einer glaubhaften Beziehung des BF mit der angegebenen verlobten Partnerin 

geht aus den Angaben des BF im Verfahren, insbesondere den sich deckenden Ausführungen 

des BF selbst, als auch seiner Lebensgefährtin auch im Rahmen der mündlichen Verhandlung 

am 08.10.2020, als auch bereits aufgrund der Einvernahme der Verlobten des BF vor dem BFA 

am 03.02.2017 hervor. Der Umstand, dass der BF in Österreich über keine sonstigen familiären 

Anknüpfungspunkte verfügt, geht aus seinen gleichlautenden Angaben im Verfahren hervor. 

Hinweise auf das Bestehen eines sonstigen besonderen Nahe- bzw. 

Abhängigkeitsverhältnisses zu Personen im Bundesgebiet, bzw. sind auch unter besonderer 

Berücksichtigung sämtlicher integrativer Unterlagen, auch aufgrund der insgesamt kurzen 

Dauer des bisherigen Aufenthaltes, der nach schlepperunterstützt unberechtigter Einreise 

ausschließlich auf einem insgesamt unbegründeten Asylantrag beruhte, dem vorliegenden 

Akteninhalt nicht zu entnehmen. Bezüglich dieser Kontakte ist insgesamt ein besonders zu 

berücksichtigendes verfahrensrelevantes Naheverhältnis gem. Art. 8 EMRK nicht 

anzunehmen.  
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Es gelang dem BF in diesem Zeitraum eine besonders umfassende persönliche, soziale, 

wirtschaftliche, sprachliche Integration, um die sich der Beschwerdeführer von Beginn an 

nachweislich erfolgreich bemühte. 

Insgesamt nutzte der Beschwerdeführer seine bisherige Zeit in Österreich überaus erfolgreich, 

um sich in vielerlei Hinsicht in die österreichische Gesellschaft zu integrieren.  

So ist zunächst hierzu festzuhalten, dass sich der Beschwerdeführer nachweislich schulische 

Ausbidlungen absoviert hat und auch sich insbesondere auch Deutschkenntnisse auf dem 

Nivau A2 angeignet hat und hierüber Prüfungen beim ÖIF abgelegt hat. Anzumerken ist auch, 

dass die Verhandlung vor dem BVwG weitgehend in Deutsch durchgeführt werden konnte, da 

der Beschwerdeführer bei der Beantwortung der Fragen auf die Hilfe eines Dolmetschers nicht 

angewiesen war.  

Durch die nachweislich gesetzten Anstrengungen die deutsche Sprache zu beherrschen, bzw. 

hierüber wurden Sprachzertifikate erlangt, bringt der BF zum Ausdruck, dass er seine 

Integration hier in Österreich intensiv betreibt und auch bereits von einem ausreichenden 

Grad an Integration ausgegangen werden kann.  

Ferner ist anzuführen, dass der Beschwerdeführer nachweislich intensive und zahlreiche 

Kontakte zu österreichischen Staatsangehörigen pflegt und er gesellschaftlichen Aktivitäten 

etwa in einem Fotoclub nachgeht.  

Zudem ist auch auf die Ausführungen auch der Vertretung hinzuweise wonach der BF 

wiederholt Anstrengungen unternommen hat sich durch eine erlaubte Erwerbstätigkeit die 

Mittel zu seinem Unterhalt zu erwirtschaften, und  unabhängig von der Unterstützung durch 

die öffentliche Hand zu sein. Der Beschwerdeführer konnte diesbezüglich ein aktuelles 

Schreiben einer Schlosserei bezüglich einer Einstellungszusage in Vorlage bringen.  

Der Beschwerdeführer ist über die gesamte Zeit hindurch unbescholten geblieben und 

strafrechtlich nicht in Erscheinung trat, wobei die strafgerichtliche Unbescholtenheit allein die 

persönlichen Interessen eines Fremden am Verbleib in Österreich gemäß der 

verwaltungsgerichtlichen Judikatur nicht entscheidend zu verstärken vermag (vgl. VwGH 

25.02.2010, 2010/0018/0029).  

Die Unbescholtenheit des BF ergibt sich aus einem aktuellen Auzug aus dem Strafregister.  

Allein die mit der Aufenthaltsdauer von 6 Jahren korrelierende Bindung des BF zu Österreich 

bzw. zu seinem Herkunftstaat stellt nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes im 
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gegenständichen Einzelfall noch keinen Grund dar, sodass dieser alleine wegen dieser Dauer 

in Österreich verbleiben könne, bzw. eine Ausweisung einene unzulässigen Eingriff in 

besonders durch Art. 8 EMRK geschützte Rechte darstellen würde.   

Vielmehr ist fallbezogen jedoch auch unter Berücksichtung dieser Aufenthaltsdauer von 6 

Jahren im Bundesgebiet festzuhalten, dass in einer Gesamtabwägung der konkreten 

persönlichen Verhältnisse des BF und integrativen Anstrengungen im konkreten Einzelfall zu 

erkennen war, dass die Auswirkungen einer Rückkehrentscheidung auf die Lebenssituation 

des Beschwerdeführers vor dem Hintergrund seiner bisher im Bundesgebiet unternommenen, 

überaus erfolgreichen integrativen Anstrengungen und des sich daraus entwickelten, im 

konkreten Einzelfalls schützenswerten Privatlebens des BF, der als angegeben Minderjähriger 

mit 17 Jahren  nach Österreich gekommen ist und hier somit als Jugendlicher bzw. auch als 

junger Erwachsener im Bundesgebiet aufgewachsen ist und bis dato sein Privat – und 

Familienleben in Österreich geführt und fortgesetzt hat schwerer wiegen als die nachteiligen 

Folgen der Abstandnahme von ihrer Erlassung. 

Im gegenständlichen Fall kann nicht davon ausgegangen werden, dass der Beschwerdeführer, 

die in Österreich verbrachte Zeit nicht genützt hätte, um sich sozial und beruflich zu 

integrieren. Das Gegenteil ist der Fall: Der BF bemühte sich nachweislich während seiner 

nunmehr insgesamt bereits zum Entscheidungszeitpunkt seit Antragstellung einen Zeitraum 

von beinahe 6 Jahren dauerenden Aufenthaltsdauer - wie oben ausgeführt - überaus intensiv 

und sehr erfolgreich sich auf verschiedenste Weise kulturell, sprachlich, sozial, gesellschaftlich 

als auch beruflich, wirtschaftlich umfassend zu integrieren.  

Das Verhalten des Beschwerdeführers vermag jedenfalls nicht nahezulegen, dass von einer 

Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung durch diesen auszugehen ist.  

Der Beschwerdefüher hat somit nachgewiesen insgesamt einen entsprechend hohen bzw. 

besonderen Grad der Integration in sprachlicher und gesellschaftlicher Hinsicht erreicht, der 

sich vor allem im erfolgreichen Erwerb von Deutschkenntnissen und in der umfassenden 

Teilnahme am gesllschaftlichen, sozialen und wirtschaftlich beruflichen Leben manifestiert. 

Unter diesen Umständen fällt es nicht entscheidend ins Gewicht, dass der Beschwerdeführer 

keine sonstigen familiären Bindungen iSd Art. 8 EMRK in Österreich hat. Im Zusammenhalt mit 

der insgesamten Dauer des Aufenthaltes und der wirtschaftlichen und sozialen Integration 

ergibt sich bei einer sämtliche persönlicher Aspekte abwägenden Gesamtbetrachtung, dass 

im gegenständilchen Einzelfall der mit der Außerlandesbringung verbundene Eingriff in das 

Privatleben des BF unzulässig ist. 
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Damit überwiegen im konkreten Einzelfall aufgrund von Umständen, die nicht bloß 

vorübergehend sind, die privaten Interessen des Beschwerdeführers am Verbleib im 

österreichischen Bundesgebiet gegenüber den öffentlichen Interessen, weshalb eine 

Rückkehrentscheidung/Ausweisung im konkreten Einzelfall einen unverhältnismäßigen 

Eingriff in sein durch Art. 8 EMRK geschütztes Recht darstellen würde. 

3. Rechtliche Beurteilung: 

 

Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht 

in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. 

Gegenständlich liegt somit Einzelrichterzuständigkeit vor.  

 

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichts ist durch das 

VwGVG, BGBl. I 2013/33 idF BGBl. I 2013/122, geregelt (§ 1 leg.cit.). Gemäß § 58 Abs 2 VwGVG 

bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 

Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft. 

 

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das 

Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit 

Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung 

– BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes – AgrVG, BGBl. Nr. 173/1950, und des 

Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 – DVG, BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen jene 

verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß 

anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht 

vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte.  

 

§ 1 BFA-VG, BGBl I 2012/87 idF BGBl I 2013/144 bestimmt, dass dieses Bundesgesetz 

allgemeine Verfahrensbestimmungen beinhaltet, die für alle Fremden in einem Verfahren vor 

dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, vor Vertretungsbehörden oder in einem 

entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere 

Verfahrensbestimmungen im AsylG und FPG bleiben unberührt. 

 

§ 16 Abs. 6 und § 18 Abs. 7 BFA-VG bestimmen für Beschwerdevorverfahren und 

Beschwerdeverfahren, dass §§ 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VwGVG nicht anzuwenden sind. 

 

Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides  
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Die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides wurde nachweislich in 

Anwesenheit und nach Beratung mit dem anwaltlichen Vertreter in Kenntnis der Rechtsfolgen 

gewollt durch den Beschwerdeführer im Zuge der Bechwerdeverhandlung vor dem BVwG am 

08.10.2020 zurückgezogen. Das Verfahren wegen Zurückziehung der Beschwerde war somit 

gemäß §§ 28 Abs. 1, 31 Abs. 1 VwGVG idgF einzustellen.  

Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides: 

Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ist der Status des subsidiär Schutzberechtigten einem Fremden 

zuzuerkennen, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn 

dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird, oder 

dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist, wenn eine Zurückweisung, 

Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr 

einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur 

Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des 

Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen 

oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 

Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG ist die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär 

Schutzberechtigten nach Abs. 1 mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der 

Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach § 7 zu verbinden. 

Gemäß § 8 Abs. 3 AsylG 2005 sind Anträge auf internationalen Schutz bezüglich der 

Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine 

innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offensteht. 

Gemäß Art. 2 EMRK wird das Recht jedes Menschen auf Leben gesetzlich geschützt. 

Abgesehen von der Vollstreckung eines Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines 

durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens ausgesprochen worden ist, darf 

eine absichtliche Tötung nicht vorgenommen werden. Letzteres wurde wiederum durch das 

Protokoll Nr. 6 beziehungsweise Nr. 13 zur Abschaffung der Todesstrafe hinfällig. Gemäß Art. 

3 EMRK darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder 

Behandlung unterworfen werden. 

Der Fremde hat das Bestehen einer aktuellen, also im Fall seiner Abschiebung in den von 

seinem Antrag erfassten Staat dort gegebenen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten 

oder infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abwendbaren und in 

den Schutzbereich des Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur 



 

 69 

Konvention fallenden Bedrohung glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle 

Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender, durch 

entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (vgl. VwGH vom 

02.08.2000, 98/21/0461, zu § 57 FrG 1997; auch VwGH vom 25.01.2001, 2001/20/0011). 

Unter realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht auf Spekulationen gegründete Gefahr 

möglicher Konsequenzen für den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen (vgl. etwa Erkenntnis 

des Verwaltungsgerichtshofes vom 19.02.2004, Zl. 99/20/0573). Es müssen stichhaltige 

Gründe für die Annahme sprechen, dass eine Person einem realen Risiko einer 

unmenschlichen Behandlung ausgesetzt wäre und es müssen konkrete Anhaltspunkte dafür 

vorliegen, dass gerade die betroffene Person einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde. 

Die bloße Möglichkeit eines realen Risikos oder Vermutungen, dass der Betroffene ein solches 

Schicksal erleiden könnte, reichen nicht aus. 

Das Vorliegen eines tatsächlichen Risikos ist im Zeitpunkt der Entscheidung über einen Antrag 

auf internationalen Schutz zu prüfen. Gemäß der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes 

erfordert die Beurteilung des Vorliegens eines tatsächlichen Risikos eine ganzheitliche 

Bewertung der Gefahr an dem für die Zulässigkeit aufenthaltsbeendender Maßnahmen unter 

dem Gesichtspunkt des Artikel 3 EMRK auch sonst gültigen Maßstab des "real risk", wobei sich 

die Gefahrenprognose auf die persönliche Situation des Betroffenen in Relation zur 

allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat (vgl. VwGH 31.03.2005, Zl. 

2002/20/0582, Zl. 2005/20/0095). 

Der Schutzbereich des Artikels 3 EMRK umfasst nicht nur Fälle, in denen der betroffenen 

Person unmenschliche Behandlung (absichtlich) zugefügt wird. Auch die allgemeinen 

Umstände, insbesondere unzulängliche medizinische Bedingungen im Zielstaat der 

Abschiebung können - in extremen Einzelfällen - in den Anwendungsbereich des Artikels 3 

EMRK fallen. Allgemein ist der Rechtsprechung des EGMR zu entnehmen, dass "allein" 

schlechtere oder schwierigere (auch kostenintensivere) Verhältnisse in Bezug auf die 

medizinische Versorgung nicht ausreichen, um - in Zusammenhang mit einer Abschiebung - in 

den Anwendungsbereich des Artikels 3 EMRK zu reichen. Dazu sei - jeweils - das Vorliegen 

außergewöhnlicher Umstände erforderlich. Der EGMR betonte weiters im Fall Bensaid gg. 

Vereinigtes Königreich, dass auf die "hohe Schwelle" des Artikels 3 besonders Bedacht zu 

nehmen sei, wenn der Fall nicht die "direkte" Verantwortung eines Vertragsstaates (des 

abschiebenden Staates) für die Zufügung von Leid betreffe (vgl. Putzer, Leitfaden für 

Asylrecht² (2011) Rz 196, mwH). 
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Eine Verletzung des Artikels 3 EMRK ist im Falle einer Abschiebung nach der Judikatur des 

EGMR, der sich die Gerichtshöfe öffentlichen Rechts angeschlossen haben, jedenfalls nur 

unter exzeptionellen Umständen anzunehmen (vgl. hiezu EGMR ‚ U 02.05.1997, D vs. United 

Kingdom, Nr. 30240/96; EGMR E 31.05.2005, Ovdienko Iryna and Ivan vs. Finland, Nr. 1383/04 

sowie VfGH vom 06.03.2008, Zl. B 2400/07, mwH). 

Auch nach Ansicht des EGMR ist die allgemeine Situation in Afghanistan nicht dergestalt, dass 

schon alleine die Rückkehr eines Antragstellers eine ernsthafte Bedrohung für die durch Art. 

3 EMRK geschützten Rechte bedeuten würde (vgl. EGMR Urteil Husseini v. Sweden vom 

13.10.2011, Beschwerdenummer 10611/09, Ziffer 84 sowie das rezente Erkenntnis des EGMR, 

wonach die allgemeine Situation in Afghanistan nicht so gelagert ist, dass die Ausweisung 

dorthin automatisch gegen Art. 3 EMRK verstoße würde: EGMR AGR/Niederlande, 

12.01.2016, 13.442/08 und das dementsprechende rezente Erkenntnis des VwGH vom 

23.02.2016, Zl. Ra 2015/01/0134-7). 

Selbst wenn einem Antragsteller in seiner Herkunftsregion eine Art. 3 EMRK-widrige Situation 

drohen sollte, ist seine Rückführung dennoch möglich, wenn ihm in einem anderen Landesteil 

seines Herkunftsstaates eine innerstaatliche Fluchtalternative zur Verfügung steht (§ 11 AsylG 

2005). Ihre Inanspruchnahme muss dem Fremden zumutbar sein (Prüfung der konkreten 

Lebensumstände am Zielort).  

Dass das mögliche Vorliegen einer innerstaatlichen Fluchtalternative auch bei der Prüfung des 

subsidiären Schutzes zu berücksichtigen ist, ergibt sich aus dem Wortlaut des § 11 Abs. 1 AsylG 

2005, wonach sich die innerstaatliche Fluchtalternative, die als ein Kriterium u.a. die 

Zumutbarkeit des Aufenthalts in einem bestimmten Teil des Staatsgebietes vorsieht, auf den 

„Antrag auf internationalen Schutz“ und somit auch auf jenen auf Zuerkennung des Status 

subsidiär Schutzberechtigten bezieht (vgl. hierzu auch VwGH 23.02.2016, Ra 2015/20/0233). 

Für die Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative ist eine konkrete 

Auseinandersetzung mit den Asylwerber konkret und individuell betreffenden Umständen, 

die er bei Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative zu gewärtigen hätte, erforderlich. 

(VwGH 23.02.2016, Ra 2015/20/0233) Die Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative 

erfordert im Hinblick auf das ihr unter anderem innewohnende Zumutbarkeitskalkül somit 

insbesondere nähere Feststellungen über die zu erwartende konkrete Lage des Asylwerbers 

in dem in Frage kommenden Gebiet (VwGH 29.04.2015, Ra 2014/20/0151, 08.09.2016, Ra 

2016/20/0063). 
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Der UNHCR formuliert in seinen Richtlinien, dass die Beantwortung der Frage, ob dem 

Asylwerber ein Aufenthalt in einem bestimmten Gebiet des Herkunftsstaates zugemutet 

werden kann, von mehreren Faktoren abhängt. Dazu müssten die persönlichen Umstände des 

Betroffenen (einschließlich allfälliger Traumata infolge früherer Verfolgung), die Sicherheit, 

die Achtung der Menschenrechte und die Aussichten auf wirtschaftliches Überleben in diesem 

Gebiet beurteilt werden. (VwGH 23.01.2018, Ra 2018/18/0001) 

Aus den vom Bundesverwaltungsgericht herangezogenen herkunftsstaatsbezogenen 

Erkenntnisquellen ergibt sich, dass die Städte Kabul, Mazar-e Sharif und Herat – im Vergleich 

zu anderen Provinzen – nicht als derart unsicher qualifiziert werden können, dass es einem BF 

von vornherein verunmöglicht würde, dorthin zurück zu gelangen. Kabul, Mazar-e Sharif und 

Herat verfügen über eine vergleichsweise gute Infrastruktur mit dem Bestehen eines 

Flughafens, der für den zivilen Flugverkehr geeignet ist. 

Was die Sicherheitslage betrifft, wird seitens des erkennenden Gerichts im Hinblick auf die 

oben angeführten Länderfeststellungen zwar keineswegs verkannt, dass die Situation (auch) 

in der Stadt Kabul nach wie vor angespannt ist. Dennoch ist festzuhalten, dass die afghanische 

Regierung die Kontrolle über Kabul und größere Transitrouten hat. Auch ist Kabul eine über 

den Luftweg aufgrund des vorhandenen Flughafens gut erreichbare Stadt. Aus dem 

vorliegenden Berichtsmaterial geht hervor, dass Terroranschläge, insbesondere auf 

Einrichtungen mit Symbolcharakter, in Kabul nicht auszuschließen sind und in unregelmäßigen 

Abständen auch stattfinden. Hierzu ist auszuführen, dass die weltweit zu verzeichnende 

Zunahme von Terroranschlägen für sich alleine betrachtet noch nicht die Schlussfolgerung zu 

tragen vermag, dass die Ausweisung in einen von Terroranschlägen betroffenen Staat 

automatisch gegen Art. 3 EMRK verstoßen würde bzw. für den Betroffenen unzumutbar wäre. 

Die in der Stadt Kabul verzeichneten Anschläge ereignen sich – wie sich aus einer Gesamtschau 

der Länderberichte und dem notorischen Amtswissen ableiten lässt – hauptsächlich im 

Nahebereich staatlicher Einrichtungen und richten sich mehrheitlich gezielt gegen die 

Regierung und internationale Organisationen sowie Restaurants, Hotels oder ähnliche 

Einrichtungen, in denen vorwiegend ausländische Personen verkehren. Diese 

Gefährdungsquellen sind jedoch in reinen Wohngebieten nicht in einem solchen Ausmaß 

anzunehmen, dass die Lage in der Stadt Kabul nicht insgesamt als ausreichend sicher bewertet 

werden könnte. Darüber hinaus ist Kabul eine für Normalbürger, die nicht mit Ausländern 

zusammenarbeiten, vergleichsweise sichere und über den jeweiligen Flughafen gut 

erreichbare Stadt. Hinsichtlich der in der Stadt Kabul bestehenden Versorgungslage und der 

allgemeinen Lebensbedingungen der Bevölkerung ist im Hinblick auf die oben angeführten 

Länderfeststellungen auszuführen, dass die Verwirklichung grundlegender sozialer und 
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wirtschaftlicher Bedürfnisse, wie etwa der Zugang zu Arbeit, Nahrung, Wohnraum und 

Gesundheitsversorgung, häufig nur sehr eingeschränkt möglich ist. Die Versorgung der 

afghanischen Bevölkerung ist jedoch zumindest grundlegend gesichert.  

Einem gesunden Asylwerber im erwerbsfähigen Alter, der eine der Landessprachen 

Afghanistans beherrscht, mit den kulturellen Gepflogenheiten seines Herkunftsstaates 

vertraut ist und die Möglichkeit hat, sich durch Gelegenheitstätigkeiten eine 

Existenzgrundlage zu sichern, kann die Inanspruchnahme einer innerstaatlichen 

Fluchtalternative in Kabul zugemutet werden. Dass der Asylwerber über keine guten 

Kenntnisse der örtlichen und infrastrukturellen Gegebenheiten in Kabul verfügt, reicht für sich 

betrachtet für die Annahme der Unzumutbarkeit einer innerstaatlichen Fluchtalternative 

nicht aus. (VfGH 12.12.2017, E 2068/2017; siehe auch VwGH 20.02.2018, Ra 2018/20/0067) 

Laut den oben auszugsweise wiedergegebenen Richtlinien des UNHCR müssen die schlechten 

Lebensbedingungen sowie die prekäre Menschenrechtslage von intern vertriebenen 

afghanischen Staatsangehörigen bei der Prüfung der Zumutbarkeit einer innerstaatlichen 

Fluchtalternative berücksichtigt werden, wobei angesichts des Zusammenbruchs des 

traditionellen sozialen Gefüges der Gesellschaft auf Grund jahrzehntelang währender Kriege, 

massiver Flüchtlingsströme und interner Vertreibung hierfür jeweils eine Einzelfallprüfung 

notwendig ist (zur Indizwirkung von UNHCR-Richtlinien vgl. u.a. VwGH 10.12.2014, Ra 

2014/18/0103). 

Wie oben festgestellt, ist der BF auch unter Berücksichtigung der vorgelegten Befunde und 

seiner orthopädischen Beeinträchtigungen als insgesamt arbeitsfähig und gesund zu 

bezeichnen. Bei dem BF handelt es sich jedenfalls um einen Mann im erwerbsfähigen Alter. 

Dem volljährigen BF ist die Aufnahme einer entsprechenden Erwerbstätigkeit in Afghanistan 

insgesamt zuzumuten. Der BF hat mit seiner afghanischen Familie bis zu dessen Ausreise auch 

in Kabul zusammengelebt und ist somit mit den kulturellen Gepflogenheiten seines 

Herkunftsstaates vertraut. Der BF hat in Afghanistan nach wie vor ein familiäres und soziales 

Netz in Form seines Bruders, dessen Familie, seines Vaters sowie mehrerer Onkel und Tanten. 

Aufgrund seiner bestehenden Arbeitsfähigkeit hat dieser die Möglichkeit sich insbesondere 

auch mit Unterstützung seiner Familie in den großen Städten wie Kabul, Masar –e Sharif, oder 

Herat eine Existenzgrundlage zu sichern.  

In den aktuellen Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs afghanischer 

Asylsuchender vom 30.08.2018 äußert UNHCR angesichts der gegenwärtigen Sicherheitslage 

sowie der menschenrechtlichen und humanitären Situation in Kabul die Auffassung, dass eine 
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interne Schutzalternative in dieser Stadt grundsätzlich nicht verfügbar sei (UNHCR-Richtlinien 

vom 30.08.2018, S 129 in der deutschen Fassung). 

UNHCR änderte damit in Relation zu den Richtlinien vom 19.04.2016 seine Schlussfolgerung 

zur Relevanz und Zumutbarkeit einer innerstaatlichen Fluchtalternative in der Stadt Kabul, 

dies auf Basis der (sofern nichts Anderes angegeben) dem UNHCR am 31.05.2018 bekannten 

Informationen. 

Nach den Richtlinien vom 30.08.2018 ist UNHCR außerdem vor dem näher dargestellten 

Hintergrund der Ansicht, dass eine vorgeschlagene innerstaatliche Flucht- und 

Neuansiedlungsalternative nur sinnvoll möglich (und zumutbar) ist, wenn die Person Zugang 

zu Unterkünften, grundlegenden Dienstleistungen, wie Sanitärversorgung, 

Gesundheitsversorgung und Bildung sowie Möglichkeiten für den Lebensunterhalt oder 

nachgewiesene und nachhaltige Unterstützung für den Zugang zu einem angemessenen 

Lebensstandard hat. Darüber hinaus hält UNHCR eine innerstaatliche Flucht- und 

Neuansiedlungsalternative nur für zumutbar, wenn die Person Zugang zu einem 

Unterstützungsnetzwerk von Mitgliedern ihrer (erweiterten) Familie oder Mitgliedern ihrer 

größeren ethnischen Gemeinschaft in der Gegend der potenziellen Umsiedlung hat, die 

beurteilt wurden, bereit und in der Lage zu sein, dem Antragsteller in der Praxis echte 

Unterstützung zu leisten. 

UNHCR ist weiters der Ansicht, dass die einzige Ausnahme von der Anforderung der externen 

Unterstützung alleinstehende, leistungsfähige Männer und verheiratete Paare im 

erwerbsfähigen Alter sind, soweit keine spezifischen Vulnerabilitäten (wie näher beschrieben) 

vorliegen. Unter bestimmten Umständen können diese Personen ohne familiäre und soziale 

Unterstützung in urbaner und semi-urbaner Umgebung leben, soweit diese Umgebung über 

die notwendige Infrastruktur und Lebensgrundlagen verfügt, um die Grundbedürfnisse des 

Lebens zu decken und soweit diese einer wirksamen staatlichen Kontrolle unterliegt (vgl. S. 

125). 

Bei dieser Beurteilung verkennt das erkennende Gericht nicht, dass UNHCR nach seiner 

aktuellen Richtlinie eine innerstaatliche Schutzalternative in Kabul grundsätzlich ausschließt. 

Der Einschätzung und Schlussfolgerung kommt zweifelsohne bei der Beurteilung der Situation 

vor Ort Gewicht zu, insofern wird der Richtlinie besondere Beachtung geschenkt. Das 

erkennende Gericht geht insoweit mit der Schlussfolgerung der UNHCR-Richtlinie konform, 

als es die Sicherheitslage und die sozio-ökonomische Situation in Kabul als stark angespannt 

sieht. 
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Dass es sich sowohl bei der Frage, ob im Fall einer Rückkehr nach Afghanistan in Kabul die 

reale Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK besteht, als auch bei der Frage der 

Zumutbarkeit einer in Betracht kommenden innerstaatlichen Fluchtalternative jeweils um 

eine rechtliche Beurteilung handelt, welche freilich in den Feststellungen Deckung finden 

muss, hat der Verwaltungsgerichtshof bereits klargestellt (vgl. etwa VwGH 27.06.2017, Ra 

2016/18/0277; 21.03.2018, Ra 2017/18/0372; 02.08.2018, Ra 2017/19/0229). Diese 

rechtliche Beurteilung kann durch die Richtlinien des UNHCR (ebenso wenig wie durch den 

dem Verfahren zugrunde gelegten EASO-Bericht, der zu einem anderen Schluss kommt als 

UNHCR) nicht vorweggenommen werden. 

Auf Basis der bereits dargestellten Judikatur des EGMR, des Verfassungsgerichtshofs und des 

Verwaltungsgerichtshofs führt aufgrund des festgestellten Sachverhalts die Prüfung der 

maßgeblichen Kriterien daher entgegen der allgemeinen Einschätzung des UNHCR und in 

Übereinstimmung mit dem EASO-Leitfaden im konkreten Fall zu dem Ergebnis, dass dem BF 

bei Inanspruchnahme der innerstaatliche Fluchtalternative in Kabul keine Verletzung seiner 

durch Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der durch die Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention 

geschützten Rechte droht und für ihn als Zivilperson keine ernsthafte Bedrohung des Lebens 

oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 

innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 

Unter Berücksichtigung der dargelegten persönlichen Umstände des BF wäre es diesem aber 

auch möglich und zumutbar (selbst wenn man der gegenständlichen Einschätzung und 

Beurteilung des erkennenden Gerichts zu Kabul nicht folgen und eine Niederlassung dort nicht 

als möglich und zumutbar ansehen würde), sich in Mazar-e Sharif und Herat anzusiedeln, wo 

sich zudem, wie ausgeführt, die Sicherheitssituation als weniger angespannt darstellt als in 

Kabul. 

Der BF kann durch die Inanspruchnahme von Rückkehrhilfe zumindest übergangsweise in 

Kabul, Masar –e Sharif oder Herat das Auslangen finden. Deshalb ist auch nicht zu befürchten, 

dass er bereits unmittelbar nach seiner Rückkehr und noch bevor er in der Lage wäre, selbst 

für seinen Unterhalt zu sorgen, in eine existenzbedrohende bzw. wirtschaftlich ausweglose 

Lage geraten zu können. Seine Existenz könnte er dort mit Hilfs- und Gelegenheitsarbeiten 

sichern. Es gibt somit keine hinreichenden Anhaltspunkte dafür, dass der BF in Ansehung 

existentieller Grundbedürfnisse (z.B. Nahrung, Unterkunft) einer ausweglosen bzw. 

existenzbedrohenden Situation ausgesetzt wäre. Er kann mit (anfänglicher) finanzieller 

Unterstützung seiner in Großbritannien lebenden Schwester rechnen, die auch seinen Vater 

und Bruder unterstützt und könnte auch im erwähnten Ausmaß durch Rückkehrhilfen 
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Unterstützung finden. Auch ist der BF alleinstehend und hat keine Kinder, weshalb er nur für 

seinen eigenen Lebensunterhalt aufkommen muss. 

Im gegenständlichen Fall haben sich in einer Gesamtschau der Angaben des BF und unter 

Berücksichtigung der zur aktuellen Lage in Afghanistan herangezogenen Erkenntnisquellen 

keine konkreten Anhaltspunkte dahingehend ergeben, wonach die unmittelbar nach erfolgter 

Rückkehr allenfalls drohenden Gefahren nach Art, Ausmaß und Intensität von einem solchen 

Gewicht wären, dass sich daraus bei objektiver Gesamtbetrachtung für den BF mit 

maßgeblicher Wahrscheinlichkeit das reale Risiko einer derart extremen Gefahrenlage 

ergeben würde, die im Lichte der oben angeführten Rechtsprechung einen 

außergewöhnlichen Umstand im Sinne des Art. 3 EMRK darstellen und somit einer 

Rückführung nach Afghanistan entgegenstehen würde. Die bloße Möglichkeit einer allenfalls 

drohenden extremen (allgemeinen) Gefahrenlage in Afghanistan reicht nicht aus, sondern es 

müssen vielmehr konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass gerade der Betroffene einer 

derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde (VwGH 27.02.2001, Zl. 98/21/0427; 20.06.2002, Zl. 

2002/18/0028; konkret zu Afghanistan: zB Urteil des deutschen Bundesverwaltungsgerichts 

vom 29.06.2010, Zl. BVerwG 10 C 10.09; weiters EGMR 20.07.2010, N. gg. Schweden, Zl. 

23505/09, Rz 52ff; 13.10.2011, Husseini gg. Schweden, Zl. 10611/09, Rz 84; 20.12.2011, J.H. 

gg. Vereinigtes Königreich, Zl. 48839/09, Rz 55). 

Unter Berücksichtigung der Länderberichte und der persönlichen Situation des BF ist in einer 

Gesamtbetrachtung nicht zu erkennen, dass er im Fall seiner Abschiebung nach Afghanistan 

und einer Ansiedlung in einer der großen Städte in eine ausweglose Lebenssituation geraten 

und real Gefahr laufen würde, eine Verletzung seiner durch Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der 

durch die Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention geschützten Rechte zu erleiden. Die 

Prüfung der maßgeblichen Kriterien führt im konkreten Fall zu dem Ergebnis, dass dem BF 

insbesondere eine Ansiedlung in einer der großen Städte von Afghanistan wie Kabul, Mazar – 

e Sharif oder Herat möglich und auch zumutbar ist. Der BF hat gegenüber der Behörde 

detailliert und konkret nicht dargelegt, dass exzeptionelle Umstände vorliegen, die ein reales 

Risiko einer drohenden Verletzung von Art. 3 EMRK bedeuten; auch die Beschwerde hat es 

nicht unternommen, ein derartiges Vorbringen zu erstatten, sondern lediglich ausgeführt, 

"dass sich die Sicherheitssituation im gesamten Staatsgebiet von Afghanistan drastisch 

verschlechtert habe", dass er im Fall der Rückkehr nach Afghanistan einer realen Gefahr im 

Sinne des Art. 3 EMRK ausgesetzt wäre . 

Auch im Hinblick auf die weltweite Ausbreitung des COVID-19 Erregers kann unter 

Zugrundelegung der medial ausführlich kolportierten Entwicklungen auch im Herkunftsland 
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bislang keine derartige Entwicklung erkannt werden, die im Hinblick auf eine Gefährdung nach 

Art. 3 EMRK eine entscheidungsrelevante Lageänderung erkennen lässt (zu den aktuellen 

Zahlen vgl. WHO COVID-2019 Situation Report Nr. 78, 

08.04.2020,https://www.who.int/docs/default-source/coronaviruse/situation-

reports/20200407-sitrep-78-covid-19.pdf?sfvrsn=bc43e1b_2). 

Unabhängig davon liegen sowohl im Hinblick auf sein Alter als auch seinen 

Gesundheitszustand keine Anhaltspunkte vor, wonach der BF bei einer allfälligen COVID-19 

Infektion einer besonderen Risikogruppe angehören würde. 

Im Ergebnis war daher die Beschwerde auch gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen 

Bescheides als unbegründet abzuweisen. 

Zur Beschwerde gegen die weiteren Spruchpunkte des angefochtenen Bescheides: 

3.3.1. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit 

einer Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. 

Hauptstück des FPG zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl 

bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des 

Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und von Amts wegen ein 

Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 2005 nicht erteilt wird sowie kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 

9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt. 

Gemäß § 57 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von 

Amts wegen oder auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" 

zu erteilen: 

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 

oder Abs. 1a FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafür 

weiterhin vorliegen, es sei denn, der Drittstaatsangehörige stellt eine Gefahr für die 

Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar oder wurde von einem inländischen 

Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt. Einer Verurteilung durch 

ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, 

die den Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht, 

2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur 

Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit 

solchen strafbaren Handlungen, insbesondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel 

oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder 

3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig oder nicht 
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niedergelassen ist, Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 

382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen wurde oder erlassen hätte werden können und der 

Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung der "Aufenthaltsberechtigung 

besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist.  

Der Beschwerdeführer ist als Staatsangehöriger von Afghanistan kein begünstigter 

Drittstaatsangehöriger und es kommt ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen 

Bundesgesetzen zu. Er befindet sich seit Juni 2015 im Bundesgebiet und sein Aufenthalt ist 

nicht geduldet. Er ist auch kein Zeuge oder Opfer von strafbaren Handlungen und auch kein 

Opfer von Gewalt. Die Voraussetzungen für die amtswegige Erteilung eines Aufenthaltstitels 

gemäß § 57 AsylG 2005 liegen daher nicht vor, wobei dies weder im Verfahren noch in der 

Beschwerde auch nur behauptet wurde. 

3.3.3. § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG lautet: 

"(1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur 

Außerlandesbringung gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein 

Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden 

eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur Erreichung der im 

Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind 

insbesondere zu berücksichtigen: 

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt 

des Fremden rechtswidrig war, 

2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 

3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 

4. der Grad der Integration, 

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 

6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 

7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, 

Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts, 

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in 

dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden 

zurechenbaren überlangen Verzögerungen begründet ist. 

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, 

insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, 

abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann 
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auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf 

Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist 

insbesondere dann der Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf 

Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder 

Personen, die über ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes 

Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), 

BGBl. I Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre." 

Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und 

Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs. Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der 

Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit 

dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 

demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, 

das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 

strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der 

Rechte und Freiheiten anderer notwendig und in diesem Sinne auch verhältnismäßig ist. 

Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern 

und (minderjährigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche 

Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine gewisse Intensität aufweisen, etwa ein 

gemeinsamer Haushalt vorliegt (vgl. dazu EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 

28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; Frowein/Peukert, Europäische 

Menschenrechtskonvention, EMRK-Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Art. 8; 

Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schützt die Verfassung? ÖJZ 1998, 761; 

vgl. auch Rosenmayer, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1). In der 

bisherigen Spruchpraxis der Straßburger Instanzen wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 

8 EMRK zu schützende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und Großeltern (EGMR 

13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; s. auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, 

EuGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) 

und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 

494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78, EuGRZ 

1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, 

ÖJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensität 

wurde von der Kommission auch für die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern 

gefordert (EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). 

3.3.4. Wie bereits oben auführlich dargelegt liegt bei dem Beschwerdeführer im konkreten 

Einzelfall eine nachgewiesen besonders ausgeprägte Integration, sowohl in sprachlicher, 

persönlicher, wirtschaftlicher, sozialer und kultrueller Hinsicht im Bundesgebiet vor.  
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Der Beschwerdefüher hat während der Dauer seines Aufenthaltes insgesamt einen 

entsprechend hohen Grad der Integration in sprachlicher und gesellschaftlicher Hinsicht 

erreicht, der sich vor allem im erfolgreichen Erwerb von Deutschkenntnissen und in der 

umfassenden Teilnahme am sozialen und beruflichen Leben manifestiert. 

Unter diesen Umständen fällt es nicht entscheidend ins Gewicht, dass der Beschwerdeführer 

keine familiären Bindungen iSd Art. 8 EMRK in Österreich hat. Im Zusammenhalt mit der 

insgesamten Dauer des Aufenthaltes und der wirtschaftlichen und sozialen Integration ergibt 

sich bei einer sämtliche persönlicher Aspekte abwägenden Gesamtbetrachtung, dass im 

gegenständilchen Einzelfall der mit der Außerlandesbringung verbundene Eingriff in das 

Privatleben des BF unzulässig ist. 

Damit überwiegen aufgrund von Umständen, die nicht bloß vorübergehend sind, die privaten 

Interessen des Beschwerdeführers am Verbleib im österreichischen Bundesgebiet gegenüber 

den öffentlichen Interessen, weshalb eine Rückkehrentscheidung/Ausweisung einen 

unverhältnismäßigen Eingriff in sein durch Art. 8 EMRK geschütztes Recht darstellen würde. 

Die Erteilung einer Aufenthaltsberechtigung gem. §9 Abs. 2 BFA – VG ist in casu zur 

Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK damit im 

konkreten Einzelfall geboten.  

Der Beschwerde gegen die Spruchpunkte III. bis IV. des angefochtenen Bescheides war daher 

stattzugeben und festzustellen, dass die Erlassung einer Rückkehrentscheidung auf Dauer 

unzulässig ist. 

3.3.5. Gemäß § 58 Abs. 2 AsylG 2005 ist die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 55 AsylG 

2005 von Amts wegen zu prüfen, wenn eine Rückkehrentscheidung aufgrund des § 9 Abs. 1 

bis 3 BFA-VG auf Dauer unzulässig erklärt wird. 

Gemäß § 55 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von 

Amts wegen oder auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, 

wenn 1. dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens 

im Sinne des Art. 8 EMRK geboten ist und 2. der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der 

Integrationsvereinbarung gemäß § 9 Integrationsgesetz (IntG), BGBl. I Nr. 68/2017, erfüllt hat 

oder zum Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren 

Einkommen die monatliche Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines 

Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. I Nr. 189/1955) erreicht wird. Nach § 55 Abs. 2 AsylG 
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2005, ist eine "Aufenthaltsberechtigung" zu erteilen, wenn nur die Voraussetzung des Abs. 1 

Z 1 leg. cit. vorliegt. 

Im Beschwerdeverfahren wurde aufgezeigt, so etwa in der Stellungnahme vom 05.10.2020, 

dass der Beschwerdefüher das Modul I der Integrationsvereinbarung erfüllt hat und damit die 

Voraussetzungen gem. §55 Abs.1 AsylG insgesamt erfüllt hat.   

In Anbetracht dessen ergibt sich, dass dem Beschwerdeführer ein Aufenthaltstitel gemäß § 55 

AsylG 2005 von Amts wegen zu erteilen ist, wobei gemäß § 55 Abs. 1 Z. 2 AsylG 2005 aufgrund 

der Erfüllug des Moduls I der Integrationsvereinbarung die Voraussetzungen für den 

Aufenthaltstitel "Aufenthaltsberechtigung plus" vorliegen. 

Der Aufenthaltstitel gilt gemäß § 54 Abs. 2 AsylG 2005 zwölf Monate lang, beginnend mit dem 

Ausstellungsdatum. Das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl hat dem Beschwerdeführer 

den Aufenthaltstitel gemäß § 58 Abs. 7 AsylG 2005 auszufolgen, der Beschwerdeführer hat 

dabei gemäß § 58 Abs. 11 AsylG 2005 mitzuwirken.  

Der Aufenthaltstitel gilt gemäß § 54 Abs. 2 AsylG 2005 zwölf Monate lang, beginnend mit dem 

Ausstellungsdatum. 

Es war somit insgesamt spruchgemäß zu entscheiden.  

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen. 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die 

gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Weiters ist die 

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 

beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu 

lösenden Rechtsfrage vor. 

Im vorliegenden Fall liegen die tragenden Elemente der Entscheidung in der Asyl- und 

Aufnahmesituation im Mitgliedsstaat, die auf den umfassenden und aktuellen Feststellungen 
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der Behörde über die Lage im Vertragsstaat beruht, sowie in der Bewertung der Intensität des 

Privat- und Familienlebens des BF und demgemäß in Tatbestandsfragen. 

Hinsichtlich der Einordnung des Sachverhaltes konnte sich das Bundesverwaltungsgericht 

insbesondere auf die Rechtsprechung der Höchstgerichte und des EGMR bzw. auf eine 

ohnehin klare Rechtslage stützen. Die maßgebliche Rechtsprechung wurde bei den rechtlichen 

Erwägungen wiedergegeben.  


